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Alla mia dolce amica Patry, 

il mio angelo custode. 

Porto con me il tuo sorriso, la tua voce, 

la tua luce che non si è mai spenta. 

Hai sostenuto il mio cuore 

quando credevo di non farcela, 

e continui a farlo anche ora, 

in silenzio. 

Questo traguardo è per te, 

che vivi in ogni mio respiro 

e in ogni mia forza ritrovata. 
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Einleitung 

In den letzten Jahrzehnten ist eine Zunahme der internationalen Mobilität zu beobachten, und 

die sprachliche Vielfalt innerhalb der europäischen Gesellschaften stellt eine große Herausfor-

derung dar. Diese Problematik manifestiert sich ebenfalls im Kontext der Haftanstalten, die sich 

mit einer zunehmenden Präsenz ausländischer Inhaftierter auseinandersetzen, die nicht die 

Amtssprache des Landes beherrschen, in dem sie inhaftiert sind. Die Gewährleistung einer ef-

fektiven Kommunikation innerhalb der Haftanstalten ist essenziell, um die Gleichbehandlung 

von fremdsprachigen und einheimischen Inhaftierten sowie die Achtung der Grundrechte si-

cherzustellen. Die Herstellung einer ungehinderten Kommunikation ist dabei nicht nur für den 

Zugang zur Justiz, sondern auch für den Alltag in Haftanstalten und für die Wahrung eines 

sicheren und respektvollen Umfelds von zentraler Bedeutung. Es herrscht jedoch Unklarheit 

hinsichtlich der effektiven Bewältigung von Sprachbarrieren, was die Erreichung dieser Ziele 

erheblich erschwert. 

Das Ziel der vorliegenden Masterarbeit besteht in der Analyse der Situation des Dol-

metschens in diesem spezifischen Kontext, der über viele Jahre unbeachtet blieb, jedoch dank 

jüngster Studien und Forschungen zunehmend an Bedeutung gewonnen hat. Der Fokus liegt 

dabei auf der Untersuchung der von zwei Ländern, Italien und Österreich, gewählten Lösungs-

ansätze zur Überwindung sprachlicher und kultureller Barrieren im Bereich des Strafvollzugs. 

Die Analyse stützt sich auf relevante Fachliteratur sowie auf spezifische europäische und nati-

onale Rechtsvorschriften.  

Zunächst erfolgt ein theoretischer Teil, in dem die Thematik der Kommunikation im 

Strafvollzug sowie eine Darstellung der zentralen Schwierigkeiten und Herausforderungen in 

diesem Bereich vorgestellt werden. Im weiteren Verlauf werden die LeserInnen in die Thematik 

des Dolmetschens in Haftanstalten eingeführt, ein Bereich, der sich weit über den juristischen 

Kontext hinaus bezieht: Die Kommunikation im Strafvollzug umfasst ein breites Spektrum von 

Situationen, die in vielen Fällen dem Alltag außerhalb der Haftanstalten ähneln. Auch in diesen 

Situationen ist das Sprachverständnis von wesentlicher Bedeutung. 

Im Folgenden wird eine Beschreibung der besonderen räumlichen, organisatorischen 

und emotionalen Gegebenheiten von Haftanstalten und deren Auswirkungen auf die Dolmet-

scherInnen und ihre Leistung erörtert. Darüber hinaus wird das Profil der in diesem Umfeld 

tätigen DolmetscherInnen beleuchtet: Im Arbeitsalltag sind sie mit einer Vielzahl teils wider-

sprüchlicher Erwartungen verschiedener Beteiligter konfrontiert. 
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Das dritte Kapitel beginnt mit einer organisatorischen und strukturellen Darstellung der 

Haftanstalten in Österreich und Italien, um den LeserInnen ein klares Verständnis des Untersu-

chungsbereichs dieser Masterarbeit zu vermitteln. Diese Übersicht trägt dazu bei, Unterschiede 

zwischen den beiden untersuchten Strafvollyugssysteme deutlich herauszuarbeiten. Im Folgen-

den werden Zahlen zur freien Bevölkerung sowie zu Inhaftierten in beiden Ländern präsentiert, 

wobei zwischen einheimischen und ausländischen Personen unterschieden wird. Ziel ist es, auf 

Grundlage der Anzahl ausländischer Personen in beiden Ländern, insbesondere im Strafvoll-

zug, die Relevanz sprachlicher Unterstützung durch DolmetscherInnen zu verdeutlichen. Dar-

über hinaus wird auf die in Haftanstalten Österreichs und Italiens am häufigsten vertretenen 

Fremdsprachen eingegangen, die bereits deutliche Unterschiede zwischen den beiden Ländern 

erkennen lassen. 

Das vierte Kapitel behandelt die konkreten Lösungen, die in den beiden untersuchten 

Ländern zur Bewältigung von Sprachschwierigkeiten im Strafvollzug eingesetzt werden, wobei 

zwischen professionellen und nicht-professionellen DolmetscherInnen unterschieden wird. Au-

ßerdem wird das Berufsprofil der interkulturellen MediatorInnen (Mediatori Interculturali) vor-

gestellt, die in Italien eine zentrale Rolle in den Beziehungen zwischen Behörden und Migran-

tInnen spielen. Wie gezeigt wird, verfügen sie über Kenntnisse sogenannter Bedarfssprachen, 

die in der Regel nicht Teil universitärer Ausbildungsprogramme sind. 

In den Kapiteln fünf und sechs wird das übergeordnete Feld des Dialogdolmetschens 

behandelt, wobei auf dessen spezifische Herausforderungen eingegangen wird. Das Dialogdol-

metschen ist sowohl in Haftanstalten als auch in zahlreichen weiteren institutionellen und all-

täglichen Kontexten der am häufigsten eingesetzte Dolmetschmodus. Darüber hinaus wird ein 

Vergleich hinsichtlich Ausbildung, Qualifizierung und Zertifizierung der in diesen Settings tä-

tigen Dolmetschenden vorgenommen. Dieser Vergleich sowie die Darstellung der in Österreich 

entwickelten Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen verdeutlichen, dass die Ausbildungs-

strukturen in Österreich stärker systematisiert sind, während sich die Situation in Italien als 

fragmentiert und heterogen erweist.  
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1. Kommunikation im Strafvollzug 

In den meisten Haftanstalten Europas ist eine Vielzahl unterschiedlicher Nationalitäten vertre-

ten, was zu einer großen sprachlichen, kulturellen und religiösen Diversität führt. In solchen 

Einrichtungen leben Menschen aus unterschiedlichen Ländern auf engem Raum zusammen und 

teilen oftmals nur die Gemeinsamkeit, dass sie in Bezug auf eine von ihnen begangene Straftat 

in einer marginalen gesellschaftlichen Position sind. Das Leben in Haft, das bereits durch er-

hebliche Einschränkungen geprägt ist, stellt für ausländische Inhaftierte eine besonders große 

Herausforderung dar. Im Rahmen der vorliegenden Masterarbeit wird der Begriff Haftanstalt 

als Oberbegriff verwendet, um sämtliche Einrichtungen zu bezeichnen, in denen Personen auf-

grund einer Straftat oder ihrer Gefährlichkeit der persönlichen Freiheit entzogen werden. Diese 

terminologische Vereinheitlichung dient der konzeptionellen Klarheit und der besseren Lesbar-

keit der Arbeit. Eine präzisere Differenzierung der verschiedenen Einrichtungsarten in Öster-

reich und Italien erfolgt in Kapitel 3. 

Van Kalmthout et al. (2007: 17) erläutern, dass Sprachbarrieren eine der größten 

Schwierigkeiten in diesem Kontext darstellen. Diese resultieren aus einer unzureichenden Be-

herrschung der Amtssprache des jeweiligen Landes durch die nicht muttersprachlichen Inhaf-

tierten. Zudem gehen Sie davon aus, dass Sprachbarrieren häufig ein zentraler Faktor für die 

Entstehung zahlreicher Herausforderungen sind, mit denen ausländische Inhaftierte in ihrem 

Alltag konfrontiert sind.  

Haftanstalten gelten von Natur aus als Orte des Leidens und der persönlichen Einschrän-

kungen für die Inhaftierten. Der Freiheitsentzug bedeutet in der Tat einen drastischen Einschnitt 

in das Alltagsleben des Individuums und kann zu erheblichen psychischen Belastungen führen. 

Der Status als ausländische Inhaftierte kann die Situation erheblich verschlimmern: Diese Per-

sonen werden als besonders vulnerable Gruppe gesehen, weil sie aufgrund von Sprachschwie-

rigkeiten die bereitgestellten Informationen nicht vollständig verstehen und sich nicht ausdrü-

cken können. Infolgedessen fühlen sie sich häufig in einem ihnen fremden Kontext ausgegrenzt, 

dessen Strukturen und Regeln sie nicht genau kennen (vgl. Garcés & Gutiérrez 2017: 122). 

Auch Baixauli-Olmos (2013: 45) betont in seiner Untersuchung, dass Sprachbarrieren 

in den Haftanstalten als eine dringliche Problematik zu betrachten sind, und unterstreicht die 

grundlegende Bedeutung der zwischenmenschlichen Interaktionen in diesem spezifischen Kon-

text. Er merkt an, dass, wenn Inhaftierten die Möglichkeit zur Kommunikation mit anderen 

verwehrt wird, die Freiheitsentziehung als eine besonders belastende Strafe erfahren werden 

kann. Kommunikation ist tatsächlich ein wesentliches Bedürfnis der Menschen und niemandem 
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darf dieses Recht vorenthalten werden. In einer aktuellen Studie beschreibt Kadrić (2024) die 

Kommunikation als ein essenzielles Instrument für das menschliche Zusammenleben, sowohl 

auf individueller als auch auf gesellschaftlicher Ebene: Einerseits ermöglicht sie, neue Bezie-

hungen aufzubauen und Konflikte zu bewältigen, indem man Gefühle, Meinungen und Bedürf-

nisse äußern kann; andererseits ist sie wesentlich für die Bewahrung institutioneller Strukturen 

und die Sicherung gesellschaftlicher Ordnung. Der Grad an Fairness innerhalb einer Gesell-

schaft hängt auch stark von der zwischenmenschlichen Kommunikation ab (vgl. Kadrić 2024: 

145). In Haftanstalten, in denen Menschen von ihren Angehörigen getrennt leben und ihre Frei-

heit eingeschränkt ist, spielt die Kommunikation eine besonders wichtige Rolle, um ihnen ein 

menschenwürdiges Leben zu gewährleisten. 

Die Forschung bestätigt, dass sich ausländische Inhaftierte in einer besonders schutzbe-

dürftigen Lage befinden, da die Sprachbarriere häufig ein zentraler Faktor ist, der ihre grundle-

genden Rechte gefährdet und ihnen den Zugang zu wichtigen Dienstleistungen sowie ihre In-

tegration in der Haftanstalt erschwert (vgl. Baixauli-Olmos 2013: 45). Diese können außerdem 

den Ausgangspunkt für eine kritische Entwicklung des Haftverlaufs darstellen, weil sie schon 

beim ersten Kontakt mit den Institutionen verhindern, dass die Bedürfnisse dieser Menschen-

gruppe erkannt und berücksichtigt werden; aufgrund sprachlicher Missverständnisse und feh-

lender Kenntnisse des fremden Strafvollzugsystems wird der Alltag für ausländische Inhaftierte 

besonders herausfordernd und diese Unsicherheiten führen häufig zu Spannungen und Kon-

flikte (vgl. Spinzi 2014: 24ff.). 

Es wird schon hier evident, wie komplex und problematisch die Situation für Inhaftierte 

in Haftanstalten sein kann, wenn sie die Amtssprache der jeweiligen Einrichtung nicht beherr-

schen. Ein Mangel an adäquaten Instrumenten zur Überwindung der Sprachbarrieren kann auch 

eine mögliche Ursache für Diskriminierungsformen darstellen, indem wesentliche Rechte die-

ser vulnerablen Menschengruppen verletzt werden können. 

In Bezug auf das Diskriminierungsverbot in all seinen Formen erscheint es notwendig, 

sich auf die Untersuchung von Martínez-Gómez (2018) zu stützen, die die fehlende Bereitschaft 

vieler Staaten zur Gewährleistung der sprachlichen Rechte ausländischer Inhaftierter kritisiert. 

Die Autorin erklärt, dass ihre konkrete Umsetzung in diesem spezifischen Umfeld stets unzu-

reichend ist, obwohl das übergeordnete Menschenrechtsprinzip der Nichtdiskriminierung, auch 

in Bezug auf Sprache und Herkunft, in internationalen und nationalen Vorschriften zur Straf-

vollzugsverwaltung seit langem verankert ist. Sie zeigt, dass, während solche Bestimmungen 

auf internationaler Ebene meist unverbindlich formuliert werden, sie in nationalen Strafvoll-

zugsvorschriften häufig unklar oder unberücksichtigt bleiben. Deshalb gibt es große 
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Unterschiede bei den Maßnahmen, die von den verschiedenen Haftanstalten in dieser Hinsicht 

ergriffen werden (vgl. Martínez-Gómez 2018: 152).  

Auch Kadrić (2024: 146) ist der Meinung, dass Justiz- und Strafvollzugssysteme noch 

kaum Aufmerksamkeit auf die sprachliche Verständigung von Inhaftierten richten und die Rolle 

professioneller Dolmetscherdienste für eine erfolgreiche Kommunikation nur unzureichend be-

rücksichtigen. In diesem Kontext könnte der Einsatz von professionellen DolmetscherInnen als 

ein entscheidendes Instrument zur Verbesserung der Lebensbedingungen nicht muttersprachli-

cher Inhaftierter erscheinen. 

Der tatsächliche Bedarf an Sprachmittlung wird jedoch oft nicht wahrgenommen. In 

seiner 2013 veröffentlichten Studie weist Baixauli-Olmos (2013: 53) darauf hin, dass die Ein-

schätzung der sprachlichen Realität durch das Haftanstaltspersonal nicht immer mit der Selbst-

einschätzung der Inhaftierten übereinstimmt: Obwohl Erstere davon ausgehen, dass eine Ver-

ständigung problemlos möglich ist, sind Inhaftierte selbst der Meinung, dass oft Kommunika-

tionsprobleme bestehen. In Übereinstimmung mit Baixauli-Olmos (2013) argumentieren auch 

van Kalmthout et al. (2007: 17), dass die zwischenmenschliche Interaktion für die ausländi-

schen Inhaftierten nicht einfach ist: Ihre Kommunikationsmöglichkeit hängt häufig von situa-

tiven Faktoren ab, wie z.B. der Verfügbarkeit von DolmetscherInnen, der Unterstützung durch 

Mitinhaftierte sowie der Sensibilität des Haftanstaltspersonals. 

Die Haftanstalten sehen sich in den meisten Fällen damit konfrontiert, kurzfristige Ad-

hoc-Lösungen zu suchen und diese mithilfe ihrer eigenen Ressourcen umzusetzen. Diese Maß-

nahmen sind aber nicht immer geeignet, um die Sprachschwierigkeiten zu reduzieren. Diese 

Hypothese wird auch in der Überlegung von Martínez-Gómez (2014a) bestätigt. Treten in einer 

bestimmten Situation sprachliche Barrieren auf, so bemühen sich auch die unmittelbaren Be-

troffenen, Unterstützung bei Mitinhaftierten zu finden, deren Sprachkenntnisse geeignet er-

scheinen, um die Verständigung zwischen den Parteien zu erleichtern. Obwohl diese Vorge-

hensweise in der Regel nicht den Standards professioneller Sprachmittlung entspricht, wird sie 

durch gesetzliche Bestimmungen erlaubt (vgl. Martínez-Gómez 2014a: 244). 

Die leichtere Verfügbarkeit von Ad-hoc-DolmetscherInnen schließt jedoch den Einsatz 

professioneller Dolmetscherdienste nicht aus. Diese werden jedoch meist nur in Ausnahmefäl-

len eingesetzt und werden eher als zusätzliche Maßnahme in besonderen Situationen betrachtet 

(vgl. Martínez-Gómez 2014a: 245f.). Der Einsatz professioneller Dolmetscherdienste kann we-

sentlich dazu beitragen, Sprachschwierigkeiten in diesem sensiblen Bereich zu überwinden und 

eine gleichberechtigte Behandlung ausländischer und einheimischer Inhaftierter sicherzustel-

len. 
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Die Auseinandersetzung mit dem Thema Translation in Haftanstalten wurde in der wis-

senschaftlichen Literatur lange Zeit nur selten behandelt. Die wenigen vorhandenen Studien 

konzentrierten sich zunächst häufig auf generelle Fragestellungen oder auf die spezifischen Ge-

gebenheiten einzelner Länder oder Regionen (vgl. Martínez-Gómez 2014a: 235). In den letzten 

Jahrzehnten hat das Thema jedoch zunehmend an Bedeutung gewonnen, wobei die Forschung 

von zunächst länderbezogenen und allgemeinen Untersuchungen zu internationalen Studien auf 

diesem Gebiet übergegangen ist. Die internationale Studie von Martínez-Gómez (2014a) hat 

zum Beispiel einen bedeutenden Beitrag zu diesem Bereich geleistet, indem sie die Kommuni-

kation in 40 Strafvollzugssystemen weltweit mit einer erheblich großen Inhaftiertenzahl im 

Hinblick auf Übersetzungs- und Dolmetscherdienste untersucht. Ihre Untersuchung zeigt, dass 

in einigen Ländern Fortschritte im Bereich des Dolmetschens in Haftanstalten erzielt wurden. 

Es ist jedoch interessant zu bemerken, dass diese langsame Entwicklung nicht in Ländern mit 

einem hohen Anteil an ausländischen Inhaftierten zu beobachten ist, sondern in denen, die seit 

Jahren eine Vorreiterrolle im Bereich des sogenannten Behördendolmetschens spielen. In Län-

dern, in denen der Anteil fremdsprachiger Inhaftierter hoch ist, wie auch Italien und Österreich, 

die im Fokus dieser Masterarbeit stehen, überwiegen häufig Ad-hoc-Lösungen zur Bewältigung 

von Sprachbarrieren. Andererseits verfolgen Staaten wie England, Wales, Kalifornien und Finn-

land, die einen vergleichsweise geringeren Anteil an ausländischen Inhaftierten aufweisen, stär-

ker strukturierte Strategien im Umgang mit diesen Menschengruppen (vgl. Martínez-Gómez 

2014a: 254). 

 Dieser erste Überblick verdeutlicht, dass es sowohl auf nationaler als auch auf interna-

tionaler Ebene gravierende Defizite bei den Maßnahmen gibt, mit denen Sprachbarrieren abge-

baut und eine gleichberechtigte Teilhabe an der Kommunikation im Strafvollzug gewährleistet 

werden sollen. 

1.1. Stereotype als Auslöser von Diskriminationsformen 

Das Diskriminierungsverbot stellt in den heutigen Gesellschaften einen fest verankerten Grund-

satz dar. Es bildet einen Grundstein der demokratischen Ordnung und des Zusammenlebens und 

wird auch in der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreihei-

ten (EMRK) ausgedrückt. Die EMRK ist ein international rechtsverbindlicher Vertrag, der die 

Menschenrechte und die wichtigsten Freiheitsrechte sicherstellt und nach dem Zweiten Welt-

krieg vom Europarat verabschiedet wurde. Im Artikel 14 enthält sie das wesentliche Prinzip der 

Nichtdiskriminierung: 



15 

 

Der Genuss der in dieser Konvention anerkannten Rechte und Freiheiten ist ohne Diskrimi-

nierung insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der Sprache, der Re-

ligion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, 

der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt oder eines 

sonstigen Status zu gewährleisten. (Art. 14 EMRK) 

Trotzdem kritisiert Martínez-Gómez (2018: 151) die Tatsache, dass dieses Prinzip in der Rea-

lität nicht immer vollständig beachtet wird. Leider sind im Alltag verschiedene Formen der 

Diskriminierung zu beobachten. Wie sich aus den vorherigen Ausführungen ergibt, ist ein sig-

nifikanter Anteil dieser Diskriminierungen in Haftanstalten auf Sprachbarrieren zurückzufüh-

ren. 

In diesem Zusammenhang behauptet Spinzi (2013: 25) in ihrer Arbeit, dass der soziale 

Status einer sogenannten „ausländischen Person“ von der einheimischen Bevölkerung traditio-

nell mit einer negativen Konnotation assoziiert wird; er wird tatsächlich als eine potenzielle 

Bedrohung für die lokale Kultur und Tradition betrachtet. Menschen mit einem Migrationshin-

tergrund werden in der Gesellschaft häufig a priori als „Kriminellen“ angesehen. Diese Tatsache 

verdeutlicht, dass in den heutigen Gesellschaften gravierende Vorurteile existieren, die sich im 

Laufe der Zeit verfestigt haben. Eine Zuschreibung zu einer bestimmten Kategorie beeinflusst 

folglich von Beginn an das Profil einer Person und kann häufig zu diskriminierender Behand-

lung führen. 

In Haftanstalten kommt es regelmäßig zu diskriminierendem Verhalten gegenüber In-

haftierten, die einer sprachlichen, kulturellen oder religiösen Minderheit angehören. Wie bereits 

erörtert, sind Sprachbarrieren eine bedeutende Herausforderung für diese Menschengruppe, 

stellen jedoch nicht die einzige Schwierigkeit dar; auch kulturelle Unterschiede erschweren das 

Zusammenleben in diesem Kontext. Kultur und Sprache sind eng miteinander verbunden: Die 

Art und Weise, wie Menschen miteinander kommunizieren, wird stark vom kulturellen Hinter-

grund der Beteiligten beeinflusst (vgl. Iversen et al. 2013: 66).  

In jeder Form sozialer Interaktion verhält sich der Mensch gemäß bestimmten Normen 

oder Gebräuchen, die für die jeweilige Situation als angemessen angesehen werden. Allerdings 

weisen nicht alle Kulturen dieselben Normen auf: Ein Verhalten, das für eine bestimmte Kultur 

angemessen resultiert, kann von einer anderen als unangemessen bewertet werden. Im Rahmen 

der zwischenmenschlichen Kommunikation manifestieren sich kulturelle Unterschiede deut-

lich, wobei die Beteiligten auf dieser Grundlage häufig Vorstellungen oder Stereotype entwi-

ckeln, die ihre Beziehungen beeinflussen (vgl. Iversen et al. 2013: 67). 
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Der Bereich des Strafvollzugs kennzeichnet sich durch eine große Heterogenität: Men-

schen mit sehr unterschiedlichem Hintergrund hinsichtlich Kultur, Sprache, Bildung oder sozi-

aler Rolle sehen sich gezwungen, zusammenzuleben. In diesem Kontext kann der Aufbau fried-

licher Beziehungen schwierig werden. 

Iversen et al. (2013) zeigen anhand von Interviews mit ausländischen Inhaftierten in 

norwegischen Haftanstalten die Hauptprobleme auf, die bei der Interaktion mit dem Anstalts-

personal entstehen. Die Entwicklung negativer Stereotype, die von den beiden Gruppen einan-

der gegenübergestellt werden, trägt zur Verstärkung der bestehenden sozialen Kluft bei und 

erschwert ihre Beziehungen (vgl. Iversen et al. 2013: 76). 

Häufig wird seitens des Personals eine diskriminierende Haltung gegenüber den auslän-

dischen Inhaftierten gezeigt; dies äußert sich beispielsweise in mangelnder Bereitschaft oder 

Desinteresse, deren Bedürfnisse zu verstehen, was zu Spannungen und Ärger führen kann. 

Fremdsprachige Inhaftierte fühlen sich häufig alleingelassen. Trotz ihrer offensichtlichen 

Sprachschwierigkeiten werden sie tatsächlich in Alltagssituationen fast nie durch Dolmetsche-

rInnen unterstützt, die die Verständigung mit anderen erleichtern könnten. Deshalb sehen sie 

sich oftmals gezwungen, ihren Haftalltag in Stille und Einsamkeit zu verbringen (vgl. Iversen 

et al. 2013: 70f.). Um Missverständnisse und Konflikte mit dem Anstaltspersonal zu vermeiden, 

entscheiden sich Inhaftierte manchmal auch freiwillig dafür, sich zu isolieren und nicht an den 

Aktivitäten im Strafvollzug teilzunehmen. Diese Isolation hat aber negative Einflüsse auf den 

Prozess ihrer Reintegration in die freie Gesellschaft (vgl. Iversen et al. 2013: 74). 

Die Ergebnisse der von Iversen et al. (2013) in norwegischen Haftanstalten durchge-

führten Studie bestätigen die aufgestellte Hypothese von Spinzi (2013), die das Ausmaß der 

Vorurteile gegenüber Menschen hervorhebt, die als „anders“ wahrgenommen werden. 

Eine entscheidende Voraussetzung für die effektive Überwindung von Sprachbarrieren 

ist das Verständnis und die positive Einstellung gegenüber anderen Kulturen; dies könnte dazu 

beitragen, die Interaktionen zwischen ausländischen Inhaftierten und dem Anstaltspersonal zu 

verbessern und diskriminierende Vorfälle gegen Minderheitengruppen zu verhindern. Es ist 

wichtig, dass die Haftanstalten qualifiziertes Personal rekrutieren, das über interkulturelle Fä-

higkeiten verfügt, um adäquat mit Menschen aus unterschiedlichen Kulturen umzugehen (vgl. 

Iversen et al. 2013: 75–76). Dieses Erfordernis wird ebenfalls in der Empfehlung 

CM/Rec(2012)12 des Ministerkomitees des Europarates (Council of Europe 2012) über aus-

ländische Inhaftierte hervorgehoben. Gemäß dieser Empfehlung soll das Personal nach Krite-

rien wie kultureller Sensibilität, Interaktionskompetenz und Sprachkenntnissen ausgewählt und 
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entsprechend geschult werden, um kulturelle Vielfalt zu berücksichtigen und die spezifischen 

Probleme dieser Zielgruppe zu verstehen (Council of Europe 2012: VII, 38–39). 

Andererseits ist es von grundlegender Bedeutung, die entscheidende Rolle von Dolmet-

scherInnen innerhalb dieser Einrichtungen wahrzunehmen: Sie ermöglichen nicht nur die Über-

tragung von Informationen von einer Sprache in eine andere, sondern auch die Herstellung von 

erfolgreichen Interaktionen zwischen unterschiedlichen Kulturen. 

1.2. Sprachenrechte im Strafvollzug: LRs und LHRs 

Der Schutz grundlegender Menschenrechte ist in einer Vielzahl internationaler Verträge und 

anderer Rechtsinstrumente verankert. Dazu zählen unter anderem das Diskriminierungsverbot 

und das Recht auf gleichen Schutz durch das Gesetz, wie in den Artikeln 2 und 7 der Allgemei-

nen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) festgelegt ist.    

Die AEMR, die im Jahr 1948 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen ver-

kündet wurde, bildet eine zentrale Grundlage für den Schutz grundlegender Menschenrechte. 

Gemäß den in der AEMR festgelegten Rechten, deren Geltung sich auf alle Individuen bezieht, 

wird auch Personen, die sich in Haft befinden, Schutz gewährt. Als zentraler Meilenstein im 

Bereich des Menschenrechtsschutzes unterstreicht sie tatsächlich, dass ihre Prinzipien von 

Gleichheit und Nichtdiskriminierung auch für Inhaftierte gelten und somit eine substanzielle 

normative Grundlage darstellen, auch wenn ihre Umsetzung in Bezug auf sprachliche Beson-

derheiten oft unzureichend oder nur marginal erfolgt (vgl. Martínez-Gómez 2018: 156). 

Im Kontext des Strafvollzugs zeigen sich, trotz dieser rechtlichen Garantien, erhebliche 

Defizite bei der Wahrung der Rechte sprachlicher Minderheiten. Die wirksame Kommunikation 

sowie der Zugang zu Sprachdienstleistungen stellen in mehrsprachigen und multikulturellen 

Haftanstalten signifikante Herausforderungen dar. Van Kalmthout et al. (2007: 17) argumentie-

ren, dass der hohe Anteil sprachlicher Minderheiten in Haftanstalten weltweit mit zahlreichen 

Ungleichheiten aufgrund von Sprachbarrieren konfrontiert ist. Diese Barrieren erschweren den 

gleichberechtigten Zugang zu Einrichtungen und Dienstleistungen, führen zu kultureller und 

sozialer Isolation und beeinträchtigen die uneingeschränkte Teilnahme am Haftalltag, was letzt-

lich negative Auswirkungen für die Resozialisierung und den Zutritt zu behandlungsorientierten 

Maßnahmen nach sich zieht. Besonders gravierend sind die Folgen, wenn Inhaftierte aufgrund 

mangelnder Sprachkenntnisse ihre Rechte oder Verfahrensabläufe nur eingeschränkt wahrneh-

men können. 

Gerade im Strafvollzug, wo Menschen mit sehr unterschiedlichen sprachlichen und kul-

turellen Hintergründen aufeinandertreffen, verliert das grundlegende Diskriminierungsverbot 
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hinsichtlich der Kommunikationsbedingungen oft an Bedeutung. In der Praxis manifestiert sich 

eine informelle Hierarchie unter den Inhaftierten, wobei Sprachkenntnisse und nationale Zuge-

hörigkeit über den Zugang zu Informationen und Rechten entscheiden. Dies kann zu einer fak-

tischen Differenzierung in „Inhaftierte erster und zweiter Klasse“ führen. Die Anerkennung 

sprachlicher Rechte ist im Strafvollzug von signifikanter Relevanz, sowohl für den Alltag und 

das Zusammenleben innerhalb dieser Einrichtung als auch für den effektiven Schutz grundle-

gender Menschenrechte.  

In diesem Zusammenhang ist es hilfreich, zwischen Language Rights (LRs) und Lan-

guage Human Rights (LHRs) zu unterscheiden. Diese sind von zentraler Bedeutung in Bezug 

auf die Rechte sprachlicher Minderheiten, insbesondere in vulnerablen Kontexten wie dem 

Strafvollzug. Skutnabb-Kangas (2006: 273) definiert LRs als eine breite Palette sprachbezoge-

ner Rechte, während LHRs eine spezifische Unterkategorie dieser Rechte darstellen, die in den 

normativen Rahmen Universeller Menschenrechte eingebettet sind. LHRs werden als jene LRs 

definiert, die als unverzichtbar erachtet werden, um die Grundbedürfnisse von Menschen zu 

erfüllen und ihnen ein menschenwürdiges Leben sicherzustellen. Ihre Tragweite ist so essenzi-

ell, dass weder staatliche noch private Entitäten berechtigt sind, sie zu missachten oder zu ver-

letzen. 

In ihrer Studie nennt Skutnabb-Kangas (2006) ein konkretes Beispiel aus dem juristi-

schen Bereich, das in direktem Zusammenhang mit dem Thema dieser Masterarbeit – dem 

Strafvollzug – steht. Sie betont, dass in zahlreichen internationalen Verträgen das Recht festge-

schrieben ist, die betroffene Person über die erhobenen Vorwürfe in einer für sie verständlichen 

Sprache zu informieren. Wo nötig, muss ein staatlich finanzierter Dolmetscherdienst zur Verfü-

gung stehen. In den meisten Ländern stellt dieses Recht die einzige sprachbezogene Garantie 

dar, die im Rahmen des Strafverfahrens als LHR tatsächlich gewährleistet ist. Die weiteren 

sprachlichen Rechte, wie beispielsweise der Zugang zu Bildungsangeboten oder sozialen 

Diensten in der eigenen Sprache, werden hingegen als LRs bezeichnet. Deren Umsetzung hängt 

in der Regel von nationalen Entscheidungsprozessen und der Ressourcenverfügbarkeit der je-

weiligen Staaten ab (vgl. Skutnabb-Kangas 2006: 272). Dieses Beispiel veranschaulicht den 

Unterschied zwischen den grundlegenden sprachlichen Menschenrechten und den weiter ge-

fassten Sprachrechten, deren zwingende oder garantierte Erfüllung nicht überall sichergestellt 

wird. Aus dieser Unterscheidung ergeben sich wesentliche Besonderheiten in der Organisation 

und Ausgestaltung von Dolmetscherdiensten im Strafvollzug, da die Gewährleistung von LHRs 

in allen Rechtssystemen zwingend ist, während die Umsetzung weitergehender LRs stark vari-

ieren kann. Es besteht bislang jedoch keine abschließende Einigkeit darüber, welche 
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Phänomene als LHRs einzuordnen sind und welche nicht. Die Klärung dieses Problems wird 

durch die signifikant interdisziplinäre Natur des Themas erschwert: JuristInnen im Bereich der 

Menschenrechte bringen nur begrenzte sprachwissenschaftliche Kenntnisse mit, während 

SprachwissenschaftlerInnen nur über eingeschränkte Erfahrung mit juristischen Sachverhalten 

verfügen (vgl. Skutnabb-Kangas 2006: 274). 

Um den Umfang und die Grenzen der Sprachrechte zu verstehen, ist es erforderlich, die 

Unterscheidung zwischen negativen und positiven Rechten zu berücksichtigen. Das Ziel nega-

tiver Rechte ist es, die Nichtdiskriminierung bei der Ausübung der Grundrechte zu sichern, 

ohne dass der Staat aktive Verpflichtungen eingeht. Positive Rechte hingegen gehen weit über 

bloße negative Rechte hinaus und verpflichten den Staat zu einem proaktiven Vorgehen zum 

Schutz sprachlicher Minderheiten (vgl. Skutnabb-Kangas 2006: 284). Internationale Rechtsin-

strumente enthalten im Allgemeinen eher negative Normen als positive Verpflichtungen für die 

Vertragsstaaten, indem sie insbesondere jegliches diskriminierende Verhalten untersagen. Dies 

zeigt sich auch an den zuvor genannten Bestimmungen, insbesondere Artikel 14 EMKR sowie 

den Artikeln 2 und 7 AEMR, die das Diskriminierungsverbot festschreiben. 

Skutnabb-Kangas (2006: 284) äußert die Kritik, dass die alleinige Anerkennung negati-

ver Rechte die Gefahr einer erzwungenen Assimilation sprachlicher Minderheiten mit sich brin-

gen würde. Die Autorin kommt zu dem Schluss, dass sprachliche Toleranz allein hierfür nicht 

ausreichend ist. Diese Sichtweise steht im Einklang mit Van Kalmthout et al. (2007: 17), die im 

spezifischen Kontext von Haftanstalten ebenfalls betonen, dass die Prinzipien von Gleichheit 

und Nichtdiskriminierung lediglich einen Ausgangspunkt darstellen: Diese Maßnahme gewähr-

leistet jedoch keine tatsächliche Gleichbehandlung. Obwohl in den Strafvollzugssystemen vie-

ler Länder Normen und Vorschriften formal für alle gleichermaßen angewendet werden, bleiben 

die spezifischen Bedürfnisse ausländischer Inhaftierter häufig unberücksichtigt. Dies kann zu 

unbeabsichtigten Diskriminierungen führen (vgl. Van Kalmthout et al. 2007: 17). 

Hervorzuheben ist, dass selbst detailliertere Regelungen, wie beispielsweise die von den 

Vereinten Nationen verkündete Allgemeine Erklärung der Sprachenrechte, keinen vollständi-

gen Schutz von Minderheiten gewährleisten. Sie konstituiert das einzige umfassende internati-

onale Dokument, das Sprachenrechte sowohl auf individueller als auch auf kollektiver Ebene 

als Grundrechte definiert. Sie bezieht sich spezifisch auf das Thema der Sprachenrechte, aber 

ihre Ziele werden häufig als idealistisch beschrieben: Die hohen Erwartungen und die Vielzahl 

der betroffenen Bereiche stellen die Hauptdiskussionspunkte dar und begründen die Schwierig-

keiten ihrer konkreten Umsetzung, weshalb die internationalen Organe die Ratifizierung bis-

lang nicht vorgenommen haben (vgl. Martínez-Gómez 2018: 152f.). 
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Im Kontext des Strafvollzugs sieht die Situation sehr kritisch aus: Obwohl die Inhaftie-

rung ein integraler Bestandteil des Strafverfahrens ist, erhält sie im Vergleich zu anderen Phasen 

oft wenig Beachtung. Besonders deutlich wird dies bei den Rechten von Inhaftierten aus sprach-

lichen Minderheiten, die dadurch zu einer noch stärker übersehenen Gruppe werden. Martínez-

Gómez (2018: 154f.) kritisiert, dass die in den bisherigen Verfahrensphasen erzielten Fort-

schritte bei der Gewährleistung von Sprachenrechten nach Beginn der Haft weder entspre-

chende Anerkennung noch besondere Aufmerksamkeit erfahren. Die Regelung der sprachlichen 

Rechte von Inhaftierten wird derzeit tatsächlich überwiegend durch unverbindliche internatio-

nale Bestimmungen sowie durch lückenhafte nationale Vorschriften mit breiten Interpretations-

spielräumen geregelt. Die Umsetzung dieser Vorschriften ist nicht einheitlich, sondern variiert 

von Staat zu Staat je nach den verfügbaren finanziellen Mitteln, den Leitprinzipien des jewei-

ligen Strafvollzugssystems und den unterschiedlichen Ausgabenprioritäten (vgl. Martínez-

Gómez 2018: 152). 

Auch die in diesen Vorschriften typischerweise verwendeten Formulierungen stellen ein 

kritisches Element dar, da sie oft vage und allgemein gehalten sind und viel Raum für restriktive 

Auslegungen lassen. Um Sprachbarrieren in Haftanstalten abzubauen, sehen die Vorschriften 

in der Regel vor, dass Informationen in einer für die Inhaftierten „verständlichen Sprache“ be-

reitgestellt werden. Darüber hinaus wird häufig die Möglichkeit garantiert, „Unterstützung“ zu 

erhalten oder jemanden zu finden, der beim Verständnis „helfen“ kann, häufig jedoch nur „so 

weit wie möglich“ oder „wenn möglich“. Nur selten findet man Hinweise auf „DolmetscherIn-

nen“, und selbst wenn, werden diese nie klar definiert. Diese Formulierungsweise spiegelt einen 

Ansatz wider, der auf die Realisierung von LHRs innerhalb von Haftanstalten basiert. Dabei 

wird vorausgesetzt, dass die allgemein gehaltene Natur der LHRs, im Gegensatz zu detaillier-

teren Regelungen wie LRs, die Umsetzung und Anwendung der Vorschriften erleichtern kann, 

insbesondere in Systemen, die durch finanzielle Beschränkungen und andere Prioritäten limi-

tiert sind (vgl. Martínez-Gómez 2018: 158f.). Gleichzeitig impliziert diese Allgemeinheit die 

Befugnis der Behörden, die Anforderungen auf minimale Weise zu erfüllen und dies damit zu 

rechtfertigen, dass eine Bestimmung „nicht möglich“ oder „nicht angemessen“ sei (Skutnabb-

Kangas 2006: 276). 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die internationalen Normen zwar die 

sprachlichen Rechte als Teil der Menschenrechte und als Instrument zur Vermeidung von Dis-

kriminierungen anerkennen, ihre praktische Wirksamkeit im Strafvollzug jedoch häufig aus-

bleibt. Die mangelnde Verbindlichkeit und Eindeutigkeit zahlreicher internationalen Bestim-

mungen resultiert in einem weiten Handlungsspielraum der Staaten in Bezug auf 
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Sprachbarrieren. Obwohl ausländische Inhaftierte den gleichen Regeln unterworfen werden wie 

Einheimische, bleiben ihre spezifischen sprachlichen Bedürfnisse häufig unberücksichtigt. Da-

mit sprachliche Rechte im Kontext des Strafvollzugs effektiv umgesetzt werden können, ist es 

nicht ausreichend, lediglich völkerrechtliche Garantien zu etablieren; vielmehr sind spezifische 

und verbindliche Regelungen erforderlich, die einen gleichberechtigten Zugang zur Justiz und 

zu Maßnahmen der Resozialisierung für Angehörige sprachlicher Minderheiten sicherstellen.  
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2. Das Dolmetschen in Haftanstalten 

Die Einordnung des Dolmetschens in Haftanstalten unter eine bestimmte Dolmetscherkategorie 

ist nicht eindeutig. Es gibt jedoch die Tendenz, das Dolmetschen in diesem Bereich als eine 

Form des Dolmetschens im Rechtwesen zu betrachten. 

Kadrić et al. (2024: 9) erklären in ihrer Arbeit, dass das Dolmetschen im Rechtswesen 

keine einheitlich abgegrenzte Kategorie darstellt. Es umfasst tatsächlich eine Vielzahl unter-

schiedlicher Settings rechtlicher bzw. juristischer Natur, die sich je nach Kontext und Kund-

schaft unterscheiden. Das Dolmetschen im Rechtswesen kann sowohl innerhalb als auch außer-

halb von Gerichtssälen stattfinden und richtet sich sowohl an öffentliche Behörden als auch an 

Privatpersonen. Nach dieser Zuordnung kann das Dolmetschen in Haftanstalten als ein Teilbe-

reich des Dolmetschens im Rechtswesen für Behörden in außergerichtlichen Kontexten be-

trachtet werden. 

 In Einklang mit Kadrić et al. (2024) verdeutlicht Martínez-Gómez (2014a: 235), dass 

das Dolmetschen in Haftanstalten zwar in der Kategorie des Dolmetschens im Rechtswesen 

eingebettet werden kann, jedoch keine Ähnlichkeiten mit der spezifischen Unterkategorie des 

Gerichtsdolmetschens aufweist. Gerichtsdolmetschen bezieht sich ausschließlich auf die Dol-

metschertätigkeiten im Gerichtssaal und kennzeichnet sich durch einen höheren Grad an For-

malität aus (Bancroft et al. 2013: 95), was in Haftanstalten nicht immer der Fall ist. 

Die Einordnung des Dolmetschens in Haftanstalten im Bereich des Dolmetschens im 

Rechtswesen lässt sich laut Baixauli-Olmos (2013) insbesondere damit begründen, dass ein 

Großteil der Dolmetschereinsätze im Strafvollzug im Rahmen von Gesprächen mit juristischen 

VertreterInnen stattfindet. Die häufigste Form des Austauschs geschieht tatsächlich zwischen 

Inhaftierten und AnwältInnen, wobei der Inhalt dieser Gespräche meist konkrete Aspekte des 

laufenden Strafverfahrens sowie die Klärung gerichtlicher Anhörungen betrifft. Auch wenn der 

thematische Schwerpunkt juristischer Natur ist, folgen solche Gesprächsformen im Kontext der 

Haftanstalten häufig eine weniger formalisierte Struktur als vergleichbare Interaktionen in ei-

nem Gerichtssaal: Nicht selten bringen Inhaftierte dabei auch persönliche und emotionale An-

liegen zur Sprache (vgl. Baixauli-Olmos 2013: 49–50). 

Der Strafvollzug stellt die letzte Phase des Strafverfahrens dar und, obwohl er instituti-

onell dem Justizsystem zugeordnet ist, bewegt sich die Dolmetscherpraxis in diesem Bereich 

häufig außerhalb klassisch juristischer Kontexte. In Haftanstalten wird die kommunikative Re-

alität maßgeblich von informellen und alltagsbezogenen Interaktionen geprägt, sei es in infor-

mellen Gesprächen zwischen Inhaftierten, in Interaktionen mit dem Haftanstaltspersonal oder 
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im Rahmen von Therapieberatungen und Arztbesuchen. Diese Kommunikationsformen weisen 

keine Verbindung zu gerichtlichen Verfahren auf; trotzdem finden sie innerhalb von Haftanstal-

ten statt (vgl. Martínez-Gómez 2014a: 235). 

Das Leben in Haftanstalten umfasst tatsächlich weit mehr als nur juristische Kommuni-

kation: Es stellt ein komplexes und heterogenes Umfeld dar, in dem eine Vielzahl unterschied-

licher Interaktionsformen stattfindet. Haftanstalten sind Einrichtungen, in denen die Inhaftier-

ten von der Gesellschaft isoliert leben, und hier werden zahlreiche Aktivitäten angeboten, wie 

z.B. Bildungsprogramme, Sozialarbeit, Beratung oder Gesundheitsversorgung. 

Es gibt zahlreiche unterschiedliche Situationen, die in diesem Umfeld oftmals vorkommen, und 

Baixauli-Olmos (2013) hat diese in vier Kategorien wie folgt systematisiert: 

1. healthcare: a doctor and an inmate (topics: mental health, self-harm, drug use and mater-

nity), 

2. government: an asylum officer and an inmate (topic: asylum), 

3. penitentiary: a prison officer and an inmate (topic: hearing in a mini-trial in prison, investi-

gations, parole board meetings), during searches, in detention or court cells, 

4. social services: a social worker and an inmate (topic: needs inside and outside the prison, 

family life, complaints, reintegration). (Baixauli-Olmos 2013: 50) 

Garcés & Gutiérrez (2017: 130) heben zudem hervor, dass es innerhalb dieser Kategorien auch 

weitere Situationen gibt, in denen es wichtig ist, ausländischen Inhaftierten sprachliche Unter-

stützung zu bieten. Sie verweisen auf alltägliche Tätigkeiten wie Einkaufen, Bankgeschäfte 

oder Selbstpflege. Solche Aktivitäten geraten im Haftalltag häufig in den Hintergrund, sind aber 

für ein menschenwürdiges Leben der Inhaftierten unerlässlich. Auch innerhalb von Haftanstal-

ten lassen sich vielfältige kommunikative Situationen beobachten, die denen im alltäglichen 

Leben außerhalb der Anstalten entsprechen.  

Egal ob und wie gut die Landessprache gesprochen wird, müssen alle Inhaftierten in 

diesen Situationen das Recht auf eine verständliche Kommunikation haben und dürfen nicht 

aufgrund von Sprachbarrieren benachteiligt oder diskriminiert werden. Im Kontext des Straf-

vollzugs, der lange Zeit kaum im Fokus des öffentlichen Interesses stand, werden Dolmetsche-

rInnen nach wie vor selten für Gespräche außerhalb juristischer Kontexte eingesetzt. Obwohl 

grundsätzlich Angebote für professionelle Sprachmittlungsdienste in all diesen Bereichen zur 

Verfügung stehen, wird diese Aufgabe in solchen Einrichtungen häufig von anderen Mitinhaf-

tierten übernommen, die vermuten, über die nötigen Sprachkenntnisse zu verfügen. Dies deutet 

darauf hin, dass der sprachliche Zugang für Inhaftierte im Vergleich zur allgemeinen Bevölke-

rung deutlich eingeschränkt ist und schwerwiegende Defizite in Bezug auf sprachliche Teilhabe 

im Strafvollzug zeigt (vgl. Baixauli-Olmos 2017: 79). 
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Wie bereits erwähnt, werden professionelle DolmetscherInnen zumeist in bestimmten 

Situationen eingesetzt, die als besonders relevant angesehen werden. Dies umfasst beispiels-

weise die komplexen Phasen der Aufnahme und Eingliederung der Inhaftierten, Arztbesuche 

oder Rechtsberatungen. Im Rahmen der alltäglichen Anliegen innerhalb der Haftanstalt, die 

keine rechtlichen Auswirkungen haben können, wird häufig auf MitarbeiterInnen zurückgegrif-

fen, die die betreffenden Sprachen ausreichend beherrschen, oder auf andere Inhaftierte (vgl. 

Martínez-Gómez 2014a: 246). Das wird auch durch die Untersuchung von Baixauli-Olmos 

(2013) bestätigt, der Dolmetschende befragt hat, die in diesem Bereich tätig sind: „Most of the 

professional interpreting in prison facilities is of a legal nature, seldom of a healthcare nature 

and never for training or social services“ (Baixauli-Olmos 2013: 49). 

Ein möglicher Erklärungsansatz für den überwiegenden Einsatz von professionellen 

DolmetscherInnen in juristischen Kontexten wäre die hohe Bedeutungszuschreibung der Ein-

haltung des Prinzips des fairen Verfahrens. Dieses Prinzip ist auch in der grundlegenden EU-

Richtlinie 2010/64 verankert, die das Recht auf Dolmetschen und Übersetzen gewährleistet. In 

anderen Kontexten, wie den sozialen Diensten oder den Bildungsangeboten, die normalerweise 

als weniger relevant betrachtet werden, werden fremdsprachige Inhaftierte nur selten von qua-

lifizierten DolmetscherInnen unterstützt: Es gibt keine vergleichbare Maßnahme, die hier an-

wendbar wäre (vgl. Baixauli-Olmos 2013: 49). 

Es lässt sich also beobachten, dass die Maßnahmen, die von den Haftanstalten ergriffen 

werden, um das Sprachverständnis für fremdsprachige Inhaftierte zu erleichtern, von der Be-

deutung abhängen, die bestimmten Situationen beigemessen wird. 

2.1. Die unklaren Grenzen des Dolmetschens in Haftanstalten 

In den vorangegangenen Abschnitten wurde bereits darauf hingewiesen, dass die Situation in 

den Haftanstalten als ernst zu betrachten ist, insbesondere im Hinblick auf die Maßnahmen zur 

Bewältigung von Sprachbarrieren. Aufgrund des mangelnden klaren Verfahrens sehen sich 

diese Einrichtungen häufig mit der Herausforderung konfrontiert, die Problematik innerhalb 

der Anstalt autonom zu lösen. Eine mögliche Hypothese für diese Defizite liegt darin, dass der 

Bedeutung von Dolmetschertätigkeit in diesem Bereich bislang noch nicht ausreichend Auf-

merksamkeit geschenkt wurde. 

Das Dolmetschen in Haftanstalten, das heutzutage der Kategorie des Dolmetschens im 

Rechtswesen zugeordnet wird (Kadrić et al. 2024: 9), weist im weiteren Sinne jedoch auch 

gewisse Parallelen zum Dolmetschen für die öffentlichen Einrichtungen auf (Bancroft et al. 

2013: 95), das in der Gesellschaft nur wenig Ansehen genießt. Wie bereits dargelegt, sind 
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Kommunikationssituationen in Haftanstalten tatsächlich nicht immer ausschließlich juristischer 

Natur, sondern umfassen auch Aspekte des Alltagslebens (vgl. Baixauli-Olmos 2013; Garcés & 

Gutiérrez 2017). 

Prunč (2017) äußert in seiner Arbeit Kritik an der geringen Wertschätzung, die dem 

Dolmetschen in den öffentlichen Einrichtungen zugeschrieben wird, und vergleicht es mit dem 

Prestige des Konferenzdolmetschens, das nicht den Fokus dieser Masterarbeit darstellt. Der 

Autor betont dennoch seine Schlüsselrolle für den interkulturellen Austausch in zahlreichen 

alltäglichen Kontexten (vgl. Prunč 2017: 22). Die Translation spielt im Alltag vieler Menschen 

eine wichtige Rolle. Sie ist nicht nur im Bereich von Konferenzen präsent, sondern auch in 

vielen alltäglichen Situationen. Dank der dolmetschenden Personen, die sprachliche Unterstüt-

zung leisten, können Menschen, die die Landessprache nicht beherrschen, ihre Rechte wahr-

nehmen und ihre Pflichte verstehen. Besonders in Haftanstalten ist das Dolmetschen von großer 

Bedeutung, da ein umfassendes Sprachverständnis hier essenziell ist, um den Inhaftierten faire 

Zugänge zu Rechten und Dienstleistungen zu ermöglichen.  

Dolmetschende in den öffentlichen Einrichtungen widmen sich in erster Linie Men-

schen, die besonders benachteiligt sind – wie z.B. MigrantInnen – und ihre Tätigkeit genießt 

noch nicht denselben Bekanntheitsgrad oder dieselbe berufliche Organisation, wie das Konfe-

renzdolmetschen, dessen Kundschaft als „wichtiger“ angesehen wird (vgl. Prunč 2017: 25). 

 Diese Mängel werden im Zusammenhang mit dem Dolmetschen in Haftanstalten noch 

deutlicher: Personen, die sprachliche Unterstützung benötigen, sind häufig nicht nur aufgrund 

ihrer Herkunft benachteiligt, sondern befinden sich durch ihre Inhaftierung in einer schwierigen 

Lage. In diesen Einrichtungen sind genaue Regeln für die sprachliche Unterstützung von Inhaf-

tierten in den meisten Fällen nicht vorhanden.  

In diesen weniger angesehenen Kontexten wird häufig auf LaiendolmetscherInnen oder 

auf Personen zurückgegriffen, die eine bestimmte Fremdsprache ausreichend beherrschen (vgl. 

Prunč 2017: 25). Professionelle DolmetscherInnen werden hier hingegen nur selten beauftragt; 

die Gründe dafür sind vielfältig. Dies betrifft die finanziellen Mittel, das fehlende Bewusstsein 

der Inhaftierten und des Personals für die Inanspruchnahme solcher Dienste sowie die häufig 

begrenzte Verfügbarkeit von qualifizierten DolmetscherInnen (vgl. Martínez-Gómez 2014a: 

246). Diese Beobachtung legt auch die Vermutung nahe, dass die meisten ausgebildeten Dol-

metscherInnen danach streben, in prestigeträchtigen Kontexten zu arbeiten und nicht in solchen 

Bereichen, die oft vernachlässigt werden. 

Die Tatsache, dass es einen Mangel an qualifizierten DolmetscherInnen im Bereich des 

Dolmetschens im Rechtswesen gibt – der, wie aus den vorangegangenen Abschnitten ersichtlich 
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wurde, ein breites Fachgebiet mit vielen verschiedenen Anforderungen ist – wird von Kadrić 

(2020: 516) auch auf die unterschiedlichen Ausbildungsangebote in den einzelnen Ländern zu-

rückgeführt. Die Nachfrage nach DolmetscherInnen in diesem Bereich ist relativ hoch, jedoch 

fokussieren sich die Trainingsprogramme häufig auf Berufsgebiete mit höherem sozialem Pres-

tige, wie beispielsweise Politik und Wirtschaft auf internationaler Ebene. Die Autorin argumen-

tiert, dass eine große Herausforderung in diesem Bereich nicht nur der Mangel an Dolmetsche-

rInnen ist, sondern auch die strukturelle Komplexität, sie für einen so breiten Tätigkeitsbereich 

und für ein so vielfältiges und dynamisches linguistischen Spektrums auszubilden, das von 

Migrationsströmen abhängt (vgl. Kadrić 2020: 516–517). In diesem spezifischen Bereich er-

weist es sich als besonders herausfordernd, Fachkräfte gezielt für die Anforderungen eines be-

stimmten Zeitraums auszubilden, da sich diese aufgrund der kontinuierlich wandelnden gesell-

schaftlichen und migrationsbedingten Gegebenheiten ständig verändern. 

Die starken Machtasymmetrien und die Stereotype in diesem Zusammenhang erklären 

auch, warum ausländische Inhaftierte oftmals keine sprachliche Unterstützung durch professi-

onelle DolmetscherInnen erhalten. Sie werden tatsächlich als unterliegende Minderheitsgrup-

pen betrachtet, die von der dominanten Mehrheitsgesellschaft beherrscht werden (vgl. Prunč 

2017: 27–28). Dies könnte eine Erklärung dafür sein, dass sich die unzureichende Berücksich-

tigung von Minderheiten oder MigrantInnen durch die herrschenden gesellschaftlichen Grup-

pen, auch die Art und Weise widerspiegelt, wie die Dolmetscherdienste in den einzelnen Län-

dern organisiert und verwaltet werden. 

Die Zuordnung des Dolmetschens in Haftanstalten zu der Kategorie des Dolmetschens 

im Rechtswesen, und zwar spezifisch außerhalb der Gerichtssäle, erschwert eine präzise Be-

schreibung der Dolmetschertätigkeiten in diesem Bereich. 

An dieser Stelle scheint es sinnvoll, das Konzept von „Grey Zone“ von Bancroft et al. 

(2013) zu erwähnen: Sie sehen das außergerichtliche Dolmetschen im Rechtswesen als einen 

Bereich, in dem das Dolmetschen für die öffentlichen Einrichtungen und das Gerichtsdolmet-

schen sich überschneiden (vgl. Bancroft et al. 2013: 97). Basierend auf der Annahme von Ban-

croft et al. (2013) wird die Hypothese geäußert, dass das Dolmetschen in Haftanstalten in diese 

„Grey Zone“ fallen könnte, die durch eine signifikante Unklarheit in der Definition des Dol-

metschens in diesem Kontext gekennzeichnet ist und deren Grenzen nicht klar definiert werden. 

Wie bereits oben beschrieben wurde, können in Haftanstalten verschiedene Arten von 

Kommunikationssituationen täglich auftreten, in denen die Anwesenheit einer dritten Person 

notwendig ist, um etwaige Sprachbarrieren überwinden zu können; viele von diesen sind juris-

tischer Natur (vgl. Baixauli-Olmos 2013: 49). Bancroft et al. (2013) unterstreichen tatsächlich, 
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dass die meisten juristischen Aufträge außerhalb der Gerichtssäle stattfinden, und kritisieren, 

dass trotzdem das außergerichtliche Dolmetschen im Rechtswesen nicht so deutlich wie das 

Gerichtsdolmetschen geregelt wird. Obwohl in Gerichtssälen häufig professionelle Gerichts-

dolmetscherInnen tätig sind, die speziell für diesen Kontext ausgebildet wurden, werden im 

Bereich des außergerichtlichen Dolmetschens im Rechtswesen, beispielsweise in Haftanstalten, 

DolmetscherInnen mit sehr unterschiedlichen Hintergründen eingesetzt. In dieser „Grey Zone“ 

sind die Grenzen zwischen dem Gerichtsdolmetschen und dem Dolmetschen für die öffentli-

chen Einrichtungen nicht eindeutig, und DolmetscherInnen zeigen oft Verwirrung hinsichtlich 

der zu erfüllenden Standards. Die AutorInnen zeigen, dass ihr Verhalten maßgeblich durch ihre 

Ausbildung sowie den Bereich, in dem sie hauptsächlich tätig sind, beeinflusst wird. Wenn Ge-

richtsdolmetscherInnen außerhalb von Gerichtssälen tätig werden, wie z.B. auch in Haftanstal-

ten, orientieren sie sich in den meisten Fällen an den in den Gerichten etablierten Regeln. Sie 

zeigen jedoch eine gewisse Flexibilität, da außergerichtliche Situationen normalerweise weni-

ger formale Vorgaben aufweisen. Der Mangel an spezifischen Regelungs- und Ausbildungsrah-

men für diese „Grey Zone“ resultiert nicht in einer vollständigen Handlungsfreiheit der Dol-

metschenden, sondern in einer Situation, in der es niemanden gibt, der die Vorgänge kontrolliert 

und die Handlungen der DolmetscherInnen lenkt. Dies führt zu Verwirrung bezüglich der Kom-

petenzen und Verpflichtungen der dolmetschenden Personen (vgl. Bancroft et al. 2013: 96ff.). 

Im Bereich dieser sogenannten „Grey Zone“ (Bancroft et al. 2013) besteht der dringende 

Bedarf, klare und einheitliche Regeln zu schaffen. In Haftanstalten, die im Mittelpunkt dieser 

Masterarbeit stehen, ist es noch dringlicher, geeignete Regeln für das Dolmetschen aufzustel-

len; Martínez-Gómez (2014b) stellt nämlich fest, dass es hier noch immer keine klaren Kodizes 

für DolmetscherInnen gibt und diese Einrichtungen häufig auf nicht-professionelle Dolmet-

scherInnen zurückgreifen (vgl. Martínez-Gómez 2014b: 178), was die Situation noch schwie-

riger macht. 

2.2. Das Setting der Haftanstalten 

Die berufliche Praxis von DolmetscherInnen ist nicht einheitlich, sondern variiert je nach Ein-

satzkontext. Der Strafvollzug ist durch strenge Reglementierung und standardisierte Verfahren 

gekennzeichnet und Dolmetschende müssen sich daran anpassen. Die starren Organisations-

strukturen und Sicherheitsverfahren, die typisch für diesen Kontext sind, haben einen großen 

Einfluss auf die Arbeitsbedingungen der dolmetschenden Personen. 

Zur Beschreibung der Besonderheiten des Umfelds der Haftanstalt ist es sinnvoll, sich 

insbesondere auf die Untersuchung von Baixauli-Olmos (2013: 50–51) zu verweisen, der die 
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konkreten Schwierigkeiten analysiert, mit denen DolmetscherInnen in diesem besonderen Set-

ting rechnen müssen. Der Autor beleuchtet, dass DolmetscherInnen, die in diesen Einrichtungen 

arbeiten, zahlreiche Herausforderungen bewältigen müssen, beispielsweise den Mangel an adä-

quaten Arbeitsräumen, die häufig zu begrenzten Zeitfenstern für die einzelnen Gespräche sowie 

die zeitaufwendige Sicherheitskontrollen. 

Diese Faktoren erschweren nicht nur die praktische Durchführung der Dolmetschertä-

tigkeit, sondern haben auch einen negativen Einfluss auf die Qualität der Kommunikation. Es 

besteht konkret das Risiko, dass die zu strengen Sicherheitsmaßnahmen das kommunikative 

Verhältnis zwischen den beteiligten Parteien erheblich beeinträchtigen: Während des Einsatzes 

findet tatsächlich eine kontinuierliche Überwachung durch das Haftanstaltspersonal statt oder 

werden die Parteien gezwungen, durch eine Trennscheibe bzw. ein Telefon miteinander zu kom-

munizieren (vgl. Baixauli-Olmos 2017: 80). Solche Phänomene haben schwerwiegende Aus-

wirkungen auf die Art und Weise, wie die Beteiligten miteinander umgehen. Da die Haftanstal-

ten oftmals nicht über eine ausreichende Anzahl an Räumlichkeiten für die Durchführung der 

verschiedenen Gespräche mit Inhaftierten verfügen, dürfen die Termine nicht zu lang dauern. 

In vielen Fällen wird aber auch eine Verschiebung oder eine Absage von geplanten Treffen 

aufgrund Platzmangels erforderlich; dieser Entscheid kann auch in letzter Minute getroffen 

werden (vgl. Baixauli-Olmos 2013: 50–51). 

Der zeitliche Rahmen, der für die Gespräche mit Inhaftierten zur Verfügung steht, er-

laubt es den Dolmetschenden in vielen Fällen nicht, ihre Tätigkeit in adäquater Weise auszu-

führen. Kadrić et al. (2024: 42–43) vertreten die Auffassung, dass in diesen Situationen das 

Konsekutivdolmetschen am häufigsten zum Einsatz kommt. Dieser Modus impliziert eine Ver-

doppelung der Gesprächsdauer, da die Dolmetschenden die Botschaft zunächst in der Aus-

gangssprache erfassen und sie danach in der Zielsprache wiedergeben. Da die strengen Zeit-

pläne in den Haftanstalten dies nicht immer ermöglichen, werden DolmetscherInnen oft gefragt, 

das Gesagte so schnell wie möglich zusammenzufassen, und die AutorInnen weisen darauf hin, 

dass diese Vorgehensweise für die Fremdsprachigen nachteilig sein kann. 

Baixauli-Olmos (2013: 50–51) legt außerdem fest, dass auch der inadäquate Zustand 

der Räumlichkeiten häufig für den Dolmetscherprozess nachteilig ist: In der Regel sind sie tat-

sächlich zu klein, schlecht ausgestattet oder weisen eine unangemessene Akustik auf. 

Die Wahrung grundlegender Verfahrensrechte, insbesondere das Recht auf ein faires Verfahren, 

ist in diesem Zusammenhang gefährdet, sofern diesen Herausforderungen nicht angemessen 

begegnet wird. 
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Die räumlichen, zeitlichen und organisatorischen Besonderheiten von Haftanstalten sind 

nicht die einzigen Merkmale, die dieses Umfeld einzigartig machen. Es gibt tatsächlich weitere 

Faktoren psychischer Natur, die die Dolmetschertätigkeit im Kontext des Strafvollzugs stark 

beeinflussen. 

In seiner Studie stellt Baixauli-Olmos (2017) auf der Grundlage der Aussagen von Dol-

metschenden in diesen Einrichtungen fest, dass Angst das vorherrschende Gefühl darstellt. Häu-

fig verfügen Dolmetschende über keine ausreichenden Hintergrundinformationen bezüglich der 

zu unterstützenden Person: Ihnen ist bewusst, dass die Inhaftierten eine Straftat begangen ha-

ben, jedoch fehlt ihnen die genaue Kenntnis über das Ausmaß der Tat. Das Umfeld des Straf-

vollzugs, in dem sie tätig sind, empfinden die Dolmetschenden in den meisten Fällen als beun-

ruhigend und bedrohlich. Dies könnte ein Hinweis darauf sein, dass es in diesem bislang ver-

nachlässigten Bereich Defizite in der Ausbildung und Berufspraxis dieser Fachkräfte gibt. Die-

jenigen, die über eine höhere Vertrautheit mit der Dolmetschertätigkeit in Haftanstalten verfü-

gen, zeigen eine positivere Einstellung gegenüber diesem Einsatzgebiet. Die Bewertung ihrer 

Erfahrungen hängt insbesondere von Faktoren wie dem Sicherheitsniveau der Einrichtungen, 

der Gerichtsbarkeit sowie dem Alter, dem Geschlecht und der Herkunft der Inhaftierten ab (vgl. 

Baixauli-Olmos 2017: 76). 

Die Analyse der räumlichen und strukturellen Umstände in den Haftanstalten ergibt, 

dass die sprachliche Unterstützung ausländischer Inhaftierter als marginal erachtet wird. Zudem 

geht aus den Erfahrungen von Dolmetschenden hervor, die in diesen Einrichtungen tätig sind, 

dass das Bewusstsein für den Kontext deutlich gefördert werden soll. 

2.3. Dolmetschende: Freunde oder Feinde? 

Das Klima in den Haftanstalten ist durch Anspannung gekennzeichnet, was unmittelbar die 

Kommunikationsprozesse beeinflusst. Dolmetscherleistungen sind in diesem Kontext oftmals 

durch eine feindliche Grundstruktur geprägt. Eine wesentliche Funktion dieser Einrichtungen 

besteht in der Bestrafung von Menschen, die Straftaten begangen haben, mittels Freiheitsent-

zugs; die Beziehungen zwischen dem Personal und den Inhaftierten sind dabei häufig durch 

Misstrauen und Zurückhaltung auf beiden Seiten charakterisiert. Dabei darf jedoch nicht in den 

Hintergrund treten, dass die Resozialisierung der Inhaftierten einen weiteren zentralen Auftrag 

des Strafvollzugs darstellt. Zur Erfüllung dieses Ziels werden in den Haftanstalten unterschied-

liche soziale und interaktive Angebote bereitgestellt, die darauf abzielen, den Reintegrations-

prozess zu fördern. Innerhalb dieses institutionellen Rahmens entstehen komplexe 
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kommunikative Dynamiken, die sowohl eine adversative als auch eine kooperative Ausprägung 

annehmen können (vgl. Martínez-Gómez 2016: 94). 

Der Aspekt der Streitigkeit wird von Baixauli-Olmos (2013: 57) mit den starken struk-

turellen Hierarchien begründet, die die Stimmung in Haftanstalten maßgeblich beeinflussen: 

Das Anstaltspersonal übt eine Kontrollfunktion über die Inhaftierten aus und die Interaktionen 

mit den AnwältInnen können auch Konflikte verursachen. Eine Ursache hierfür liegt in den 

unterschiedlichen Erwartungen und Vorstellungen von den jeweiligen Rollen der beteiligten 

Parteien, die in Haftanstalten miteinander interagieren. Dies kann häufig zu Spannungen führen 

(vgl. Baixauli-Olmos 2013: 57). 

Abgesehen von den bereits erwähnten, eher feindlichen Gesprächskonstellationen gibt 

es jedoch auch Situationen, die stärker von Kooperation geprägt sind. Im Allgemeinen sind 

beispielsweise Gespräche mit psychologischen oder psychiatrischen Fachkräften von koopera-

tiver Natur: Ihr Ziel ist die Förderung des psychischen Wohlbefindens der Betroffenen. Werden 

solche Gesprächsformen im antagonistischen Kontext der Haftanstalten eingesetzt, wird die 

Kooperation herausfordernd, weil die Gespräche durch die strukturellen Rahmenbedingungen 

des Vollzugs beeinflusst und erschwert werden (vgl. Martínez-Gómez 2016: 101). 

Diese Beobachtungen beleuchten die Komplexität der Kommunikationsprozesse inner-

halb von Haftanstalten. In der Regel sind die menschlichen Beziehungen in diesem Kontext 

durch Spannungen und Machtasymmetrien gekennzeichnet, und es besteht die Gefahr, dass die 

Kommunikation zu einem Instrument der Konfrontation wird, statt der Vermittlung. 

In diesen Interaktionskontexten, die bereits durch eine hohe kommunikative Komplexität cha-

rakterisiert sind, sieht Martínez-Gómez (2016: 102) die Sprachbarrieren als eine weitere 

Schwierigkeit an, die die Verständigung behindern und den Einsatz einer dritten Person als Dol-

metscherIn erforderlich machen.  

 Es ist interessant zu merken, dass Dolmetschende von diesen komplexen Dynamiken 

nicht ausgeschlossen sind: Je nach situationsspezifischer Gegebenheit werden sie von den Be-

teiligten eher als „Freunde“ oder „Feinde“ wahrgenommen. Diese Hypothese wird von Bai-

xauli-Olmos (2013) gestützt, der kurz den Ablauf eines typischen Rechtsgesprächs in der Haft-

anstalt mit der Unterstützung einer dolmetschenden Person beschreibt. In der Regel treten Dol-

metscherInnen den Raum zusammen mit den AnwältInnen ein, nachdem sie die Sicherheits-

kontrollen durchlaufen haben. Obwohl diese Vorgangsweise scheinbar irrelevant ist, könnten 

die Inhaftierten glauben, dass die Dolmetschenden auf der Seite der AnwältInnen stehen (vgl. 

Baixauli-Olmos 2013: 56). Auf dieser Weise können die feindlichen Beziehungen zwischen den 

Beteiligten verstärkt werden, was eine kooperative Kommunikation zusätzlich erschwert.   
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Sowohl AnwältInnen als auch Inhaftierte können zudem strategische Kommunikations-

formen implementieren, bei denen sie die vermittelnde Rolle von Dolmetschenden gezielt zum 

eigenen Vorteil nutzen: Erstere zeichnen sich häufig durch eine bewusste Zurückhaltung bei der 

Weitergabe von Informationen aus, während Letztere oftmals durch mangelnde Klarheit ihrer 

Aussagen auffallen. DolmetscherInnen befinden sich im Zentrum dieses strategischen Kommu-

nikationsspiels (vgl. Baixauli-Olmos 2013: 57). 

Ähnliche Kommunikationsspiele finden auch in Situationen statt, in denen Ad-hoc-Dol-

metscherInnen eingesetzt werden. Wie bereits erwähnt, übernehmen oftmals Mitinhaftierte, die 

über ausreichende Sprachkenntnisse verfügen, die Dolmetscherrolle bei Gesprächen, die infor-

meller Natur sind oder keine rechtlichen Auswirkungen haben. Sie versuchen aktiv, ihre eigene 

Identität als Inhaftierte in die Kommunikation einzubringen: Der gemeinsame Haftstatus kann 

eine solidarische Haltung gegenüber Mitinhaftierten begünstigen. Einerseits versuchen sie, das 

soziale Erscheinungsbild der von ihnen sprachlich unterstützten inhaftierten Person zu schüt-

zen, andererseits verfolgen sie auch ihre eigenen Interessen. Um das Vertrauen des Haftanstalts-

personals gewinnen zu können, versuchen sie sich unter diesen Umständen positiv zu verhalten. 

Die Verhaltensweise von Inhaftierten wird vom Personal ständig beobachtet und bewertet, was 

entscheidend für die Anerkennung eventueller Vorteile, beispielsweise eine Hafterleichterung, 

sein kann (vgl. Baixauli-Olmos 2013: 56; Martínez-Gómez 2016: 112–113). 

In dem hier beschriebenen Kontext, der sich durch ein Spannungsfeld zwischen Kon-

trolle, Misstrauen und gelegentlicher Kooperation kennzeichnet, nehmen die dolmetschenden 

Personen eine besonders komplexe Position ein. Sie befinden sich nicht nur räumlich, sondern 

auch kommunikativ in der Mitte der Interaktion und werden, je nach Wahrnehmung der Betei-

ligten, als VertreterInnen der einen oder anderen Partei gesehen. Ihre Funktion umfasst somit 

mehr als nur die sprachliche bzw. kulturelle Vermittlung und ist in hohem Maße von den insti-

tutionellen Machtstrukturen abhängig. Wenn die Kommunikation feindlich wird, kann dies 

nicht nur unmittelbare Auswirkungen auf den Dialog und die Kommunikation haben, sondern 

auch auf den schwierigen Prozess der Reintegration der Inhaftierten. Er kann viel effektiver 

sein, wenn kooperative Kommunikationsbeziehungen aufgebaut werden. Bei fremdsprachigen 

Inhaftierten besteht die Rolle der dolmetschenden Person von entscheidender Bedeutung in die-

sen Einrichtungen. 

Diese Ambivalenz bildet den Ausgangspunkt für das folgende Unterkapitel, das sich mit 

dem Profil der in Haftanstalten tätigen DolmetscherInnen beschäftigt. Es wird gezeigt, dass es 

im Bereich des Strafvollzugs an klaren Regelungen bezüglich ihrer Funktion und Zuständigkeit 

mangelt. 
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2.4. Dolmetschende im Strafvollzug: Das Profil 

Es herrscht weltweit immer noch eine gewisse Unsicherheit bezüglich des Umgangs mit sprach-

lichen und kulturellen Barrieren in Haftanstalten. Wie in dieser Masterarbeit mehrfach veran-

schaulicht wurde, werden in diesem besonderen Setting sowohl professionelle DolmetscherIn-

nen als auch „non-professional interpreters“ (Martínez-Gómez 2015) eingesetzt und die Art und 

Weise, wie die beiden arbeiten, kann stark variieren. Diese Personen, die als Sprach- und Kul-

turmittlerInnen engagiert werden, verfügen tatsächlich über einen heterogenen Hintergrund be-

züglich Ausbildung, Erfahrung und Herangehensweise an Unterstützungsmaßnahmen. Die Re-

gelung des Dolmetschens in diesem Umfeld befindet sich nicht mehr in einer frühen Entwick-

lungsphase, insbesondere was die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Thema be-

trifft. In der Forschung wurden tatsächlich in den letzten Jahren signifikante Fortschritte erzielt. 

Dennoch bestehen weiterhin Unklarheiten über das Profil, die Aufgaben und die Zuständigkei-

ten der dolmetschenden Personen, die fremdsprachige Inhaftierte sprachlich unterstützen (vgl. 

Martínez-Gómez 2014a: 244). 

In der Studie von Martínez-Gómez (2017), die in spanischen Haftanstalten durchgeführt 

wurde, wurde deutlich, dass in den meisten Fällen die Inhaftierten selbst die Person auswählen, 

die für sie als Dolmetschende fungieren soll. Diese Entscheidung wird primär durch das Krite-

rium des Vertrauens bestimmt, während die Sprachkenntnisse und die Verfügbarkeit eine unter-

geordnete Rolle spielen (vgl. Martínez-Gómez 2017: 825). Zu den Aspekten, in denen weiterhin 

Unklarheit besteht, zählt jedoch nicht nur die Frage, wer im Bedarfsfall die Dolmetscherrolle 

übernehmen soll, sondern auch die fehlende Bestimmung der konkreten Aufgaben und Grenzen 

dieser Tätigkeit im Kontext des Strafvollzugs. 

DolmetscherInnen sind mit einer Vielzahl von GesprächspartnerInnen konfrontiert, de-

ren Erwartungen an ihre Rolle stark variieren. Baixauli-Olmos (2013) verdeutlicht diesen As-

pekt mithilfe von konkreten Beispielen im spezifischen Kontext der Haftanstalt, in der unter-

schiedliche Kommunikationskonstellationen vorkommen. Im Rahmen von Gesprächen mit 

RechtsvertreterInnen wird beispielsweise oftmals von Dolmetschenden erwartet, zusätzliche 

Hintergrundinformationen zu erteilen oder die Verlässlichkeit der Aussagen der Inhaftierten zu 

überprüfen. Andererseits erwartet das Anstaltspersonal von ihnen häufig nicht nur eine kom-

munikative, sondern auch eine emotionale Unterstützung für die Inhaftierten. Diese Berufs-

gruppen sind jedoch nicht die Einzigen, die Erwartungen an die Funktion der Dolmetschenden 

haben: Auch Inhaftierte haben bestimmte Vorstellungen und sehen diese als potenzielle Unter-

stützerInnen, die sie um Hilfe oder Hinweise bitten können (vgl. Baixauli-Olmos 2013: 56–57). 

Diese Behauptung wird auch durch Kadrić (2019) gestützt, die in ihrem Buch eine detaillierte 
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Darstellung des Profils von DolmetscherInnen in Gerichten und Behörden bietet; sie weist da-

rauf hin, dass Fremdsprachige oftmals annehmen, dass DolmetscherInnen in ihrem eigenen In-

teresse arbeiten (vgl. Kadrić 2019: 139). Ausgehend von diesen Beobachtungen lässt sich die 

Hypothese aufstellen, dass das Verhalten der in diesem Bereich tätigen Personen, die die Rolle 

von Dolmetschenden einnehmen, als heterogen zu erwarten ist.  

In diesem komplexen Kontext, in dem Dolmetschende – sowohl Professionelle als auch 

Laien – zwischen Personen mit unterschiedlichen Erwartungen arbeiten müssen, sind sie häufig 

mit hohem Druck konfrontiert, weil sie Entscheidungen treffen müssen, die oft gegen die be-

ruflichen Vorgaben, die ethischen Prinzipien sowie die persönlichen und professionellen Stan-

dards verstoßen könnten (vgl. Baixauli-Olmos 2013: 56–57). 

Valero-Garcés (2017) betont in ihrer Arbeit, dass im spezifischen Kontext des Strafvoll-

zugs DolmetscherInnen zusammen mit anderen Fachleuten, wie AnwältInnen und Haftanstalts-

personal arbeiten, die jeweils spezifische Funktionen übernehmen und auf die Erfüllung ihrer 

eigenen Ziele fokussiert sind. Als Folge entsteht nicht selten die Begegnung oder die Auseinan-

dersetzung unterschiedlicher ethischer und moralischer Normen, die eine bestimmte Profession 

kennzeichnen (vgl. Valero-Garcés 2017: 106f.). In solchen Situationen kann es schwierig für 

die Dolmetschenden werden, Entscheidungen bezüglich ihres Verhaltens zu treffen: Sie befin-

den sich in der Mitte und müssen auch auf ihre professionellen Standards und die situativen 

Gegebenheiten achten. Das Dolmetschen im Bereich des Strafvollzugs ist, wie bereits argu-

mentiert, eine „Grey Zone“ und es existieren keine klaren Kodizes, die speziell für diesen Tä-

tigkeitsbereich geschaffen wurden (vgl. Bancroft et al. 2013). 

Die Unklarheiten bezüglich der Aufgaben von DolmetscherInnen in diesem sensiblen 

Bereich werden noch deutlicher, wenn diese Tätigkeit durch Personen durchgeführt wird, die 

keine professionelle Ausbildung erworben haben. Wie bereits in den vorangegangenen Ab-

schnitten dargestellt wurde, sind die Haftanstalten in vielen Ländern in hohem Maße auf Ad-

hoc-Lösungen angewiesen, um Sprachbarrieren abzubauen. Bedienstete der Haftanstalten so-

wie Mitinhaftierte werden in bestimmten kommunikativen Situationen eingesetzt, um Fremd-

sprachige zu unterstützen, einfach, weil sie ihre Sprache beherrschen. Martínez-Gómez (2020: 

109) unterstreicht in diesem Zusammenhang, dass sie jedoch keine professionelle Ausbildung 

im Bereich Dolmetschen besitzen. Ihnen sind die professionellen Standards und die ethischen 

Richtlinien meist unbekannt, deswegen orientieren sie ihr Verhalten vielmehr an der jeweiligen 

Situation und den Anforderungen der GesprächspartnerInnen. Diese Theorien lassen sich mit 

den Überlegungen von Ozolins (2015) in Verbindung bringen, der argumentiert, dass, wenn die 
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Dolmetschertätigkeit von nicht-Professionellen ausgeübt wird, die ethischen und beruflichen 

Normen der anderen Beteiligten überwiegen werden (vgl. Ozolins 2015: 319). 

In einer in zwei spanischen Haftanstalten durchgeführten Untersuchung analysiert Val-

ero-Garcés (2017) anhand von Interviews mit Anstaltspersonal und professionellen Dolmet-

scherInnen, wie die beruflichen Ziele und die Ethikkodizes der beteiligten Parteien sowohl die 

Funktion als auch die Erwartungen an DolmetscherInnen beeinflussen. Für das Anstaltsperso-

nal geht es primär darum, das reibungslose Wirken der Einrichtung und die Beachtung der 

Grundrechte der Inhaftierten sicherzustellen (vgl. Valero-Garcés 2017: 116). Die Kommunika-

tion mit fremdsprachigen Inhaftierten wird vom Haftanstaltspersonal als angemessen erachtet, 

sofern eine allgemeine Übermittlung der Botschaft in der Zielsprache erfolgt und Konflikte 

vermieden werden. Dieser Ansatz steht jedoch im Widerspruch zu den ethischen Grundsätzen, 

die professionelle DolmetscherInnen typischerweise vertreten; diese sollen die Botschaft unab-

hängig von ihrer Relevanz vollständig und korrekt übermitteln. Dies illustriert signifikante Dis-

krepanzen in den Verständnisweisen der beiden Professionen hinsichtlich der Definition von 

Kommunikation. Diese gegensätzlichen Auffassungen führen dazu, dass sie unterschiedliche 

professionelle und ethische Standards anwenden, um ihre jeweiligen Ziele erreichen zu können 

(vgl. Valero-Garcés 2017: 127–128). Dabei ist zu beobachten, dass aus Sicht des Anstaltsper-

sonals die Dolmetschertätigkeit von Laien – wie z.B. von anderen Mitinhaftierten – als ausrei-

chend bewertet wird. Dies legt nahe, dass die institutionellen Bedürfnisse in erster Linie auf 

funktionale Verständigung abzielen, wobei qualitative oder ethische Aspekte, die bei professi-

oneller Sprachmittlung relevant sind, vernachlässigt werden.    

Die Ergebnisse der Untersuchung von Valero-Garcés (2017) stehen im Einklang mit der 

Argumentation von Kadrić (2019), die einen entscheidenden Aspekt bei der Definition von 

Funktionen und Zuständigkeiten hervorhebt, die DolmetscherInnen in behördlichen Kontexten 

zugeschrieben werden. Die Autorin stellt nämlich fest, dass diese eng mit den spezifischen 

Kommunikationsbedürfnissen der jeweils beteiligten Parteien verbunden sind, die aufgrund der 

typischen Machtasymmetrien in diesen Bereichen stark variieren können (vgl. Kadrić 2019: 

122–123). Dolmetschende in den Haftanstalten befinden sich tatsächlich in einer besonders 

komplexen Situation, da sie zwischen zwei Parteien vermitteln, die sich nicht nur hinsichtlich 

Kultur, Rolle, Ausbildung usw. deutlich unterscheiden, sondern auch divergierende Interessen 

verfolgen. Darüber hinaus ist anzumerken, dass die beiden Gruppen von Dolmetschenden, die 

in diesem Kontext tätig sind, nämlich die professionellen Fachkräfte einerseits und die Laien, 

beispielsweise Mitinhaftierte oder Anstaltspersonal, andererseits unterschiedlich auf die 
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Anforderungen der Kommunikationsvermittlung reagieren und diese folglich auch unterschied-

lich gestalten. 

Valero-Garcés (2017) hebt in ihrer Studie zusätzlich die großen Herausforderungen her-

vor, denen sich DolmetscherInnen gegenüberstehen, wenn sie mit Individuen zu tun haben, die 

mit vergleichbaren Aufgaben betraut sind, jedoch keine formale Dolmetscherausbildung erwor-

ben haben und nicht den geltenden Normen und ethischen Grundsätzen vertraut sind, die in der 

Regel zu befolgen sind. Im Bereich des Strafvollzugs, in dem es immer noch weder spezifische 

Regelungen noch eine angemessene Anerkennung der Dolmetscherausbildung gibt, ist es für 

DolmetscherInnen häufig herausfordernd zu entscheiden, wie sie sich verhalten und auf wel-

chen Ethikkodex sie sich stützen sollen. 

Ozolins (2015: 333) erklärt, dass Ethikkodizes ein grundlegendes Instrument für die 

Profession des Dolmetschens sind, da sie häufig die einzige Quelle darstellen, die eine Be-

schreibung der Funktionen und Zuständigkeiten von DolmetscherInnen bietet. Die Diskussion 

um Ethik zeigt, dass es einen normativen Referenzrahmen braucht, der festlegt, welche Hand-

lungen im moralischen Sinne als zulässig, verpflichtend oder unzulässig gelten. Ein solcher 

Rahmen dient zugleich als Grundlage zur Bewertung der ethischen Verantwortung von Dolmet-

schenden (vgl. Kadrić 2019: 133). 

Wie bereits angeführt und entsprechend den Ergebnissen der von Valero-Garcés (2017) 

vorgenommenen Untersuchung bestätigt, existieren keine spezifischen Vorschriften bezüglich 

der Anforderungen, die an DolmetscherInnen im Kontext von Haftanstalten zu stellen sind. Die 

Autorin stützt sich in ihrer Argumentation auf die Erfahrungen eines professionellen Dolmet-

schers, der im Bereich des Strafvollzugs tätig ist. Er zeigt, dass die strikte Anwendung traditi-

oneller Dolmetscherprinzipien in diesem spezifischen Kontext häufig problematisch ist. Kenn-

zeichnend für diesen Tätigkeitsbereich sind Faktoren wie Zeitdruck, intensive Emotionen sowie 

die Notwendigkeit kulturspezifischer Vermittlung, die dazu führen, dass DolmetscherInnen ihr 

Verhalten und den Inhalt der Botschaft anpassen sollen (vgl. Valero-Garcés 2017: 122ff.). 

Außerdem stellt Kadrić (2019: 138) basierend auf empirischen Forschungsergebnissen 

fest, dass DolmetscherInnen, insbesondere in diesen Kontexten, oftmals als allparteiliche Teil-

nehmerInnen zu beschreiben sind. Gemäß diesem Konzept übernehmen DolmetscherInnen in 

je nach kommunikativer Situation unterschiedliche Aufgaben und Funktionen und treffen ei-

genständig Entscheidungen über den Grad ihrer Beteiligung an der Interaktion. 

Dies verstärkt die Hypothese von Valero-Garcés (2017), die die kommunikativen Sze-

narien, in denen DolmetscherInnen tätig sind, als „einzigartig“ beschreibt; DolmetscherInnen 
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sollten tatsächlich die ethischen Standards ihrer Profession flexibel einsetzen und sie an jedes 

kommunikative Ereignis anpassen (Valero-Garcés 2017: 108). 

Die Aufgaben und Zuständigkeiten von DolmetscherInnen in Haftanstalten sind laut 

Baixauli-Olmos (2017) durch eine Reihe von Herausforderungen gekennzeichnet. Dazu gehört 

die erfolgreiche Bewältigung der Kommunikationsdynamik zwischen den Hauptbeteiligten. 

Ebenso wichtig ist es, unangemessenen Anforderungen und Erwartungen seitens dieser Parteien 

zu widerstehen sowie ethische Dilemmata zu bewältigen, die durch das Fehlverhalten anderer 

Fachleute entstehen können (vgl. Baixauli-Olmos 2017: 71). 

In Bezug auf die gewonnenen Erkenntnisse besteht ein dringender Bedarf an spezifi-

schen Maßnahmen in diesem spezifischen Bereich. Es ist essenziell mehr Klarheit zu schaffen, 

nicht nur bezüglich der Festlegung, wer die Dolmetscherrolle in den Haftanstalten übernehmen 

soll, sondern auch der zu beachtenden beruflichen und ethischen Ausbildungsstandards. Die 

Auseinandersetzung mit diesen Themen ist unerlässlich, um einen effektiven und gerechten 

Sprachmittlungsdienst im Strafvollzug gewährleisten zu können. 
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3. Das Strafvollzugssystem: Merkmale in Österreich und in Italien 

Nach einer theoretischen Auseinandersetzung mit der Bedeutung von Kommunikation und der 

Funktion des Dolmetschens im Kontext des Strafvollzugs liegt der Fokus dieses Kapitels auf 

dem institutionellen Rahmen, in dem diese Kommunikationsprozesse stattfinden. Die Analyse 

der strukturellen und organisatorischen Grundlagen des Strafvollzugs ist unerlässlich, um die 

spezifischen Bedingungen zu verstehen, unter denen interkulturelle bzw. interlinguale Interak-

tionen in Haftanstalten ablaufen. 

Der Strafvollzug stellt in jedem Land ein eigenständiges System dar, dass durch recht-

liche Vorgaben, administrative Strukturen, verfügbare Ressourcen und gesellschaftliche Priori-

täten geprägt wird. Unterschiede in der Organisationsstruktur, beispielsweise in Bezug auf Zu-

ständigkeiten oder Inhaftiertenzahlen, beeinflussen unmittelbar die zwischenmenschliche 

Kommunikationsprozesse und damit auch die konkreten Anforderungen an DolmetscherInnen. 

Um die institutionellen Rahmen klar zu definieren, in dem der Vergleich dieser Arbeit 

stattfindet, werden im Folgenden die Aufbau- und Organisationsformen des Strafvollzugs in 

Österreich und Italien vorgestellt. Dies ermöglicht den LeserInnen ein präzises Verständnis des 

Untersuchungsfelds und schafft zugleich die Grundlage für die spätere Einordnung und Inter-

pretation der Daten zu den Inhaftiertenpopulationen in den jeweiligen Haftanstalten.  

3.1. Das österreichische Strafvollzugssystem 

Der Strafvollzug in Österreich wird zentral vom Bund gesteuert, wobei das Bundesministerium 

für Justiz als oberste Vollzugsbehörde agiert. Seine Generaldirektion für den Strafvollzug und 

den Vollzug freiheitsentziehender Maßnahmen koordiniert, lenkt und beaufsichtigt die gesamte 

Vollzugspraxis des Landes (vgl. Bundesministerium für Justiz o.J.). 

Der österreichische Strafvollzug ist auf dem Prinzip eines modernen Betreuungsvoll-

zugs aufgebaut, bei dem die Menschenrechte sowie die Resozialisierung und Reintegration der 

Inhaftierten in die freie Gesellschaft im Vordergrund stehen. Zudem verfolgt die Vollstreckung 

von Freiheitsstrafen das Ziel, die Gesellschaft vor gefährlichen Verhaltensweisen und von Per-

sonen, die Straftaten begangen haben, zu schützen und zugleich die Begehung ähnlicher Straf-

taten durch andere zu vermeiden (vgl. Bundesministerium für Justiz o.J.). 

Die wichtigste Rechtsquelle in diesem Bereich wird vom österreichischen Strafvoll-

zugsgesetz (StVG) aus dem Jahr 1969 dargestellt. Gemäß § 20 StVG dient der Freiheitsentzug 

nicht nur der Sühne für die begangene Straftat, sondern in erster Linie der Förderung einer 

positiven persönlichen Weiterentwicklung der Inhaftierten. Der Strafvollzug soll die Inhaftier-

ten dabei unterstützen, ein reifes und gesellschaftlich angepasstes Leben zu führen und sie dazu 
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befähigen, das Unrecht ihrer Tat zu erkennen. All diese Ziele werden durch die verschiedenen 

Einrichtungen verfolgt, die das Strafvollzugssystem bilden. 

Derzeit gibt es in Österreich 28 Justizanstalten, die durch 15 weiteren Außenstellen er-

gänzt werden. Dazu gehören sieben Einrichtungen für den Strafvollzug von Männern, eine An-

stalt für den Jugendstrafvollzug in Gerasdorf, eine für Frauen in Schwarzau sowie vier Einrich-

tungen für den Maßnahmenvollzug. Darüber hinaus bestehen 15 gerichtliche Gefangenhäuser, 

deren Standorte jeweils den für Strafsachen zuständigen Landesgerichten zugeordnet sind (vgl. 

Bundesministerium für Justiz o.J.). Diese Anstalten sind in den neun Bundesländern Österreichs 

verteilt und vor allem im Osten des Landes konzentriert. An der Spitze jeder Justizanstalt stehen 

LeiterInnen, die als Vollzugsbehörden erster Instanz agieren: Sie sind direkt dem Bundesminis-

terium für Justiz unterstellt und übernehmen verschiedene wesentliche Führungsaufgaben, wie 

etwa die Aufsicht über die Anstalt, die sie leiten. Dem Bundesministerium für Justiz sind au-

ßerdem direkt die Strafvollzugsakademie, zuständig für die Aus- und Fortbildung des im Straf-

vollzug tätigen Personals, und die Wiener Jugendgerichtshilfe, die als spezialisierte Einrichtung 

der Justiz junge Menschen im Strafverfahren unterstützt, unterstellt (vgl. Bundesministerium 

für Justiz 2020: 9ff.). 

Aus dieser ersten Analyse lässt sich erkennen, dass das österreichische Strafvollzugs-

system stark zentralisiert ist. Auf diese Weise wird ein einheitlicher Vollzug nach bundesweiten 

Standards gewährleistet. 

Die Justizanstalten sind nicht alle gleich und nehmen unterschiedliche Inhaftierte auf, 

basierend auf strengen Kriterien, die durch das Gesetz festgelegt sind, insbesondere hinsichtlich 

der Strafzeit und des rechtlichen Status der Inhaftierten. Unter Berücksichtigung dieser zwei 

objektiven Kriterien wird die Allokation der Inhaftierten auf die verschiedenen Justizanstalten 

gemäß § 9 StVG geregelt: Freiheitsstrafen mit einer Dauer von bis zu drei Monaten sind in den 

landesgerichtlichen Gefangenhäusern zu vollziehen. Bei längeren, jedoch achtzehn Monate 

nicht übersteigenden Strafen kann der Vollzug entweder in Gefangenhäusern oder in Strafvoll-

zugsanstalten erfolgen. Freiheitsentziehungen, die diesen Zeitraum überschreiten, sind im Re-

gelfall in Strafvollzugsanstalten zu verbüßen. Der Vollzug beginnt jedoch im Gefangenhaus, 

bis die Zuweisung zur Strafvollzugsanstalt erfolgt. In den landesgerichtlichen Gefangenhäusern 

werden auch Untersuchungshäftlinge untergebracht. Dabei handelt es sich um Personen, die 

einer Straftat beschuldigt werden, jedoch noch nicht rechtskräftigt verurteilt sind. Die Untersu-

chungshaft wird für einen begrenzten Zeitraum vollzogen, innerhalb dessen geprüft werden 

muss, ob die Haftvoraussetzungen weiterhin vorliegen. Ihre Unterbringung erfolgt jedoch ge-

trennt von den bereits verurteilten Personen, die in der Fachsprache als Strafgefangene 
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bezeichnet werden. Außerdem werden Untersuchungshäftlinge in Österreich bis zur rechtskräf-

tigen Verurteilung als unschuldig betrachtet und unterliegen daher nicht denselben Regeln wie 

Strafgefangene; sie sind zum Beispiel nicht zur Arbeit verpflichtet (vgl. Bundesministerium für 

Justiz 2020: 8ff.). 

Da das Hauptziel des Strafvollzugssystems die Wiedereingliederung der Inhaftierten in 

das gesellschaftliche Leben ist, wird den persönlichen, psychologischen und verhaltensbezoge-

nen Aspekten jedes Einzelnen große Bedeutung beigemessen. Gemäß § 134 StVG entscheidet 

tatsächlich die Generaldirektion im Rahmen der sogenannten Klassifizierung innerhalb von 

sechs Wochen nach Beginn der Freiheitsstrafe, in welche Strafvollzugsanstalt Österreichs Per-

sonen mit einer Haftdauer von mehr als achtzehn Monaten zugewiesen werden. Dabei werden 

sowohl Sicherheitsaspekte als auch die vorhandenen Möglichkeiten zur Behandlung und sozi-

alen Eingliederung in den jeweiligen Einrichtungen berücksichtigt. Diese unterscheiden sich 

nämlich in ihren spezifischen Stärken und Behandlungsschwerpunkten – wie zum Beispiel in 

den Bereichen Arbeit, therapeutische Betreuung oder im Umgang mit bestimmten Tätergruppen 

– wodurch gezielter auf die individuellen Bedürfnisse und Entwicklungspotenziale der Inhaf-

tierten eingegangen werden kann. Es wird Aufgabe der jeweiligen AnstaltsleiterInnen sein, für 

jede inhaftierte Person auf der Grundlage der in der Klassifizierungsphase getroffenen Ent-

scheidungen einen Vollzugsplan zu erstellen. Dieser Plan dient dazu, den Strafvollzug schritt-

weise zu strukturieren, um die Inhaftierten bestmöglich auf das Leben in Freiheit vorzubereiten. 

Wie bereits oben ausgeführt, werden in den österreichischen Justizanstalten Männer, Frauen 

und jüngere StraftäterInnen getrennt untergebracht, entweder in eigenen Abteilungen innerhalb 

derselben Einrichtung oder in speziellen Anstalten, die jeweils für eine dieser Gruppen vorge-

sehen sind (vgl. Bundesministerium für Justiz 2020: 16).  

Bestimmte Justizanstalten oder einzelne Abteilungen davon werden als Sonderanstalten 

geführt und sind speziell für den Vollzug freiheitsentziehender Maßnahmen vorgesehen. Der 

Maßnahmenvollzug verfolgt das Ziel, die von bestimmten Personen ausgehende Gefahr zu ver-

ringern und die Allgemeinheit zu schützen. In der Fachterminologie sind diese Sonderanstalten 

als forensisch-therapeutische Zentren bekannt. Der Maßnahmenvollzug betrifft Menschen, die 

aufgrund einer schwerwiegenden und nachhaltigen psychischen Störung oder einer Abhängig-

keit von Alkohol oder Suchtmitteln als gefährlich gelten und im juristischen Sprachgebrauch 

als Untergebrachte bezeichnet werden. Ihre Unterbringung ist in der Regel unbefristet und dau-

ert so lange, bis keine erhebliche Gefährdung mehr besteht. Der Schwerpunkt liegt dabei nicht 

auf Bestrafung, sondern auf Behandlung und Stabilisierung durch interdisziplinäres therapeu-

tisches Angebot. Es werden zwei Hauptformen unterschieden: der Maßnahmenvollzug an 
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Personen mit schwerwiegender psychischer Störung und jener an entwöhnungsbedürftigten 

RechtsbrecherInnen. Die größte Gruppe bilden Personen, bei denen die psychische Erkrankung 

ursächlich für die Straftat war. Für eine Unterbringung müssen bestimmte Voraussetzungen er-

füllt sein: Die Tat war schwerwiegend, sie geschah unter dem Einfluss der Störung und es be-

steht ein Risiko, dass weitere Straftaten folgen. Bei nicht zurechnungsfähigen Personen (§ 21 

Abs. 1 StGB) wird ausschließlich eine vorbeugende Maßnahme verhängt, während bei zurech-

nungsfähigen Personen (§ 21 Abs. 2 StGB) zusätzlich eine Freiheitsstrafe ausgesprochen wer-

den kann. Als entwöhnungsbedürftig werden Personen bezeichnet, die unter erheblichem Ein-

fluss von Alkohol oder Suchtmitteln eine Straftat begangen haben und bei denen ein Rückfall 

mit gravierenden Konsequenzen befürchtet wird. Auch für sie stehen spezielle Therapieeinrich-

tungen zur Verfügung (vgl. Bundesministerium für Justiz o.J.). 

Neben dem Vollzug der Freiheitsstrafe in einer Justizanstalt stellt der elektronisch über-

wachte Hausarrest eine relativ neue Form des Strafvollzugs in Österreich dar. Unter bestimmten 

Voraussetzungen können bestimmte Personen ihre Strafe zu Hause, unter klar geregelten Be-

dingungen und elektronischer Überwachung, verbüßen. Diese Maßnahme richtet sich an nicht 

gefährliche Verurteilte deren zu verbüßende (Rest-)Strafe höchstens zwölf Monate beträgt und 

soll sowohl die soziale Integration erhalten als auch einen geordneten Übergang in die Freiheit 

unterstützten. Voraussetzungen sind ein geeigneter Wohnsitz, eine stabile Lebenssituation und 

eine positive Sozialprognose. Die Überwachung erfolgt durch ein elektronisches Gerät am Fuß-

gelenk, das mit einer Zentrale verbunden ist. Dadurch kann überprüft werden, ob die festgeleg-

ten Regeln eingehalten werden. Der elektronisch überwachte Hausarrest trägt auch zur Entlas-

tung des Strafvollzugs und zur Förderung der Resozialisierung bei (vgl. Bundesministerium für 

Justiz 2020: 33).     

Zusammenfassend lässt sich konstatieren, dass die Analyse des österreichischen Straf-

vollzugssystems ein stark zentralisiertes und lineares Modell aufzeigt, dass sich durch die Ein-

heitlichkeit bei der Umsetzung von Haft- und Erziehungsmaßnahmen auszeichnet. Der vorlie-

gende Rahmen bildet eine wesentliche Grundlage, um den Untersuchungsgegenstand dieser 

Arbeit zu erfassen und die Besonderheiten des italienischen Systems im nachfolgenden Unter-

kapitel zu betonen. 

3.2. Das italienische Strafvollzugssystem 

Die Führung des Strafvollzugs in Italien liegt in der Zuständigkeit des Justizministeriums (Mi-

nistero della Giustizia). Im Gegensatz zum österreichischen System ist es durch eine komplexe 

und vielschichtige Struktur gekennzeichnet, die auf einer mehrstufigen Kompetenzverteilung 
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und einer starken organisatorischen Fragmentierung beruht. Innerhalb des Ministeriums beste-

hen tatsächlich verschiedene Abteilungen (Dipartimenti), die jeweils unterschiedliche Aufga-

ben im Bereich Justiz wahrnehmen. 

Das italienische Justizministerium gewährleistet über das sogenannte Dipartimento 

dell’Amministrazione Penitenziaria (DAP), die wichtigste Abteilung für die Vollzugsverwal-

tung, die übergeordnete Organisation, Leitung und Aufsicht der Justizanstalten. Diese Abtei-

lung ist jedoch ausschließlich für den Strafvollzug bei Erwachsenen zuständig und auf territo-

rialer Ebene in Provveditorati Regionali dell’Amministrazione Penitenziaria gegliedert. Die 

Provveditorati Regionali sind periphere Organe des Justizministeriums, die als territoriale Ver-

tretungen des DAP fungieren und die Justizanstalten für Erwachsene in den einzelnen Regionen 

Italiens verwalten. Ihre Aufgaben umfassen insbesondere die Personal- und Gefangenenverwal-

tung, organisatorische Tätigkeiten, sowie die Koordination mit lokalen Behörden, den Regio-

nen und dem nationalen Gesundheitsdienst. Die Provveditorati Regionali entsprechen nicht 

exakt den Grenzen der italienischen Regionen; es existieren zwölf dieser territorialen Behörden, 

die verschiedene Regionen gemeinsam abdecken (vgl. Ministero della Giustizia o.J.). 

Bereits hier zeigt sich ein erster Unterschied zwischen den beiden Ländern: In Italien 

werden mit den Provveditorati Regionali nachgeordnete Organe vorgesehen, die als Instrument 

zur Gewährleistung einer einheitlichen Vollzugspraxis dienen sollen. In Österreich hingegen 

sind solche Zwischenebenen nicht vorgesehen, sodass die Verwaltungsstruktur insgesamt 

schlanker und linearer ausgestaltet ist. 

 Das italienische Strafvollzugssystem, ebenso wie das österreichische und die meisten 

westlichen Systeme, ist auf Resozialisierung ausgerichtet und zielt darauf ab, Inhaftierte in die 

freie Gesellschaft wiedereinzugliedern. Dieses Prinzip gilt als zentraler Grundsatz des Straf-

vollzugs und ist auch im Art. 1 des Gesetzes Nr. 354/1975 über den Strafvollzug und die Durch-

führung freiheitsentziehender Maßnahmen (Legge 26 Luglio 1975, n. 354 – Norme sull’Ordi-

namento Penitenziario e sulla Esecuzione delle Misure Privative e Limitative della Libertà) 

verankert, dass bis heute die wichtigste rechtliche Grundlage des italienischen Strafvollzugs-

systems bildet. 

Derzeit existieren in Italien 189 Justizanstalten (Istituti Penitenziari), die das gesamte 

Staatsgebiet gleichmäßig abdecken1. Diese Einrichtungen unterstehen dem DAP und bilden die 

zentrale Struktur des Vollzugssystems der Freiheitsentziehung (vgl. Ministero della Giustizia 

2025a). Analog zu Österreich bestehen auch in Italien unterschiedliche Arten von Haftanstalten, 

 
1 Stand: 31.10.2025 
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die sich insbesondere hinsichtlich ihrer Ausgestaltung, des Vollzugszwecks sowie der Rechts-

lage der Inhaftierten unterscheiden. Im Erwachsenenvollzug gilt es vor allem, zwischen der (a) 

Casa Circondariale und der (b) Casa di Reclusione zu differenzieren. Unter (a) Case Circonda-

riali sind jene Einrichtungen zu verstehen, in denen Untersuchungshäftlinge – also Personen, 

gegen die bereits ein Strafverfahren läuft, die aber noch nicht rechtkräftig verurteilt sind – sowie 

rechtskräftig Verurteilte, die eine (Rest-)Freiheitsstrafe von höchstens fünf Jahren verbüßen, 

untergebracht sind (vgl. Ministero della Giustizia o.J.). Diese Kategorie dient somit sowohl dem 

präventiven als auch dem kurzzeitigen Strafvollzug. Gemäß Art. 14 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 

354/1975 müssen Untersuchungshäftlinge in diesen Anstalten strikt von rechtskräftig Verurteil-

ten getrennt werden. Diese Trennung beruht auf dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Un-

schuldsvermutung, der in Art. 27 Abs. 2 der italienischen Verfassung verankert ist. In den so-

genannten (b) Case di Reclusione werden Personen inhaftiert, die rechtskräftig zu einer Frei-

heitsstrafe von mehr als fünf Jahren verurteilt werden. Diese Einrichtungen dienen dem Lang-

zeitvollzug und sind für schwerwiegende Straftaten vorgesehen (vgl. Ministero di Giustizia 

o.J.). 

Innerhalb der 189 Justizanstalten werden Inhaftierte im italienischen Strafvollzugssys-

tem in unterschiedliche Vollzugsbereiche eingeteilt, die jeweils mit spezifischen Vollzugsregi-

men verbunden sind. Unterschieden wird zwischen dem Hochsicherheitsvollzug (Circuito di 

Alta Sicurezza), der besonders gefährliche oder sicherheitsrelevante Personen umfasst, dem Be-

reich des mittleren Sicherheitsvollzugs (Circuito di Media Sicurezza), in dem sich der Großteil 

der Inhaftierten befindet. Zudem sieht das italienische Strafvollzugssystem auch besondere Ein-

richtungen bzw. Abteilungen mit einem erleichterten Vollzugsregime vor, die auf bestimmte 

Gruppen von Inhaftierten ausgerichtet sind. Dazu zählen einerseits die Personen mit Suchter-

krankungen, die in den sogenannten Istituti a Custodia Attenuata per il Trattamento di Tos-

sicodipendenti (ICATT) untergebracht werden. Dort wird, unter Aufsicht des DAP, ein thera-

peutisch-rehabilitativer Ansatz verfolgt, der auf die soziale und psychische Stabilisierung der 

betroffenen Personen abzielt. Andererseits bestehen die Istituti a Custodia Attenuata per Dete-

nute Madri (ICAM), die speziell für Mütter mit kleinen Kindern geschaffen wurden. Sie sollen 

die Freiheitsentziehung mit dem Schutz der Mutter-Kind-Beziehung vereinbaren und ein weni-

ger restriktives Umfeld gewährleisten (vgl. Ministero della Giustizia o.J.). 

Die Verteilung der Inhaftierten auf die verschiedenen Haftanstalten sowie auf deren Ab-

teilungen erfolgt auf Grundlage eines vom DAP durchgeführten Beobachtungs- und Bewer-

tungsverfahrens. Dieses zielt darauf ab, die Anforderungen an Sicherheit, Ordnung und Reso-

zialisierung miteinander in Einklang zu bringen. Die Zuweisung der Inhaftierten orientiert sich 
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dabei sowohl an der Art der begangenen Straftat als auch an den jeweiligen persönlichen, sozi-

alen und sicherheitsrelevanten Erfordernissen (Art. 13 Legge 354/1975).  

Neben diesen Hauptkategorien für Erwachsenenvollzug existieren in Italien auch spezi-

alisierte Einrichtungen für Minderjährige und junge Erwachsene. Das System umfasst 17 Ju-

gendstrafanstalten (Istituti Penali per i Minorenni), die Personen aufnehmen, welche bei Bege-

hung der Tat noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet haben und sich bis zum Alter von etwa 

25 Jahren befinden können. In diesen Einrichtungen wird ein besonderer Fokus auf Erziehungs-

, Bildungs-, Sport-, Berufs- bzw. Arbeitsprogramme gelegt, um die Wiedereingliederung in die 

freie Gesellschaft zu fördern (vgl. Ministero della Giustizia o.J.). Eine Besonderheit des italie-

nischen Strafvollzugssystems, die dessen dezentralen Charakter im Vergleich zu Österreich un-

terstreicht, besteht darin, dass die Jugendstrafanstalten nicht der DAP, sondern einer eigenstän-

digen Abteilung für Jugend- und Gemeinschaftsjustiz – der Dipartimento per la Giustizia Mi-

norile e di Comunità (DGMC) – unterstehen, die ebenfalls innerhalb des Justizministeriums 

angesiedelt ist (vgl. Ministero della Giustizia o.J.). Dieser Umstand betont erneut die signifi-

kante Dezentralisierung des italienischen Strafvollzugssystems. 

Im Hinblick auf den Maßnahmenvollzug im italienischen Rechtssystem bestehen ver-

schiedene Formen freiheitsentziehender Maßnahmen, die sich hinsichtlich ihrer Zielsetzung, 

Verwaltung und der betroffenen Menschengruppen unterscheiden. Eine erste Gruppe bilden die 

sogenannte (a) Colonie Agricole und (b) Case di Lavoro, die der Unterbringung von Personen 

dienen, die regelmäßig bzw. wiederholt Straftaten begehen. Diese Maßnahmen folgen auf die 

eigentliche Freiheitsstrafe und haben laut ihrem gesetzlichen Zweck das Ziel, die Resozialisie-

rung der Betroffenen durch sinnvolle Arbeit zu unterstützen: Landwirtschaftliche Tätigkeiten 

in den (a) Colonie Agricole sowie industrielle oder handwerkliche Tätigkeiten in den (b) Case 

di Lavoro. In der Praxis wird dieser arbeitsbezogene Zweck jedoch kaum erreicht.  Die italie-

nische Menschenrechts-NGO Antigone, die seit Jahren die Haftbedingungen im Land mit re-

gelmäßigen Berichten dokumentiert, kritisiert in ihrem XVIII. Bericht darauf, dass diese Ein-

richtungsarten in ihrer tatsächlichen Ausgestaltung weitgehend gewöhnlichen Haftanstalten äh-

neln: Der Arbeitsaspekt fehlt meist vollständig, und die Lebensbedingungen unterscheiden sich 

kaum von jenen des regulären Strafvollzugs. Dadurch verlieren sie ihre eigentliche erzieheri-

sche Funktion und werden für die Betroffenen faktisch zu einer zweiten Freiheitsstrafe nach 

der bereits verbüßten (vgl. Antigone 2022: 108ff.). 

Daneben bestehen spezielle Einrichtungen für Personen mit schwerwiegenden psychi-

schen Störungen, die eine Straftat begangen haben und als gefährlich für die Allgemeinheit 

gelten. Es handelt sich um die sogenannten Residenze per l’Esecuzione delle Misure di 
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Sicurezza (REMS), deren Verwaltung und Organisation nicht in die Zuständigkeit des Justizmi-

nisteriums, sondern des Gesundheitsministeriums (Ministero della Salute) fallen (vgl. Mi-

nistero della Giustizia o.J.). Diese Einrichtungen sind ein Teil des nationalen Gesundheitsdiens-

tes und werden von den einzelnen Regionen betrieben, wobei das italienische Gesundheitsmi-

nisterium die allgemeine Koordination übernimmt. Die REMS stellen eine gesundheitsorien-

tierte Form der Unterbringung dar, die in Zusammenarbeit mit der Justizverwaltung umgesetzt 

wird. Seit dem Jahr 2015 haben sie die früheren forensisch-psychiatrischen Krankenhäuser (Os-

pedali Psichiatrici Giudiziari) ersetzt (vgl. Ministero della Salute o.J.). 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Vorstellung der österreichischen und 

italienischen Strafvollzugssysteme in erster Linie dazu dient, das institutionelle Umfeld zu um-

reißen, in dem die Kommunikations- und Dolmetscherprozesse stattfinden. Der Vergleich ver-

deutlicht zugleich grundlegende strukturelle Unterschiede: Während der österreichische Straf-

vollzug durch eine zentrale und klar gegliederte Verwaltungsstruktur geprägt ist, zeigt sich das 

italienische System deutlich dezentralisiert und komplexer, da Zuständigkeiten und Entschei-

dungskompetenz auf verschiedene Ebenen verteilt sind. Dieser Unterschied kann nicht nur auf 

die Verwaltung und Organisation der Haftanstalten, sondern auch auf die Kommunikations-

wege innerhalb der Einrichtungen auswirken. Die Auseinandersetzung mit den strukturellen 

Rahmenbedingungen ist wesentlich, um die im nächsten Kapitel beschriebenen Daten – insbe-

sondere zur Zusammensetzung der inhaftierten Personen, zum Anteil ausländischer Inhaftierten 

und zu den meistgesprochenen Sprachen – richtig einordnen und im Hinblick auf den Dolmet-

scherbedarf verstehen zu können. 

3.3. Die behandlungs- und resozialisierungsorientierte Dimension des Strafvollzugs  

Obwohl die Inhaftierung in beiden Rechtssystemen die schwerste Form des Freiheitsentzugs 

darstellt, wird das Konzept der Haftanstalten weder in Österreich noch in Italien als ausschließ-

lich Verwahrungsort verstanden. Wie bereits in Kapitel 2 erläutert, beschränkt sich das Leben 

in Haft nicht auf den Aufenthalt in der Zelle, sondern ist durch eine Reihe von Aktivitäten ge-

kennzeichnet, die, wenn auch in kontrollierter Form, dem freien Leben ähneln sollen. 

Sowohl das österreichische als auch das italienische Strafvollzugssystem sehen grund-

sätzlich vor, dass sich der Alltag der Inhaftierten größtenteils in den Gemeinschaftsbereichen 

der Anstalt abspielt, wo sie an Programmen teilnehmen, die auf Resozialisierung ausgerichtet 

sind. Innerhalb der Haftanstalten entstehen somit unterschiedliche Interaktionsdynamiken, in 

denen Inhaftierte mit verschiedenen Personen in Kontakt treten. Wie Kadrić (2024: 151) her-

vorhebt, beeinflussen sowohl die Art der Unterbringung in Einzel-, Doppel- und 
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Gemeinschaftszellen, als auch das im Vollzugsplan festgelegte Haftregime maßgeblich, welche 

Formen sozialer Interaktion im Anstaltsalltag möglich sind. Dieser Zusammenhang lässt sich 

auch auf das italienische System übertragen, in dem die baulichen und organisatorischen Rah-

menbedingungen in ähnlicher Weise prägend auf die kommunikativen Dynamiken wirken.  

Trotz organisatorischer und rechtlicher Unterschiede besteht in beiden Systemen die 

Auffassung, dass Haft von einem breiten Spektrum an Maßnahmen begleitet sein muss, die 

darauf abzielen, die soziale, berufliche und persönliche Wiedereingliederung aller Inhaftierten 

zu fördern. In diesem Sinne ist der Alltag in Haftanstalten als ein dynamischer Kontext zu be-

trachten, der sich, zumindest nach den gesetzlichen Vorgaben, aus Arbeitsmöglichkeiten, Bil-

dungs- und Ausbildungsangeboten, Freizeitaktivitäten sowie vielfältigen Beziehungen zur Au-

ßenwelt zusammensetzt (vgl. StVG 1969; Legge 354/1975). Besonders herausfordernd gestal-

tet sich die Situation, wenn Personen aus unterschiedlichen Herkunftsländern und Kulturräu-

men aufeinandertreffen, die zudem die Landessprache nicht beherrschen. Dies kann zu erheb-

lichen Verständigungs- und Integrationsproblemen führen, welche die Gefahr sozialer Isolation 

erhöhen und dazu beitragen können, dass diesen Personen nicht die gleiche Teilhabenchancen 

offenstehen wie einheimischen Inhaftierten. 

Wie die Forschung deutlich macht, stellen sprachliche Barrieren eine der zentralen Her-

ausforderungen dar, mit denen ausländische Inhaftierte bereits beim Erstkontakt mit einer Haft-

anstalt konfrontiert sind. In vielen Fällen sind die Hausordnung und das Informationsmaterial, 

die die neu eingewiesenen Inhaftierten bekommen, nicht in ihrer Mutter- oder einer für sie ver-

ständlichen Sprache verfasst. Daher fehlen ihnen von Beginn an grundlegende Informationen 

über den Alltag in der Haftanstalt: Viele wissen beispielsweise nicht, an welchen Aktivitäten 

sie teilnehmen dürfen oder welche Schritte notwendig sind, um sich dafür anzumelden. In den 

Haftanstalten vieler Länder, wie auch in Österreich und Italien, ist oft ein formeller bzw. schrift-

licher Antrag erforderlich, um Zugang zu bestimmten Angeboten zu erhalten. Für ausländische 

Inhaftierte kann dies ohne sprachliche Unterstützung durch DolmetscherInnen oder Mitinhaf-

tierte bzw. Anstaltspersonal, die ihre Sprache beherrschen, eine zusätzliche Schwierigkeit dar-

stellen. Außerdem kann die fehlende sprachliche Unterstützung dazu führen, dass AusländerIn-

nen weniger und qualitativ eingeschränkte Angebote zur Verfügung stehen als Einheimischen. 

Dies verstärkt ihre Isolation und begrenzt ihre Chancen auf Wiedereingliederung (vgl. Atabay 

2009: 83f.).   
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Auch die von der Menschenrechts-NGO Antigone durchgeführten Besuche in unter-

schiedlichen italienischen Haftanstalten bestätigen diese Problematik2. Die Arbeits- und Aus-

bildungsangebote sind insgesamt begrenzt und regional stark unterschiedlich ausgeprägt, was 

auf die Fragmentierung des italienischen Strafvollzugssystems zurückzuführen ist. Während 

einige Anstalten eine breite Teilnahme an Arbeitsprogrammen ermöglichen, stehen in anderen 

Einrichtungen fast nur elementare Tätigkeiten im hauswirtschaftlichen Bereich zur Verfügung, 

die nur geringe Qualifizierungspotenziale bieten (vgl. Antigone 2022: 60). Obwohl diese struk-

turellen Defizite die gesamte Inhaftiertenpopulation betreffen, sind AusländerInnen besonders 

benachteiligt; Sprachbarrieren erschweren ihnen den Zugang zu den bereits limitierten Ange-

boten. Dadurch werden sie häufiger von Arbeits- und Ausbildungsmaßnahmen ausgeschlossen, 

was ihre soziale Integration innerhalb der Haftanstalt wie auch ihre Chancen auf eine Rein-

tegration in der Gesellschaft beeinträchtigt. 

Kadrić (2024: 155) kommt zu einem ähnlichen Ergebnis für die Situation in Österreich. 

Grundlage ist eine Umfrage in der Justizanstalt Korneuburg unter Inhaftierten, Anstaltspersonal 

und dem Anstaltsleiter3. Die erhobenen Daten zeigen, dass sich ein erheblicher Prozentsatz der 

nicht-österreichischen Inhaftierten (38%) in Bezug auf die Chancen und Alltagsaktivitäten im 

Strafvollzug gegenüber den einheimischen Mitinhaftierten benachteiligt fühlt. 

Die sprachliche und kulturelle Diversität ist ein wesentlicher Aspekt, der nicht ignoriert 

werden kann. Wie in der nachfolgenden Analyse deutlich wird, ist die Anzahl ausländischer 

Personen, die sich in österreichischen und italienischen Haftanstalten inhaftiert befinden, über-

durchschnittlich hoch. Es wird daher erforderlich, dass beide Länder Strategien entwickeln, um 

diese Herausforderungen zu bewältigen und allen Inhaftierten vergleichbare Chancen und ein 

menschenwürdiges Leben im Haftalltag zu ermöglichen. 

3.4. Inhaftiertenzahlen in Österreich und Italien 

Im Folgenden wird die Analyse und der Vergleich der Inhaftiertenpopulation in Österreich und 

Italien vorgenommen, wobei der Schwerpunkt auf der Staatsangehörigkeit der Inhaftierten 

liegt. Auf der Grundlage der jüngsten statistischen Erhebung des Europarates, des SPACE I – 

2024-Berichts, einer jährlich veröffentlichten Studie über die Inhaftiertenzahlen und Strafvoll-

zugssysteme der Mitgliedstaaten, lässt sich feststellen, dass die europäischen Haftanstalten 

heutzutage mehrsprachige und multikulturelle Räume darstellen, in denen die Präsenz auslän-

discher Inhaftierten ein strukturelles Merkmal geworden ist. Sowohl Österreich als auch Italien 

 
2 Die von der italienischen Menschenrechts-NGO durchgeführten Besuche fanden im Laufe des Jahres 2021 in 

96 Haftanstalten statt. 
3 Die Studie wurde zwischen dem 11. und 18. September 2023 durchgeführt. 
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gehören laut demselben Bericht zu den Ländern mit einer sehr hohen Anzahl an ausländischen 

Inhaftierten: Sie werden unter den Ländern eingeordnet, deren Anteil ausländischer Inhaftierten 

mehr als 25% über dem europäischen Medianwert liegt4. Diese Einordnung verdeutlicht, dass 

beide Staaten, ähnlich wie andere westeuropäische Länder, überdurchschnittlich hohe Anteile 

ausländischer Inhaftierter aufweisen (vgl. Aebi & Cocco 2025: 4). In diesem Zusammenhang 

ist das Dolmetschen kein zusätzlicher Dienst mehr, sondern eine grundlegende Voraussetzung, 

um faire Verfahren zu gewährleisten, die Wiedereingliederung in die Gesellschaft zu fördern 

und den Alltag in den Haftanstalten reibungslos zu gestalten. 

3.4.1. Die Zahlen in Österreich 

Die österreichischen Justizanstalten verfügen über eine Gesamtkapazität von 8.298 Haftplätzen. 

Derzeit sind jedoch 9.105 Personen in diesen Haftanstalten inhaftiert, wodurch die zulässige 

Aufnahmekapazität überschritten ist und das System als überbelegt gilt. Nur ein sehr kleiner 

Teil der Haftbevölkerung besteht aus Frauen: Es handelt sich um 715 Inhaftierte, was etwas 

mehr als 7% der gesamten Inhaftiertenzahl entspricht5 (vgl. Bundesministerium für Justiz 

2025a).  

Eine Analyse der Verteilung nach Haftarten ergibt, dass der Großteil der Inhaftierten – 

rund 60% – rechtskräftig verurteilt ist und sich somit in Strafhaft befindet. Die zweitgrößte 

Gruppe bilden Untersuchungshäftlinge, die rund 19% der gesamten Inhaftiertenpopulation in 

Österreich ausmachen. Etwa 16% der Inhaftierten sind Untergebrachte im Rahmen des Maß-

nahmenvollzugs, die aufgrund psychischer Erkrankung oder besonderer Gefährdung in spezia-

lisierten Einrichtungen untergebracht werden6. Der verbleibende, kleine Anteil entfällt auf 

sonstige Haftformen (vgl. Bundesministerium für Justiz 2025a), die in der vorliegenden Arbeit 

nicht näher behandelt werden. 

 Bei einer Betrachtung der Gesamtbevölkerung Österreichs von rund 9,2 Millionen Ein-

wohnerInnen7 (vgl. Statistik Austria 2025: 20) und einem Vergleich mit der Anzahl der in Jus-

tizanstalten inhaftierten Personen wird deutlich, dass das Leben in Haftanstalten nur einen ge-

ringen Teil der österreichischen Gesellschaft betrifft. Es ist jedoch von entscheidender Bedeu-

tung, diesen Bereich näher zu untersuchen und zu analysieren, wer die inhaftierten Personen 

sind, insbesondere hinsichtlich ihrer Staatsangehörigkeit. Auf diese Weise lässt sich beurteilen, 

 
4 Stand: 31.01.2024 
5 Stand: 01.10.2025 
6 Stand: 01.10.2025 
7 Stand: 01.01.2025 
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ob und inwieweit die spezifischen Bedürfnisse dieser Menschengruppe, vor allem im Hinblick 

auf Sprachbarrieren, erkannt und angemessen berücksichtigt werden. 

 Gemäß den vom Bundesministerium für Justiz veröffentlichten Daten sind mehr als die 

Hälfte der in österreichischen Justizanstalten inhaftierten Personen ausländischer Staatsange-

hörigkeit. Konkret beträgt ihr Anteil 52,66% der gesamten Inhaftiertenpopulation8. 

Eine detaillierte Analyse der Zusammensetzung der ausländischen Inhaftierten ergibt, 

dass der Großteil von ihnen – rund ein Drittel – aus Drittstaaten außerhalb der Europäischen 

Union stammt, während weniger als ein Fünftel Staatsangehörige von EU-Mitgliedstaaten sind. 

Für einen geringen Anteil der Inhaftierten – 

etwas mehr als 1% – liegen keine Informati-

onen zur Herkunft vor (vgl. Bundesministe-

rium für Justiz 2025b). Laut Angaben des 

Bundesministeriums für Justiz stammt also 

die Mehrheit der ausländischen Inhaftierten 

aus außereuropäischen Staaten. Die konkre-

ten Herkunftsländer der Inhaftierten werden 

zudem im Sicherheitsbericht 2023 ausgewie-

sen. Aus diesem geht hervor, dass die größten 

Zugänge in den letzten Jahren vor allem aus 

Rumänien, Serbien, der Slowakei, Syrien, 

Nigeria, Afghanistan, Ungarn, der Türkei 

und weiteren südosteuropäischen Nachbarstaaten stammen (vgl. Bundesministerium für Justiz 

2024: 184). 

Im Rahmen dieser Betrachtung bietet es sich an, die Daten zu Personen im Strafvollzug 

mit jenen der freien Bevölkerung in Österreich gegenüberzustellen. Seit dem Ende der 1960er 

Jahre ist in Österreich ein signifikanter Anstieg der Bevölkerungszahl zu beobachten, der in 

erster Linie auf die anhaltenden Migrationsbewegungen zurückzuführen ist. Die Analyse der 

Daten zeigt, dass die Einwanderung eine zentrale Rolle für die Bevölkerungsentwicklung sowie 

die linguistische und kulturelle Diversität des Landes gespielt hat. Im Jahr 1961 lag der Anteil 

ausländischer Staatsangehöriger bei etwa 1,4% der Gesamtbevölkerung, heute beträgt er 

20,2%9 (vgl. Statistik Austria 2025: 22). Aus den vorliegenden Daten lassen sich zwei wesent-

liche Aussagen ableiten: Einerseits ist die Zahl von AusländerInnen auf österreichischem 

 
8 Stand: 01.10.2025 
9 Stand: 01.01.2025 

Abb. 1: Verteilung der Inhaftierten in Österreich nach 

Staatsbürgerschaft (Bundesministerium für Justiz 2025b) 



49 

 

Staatsgebiet im Laufe der Jahre kontinuierlich gestiegen, wie die vorliegenden Prozentsätze der 

Wohnbevölkerung bestätigen. Andererseits ist eine verstärkte Präsenz von Nicht-Österreiche-

rInnen innerhalb der Haftanstalten zu konstatieren. Wie bereits dargelegt, verzeichnet Öster-

reich damit eine überdurchschnittlich hohe Zahl an ausländischen Inhaftierten und nimmt im 

europäischen Vergleich eine Spitzenposition ein (vgl. Aebi & Cocco 2025). 

Es besteht eine signifikante Abweichung in der Verteilung der Bevölkerung Österreichs 

und der Inhaftierten. Während Personen aus Drittstaaten (einschließlich solcher mit unbekann-

ter, staatenloser oder ungeklärter Staatsangehörigkeit) im Strafvollzug überrepräsentiert sind, 

stellen unter den in Österreich lebenden AusländerInnen jene aus EU- und EFTA-Staaten (ein-

schließlich des Vereinigten Königreichs) die Mehrheit dar und machen rund 51% der ausländi-

schen Gesamtbevölkerung aus10 (vgl. Statistik Austria 2025: 39). Deutsche Staatsangehörige 

bilden mit beinahe 240.000 Personen die zahlenmäßig stärkste Gruppe, gefolgt von RumänIn-

nen (155.700), TürkInnen (124.500), SerbInnen (122.500), UngarInnen (112.400) und KroatIn-

nen (109.400). Auf den weiteren Rangplätzen folgen Personen aus Syrien, Bosnien und Herze-

gowina, der Ukraine und Polen, die in den letzten Jahren eine signifikante Zunahme der Zu-

wanderung aufweisen. Ebenfalls stark vertreten sind Menschen aus Afghanistan, Slowakei, Ita-

lien, Bulgarien und Russland (vgl. Statistik Austria 2025: 24). Der überwiegende Teil der aus-

ländischen Bevölkerung in Österreich stammt somit aus europäischen Ländern, insbesondere 

aus dem deutschsprachigen Raum, aus Mitgliedsstaaten der EU sowie aus Ländern Südosteu-

ropas, mit denen Österreich historisch, geografisch und kulturell eng verbunden ist. Anderer-

seits lässt sich feststellen, dass ein immer größerer Teil der AusländerInnen aus außereuropäi-

schen Krisenregionen stammt. 

Trotz der Unterschiede in der Zusammensetzung der österreichischen Gesamtbevölke-

rung und der Inhaftierten bestehen in Bezug auf ihre Staatsangehörigkeit erhebliche Gemein-

samkeiten. Ländern wie Rumänien, Staaten des ehemaligen Jugoslawiens, Türkei oder Afgha-

nistan sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der Haftanstalten stark vertreten. Obwohl die 

offiziellen Berichte keine Angaben zur sprachlichen Verteilung unter den Inhaftierten enthalten, 

lässt die Zusammensetzung nach Staatsangehörigkeit vermuten, dass Sprachen wie Rumänisch, 

die Sprachen des ehemaligen Jugoslawiens, Türkisch oder Afghanisch auch im Strafvollzug 

häufig vorkommen. 

 

 

 
10 Stand: 01.01.2025 
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3.4.2. Die Zahlen in Italien 

Nach einer Auswertung der demografischen und haftbezogenen Situation in Österreich emp-

fiehlt es sich, den Blick auf den italienischen Kontext zu richten, der sich in seinen Migrations-

dynamiken und sozialen Strukturen teilweise anders, jedoch ebenso bedeutsam darstellt. 

Italien weist im Vergleich zu Österreich einen deutlich geringeren Ausländeranteil auf. 

Gemäß den aktuellen Daten des Nationalen Instituts für Statistik (ISTAT) – der italienischen 

Behörde, die für die Erhebung und Auswertung amtlicher statistischer Daten zuständig ist – 

besitzen von insgesamt rund 59 Millionen EinwohnerInnen 5,4 Millionen eine ausländische 

Staatsangehörigkeit, was etwa 9% der Gesamtbevölkerung entspricht11 (vgl. ISTAT 2025). Ob-

wohl der Anteil geringer ist, reflektiert er doch die bedeutende Rolle, die Italien in den gegen-

wärtigen Migrationsbewegungen einnimmt: Aufgrund seiner geografischen Lage und der jun-

gen Geschichte der Migration stellt dieses Land sowohl ein Ziel- als auch ein Transitland für 

zahlreiche Menschengruppen aus sehr unterschiedlichen geografischen und kulturellen Her-

kunftsgebieten dar. Dieses Phänomen beeinflusst die Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 

sowie in signifikanter Weise die Realität im Strafvollzug. 

In Übereinstimmung mit den verfügbaren Daten des ISTAT (2025) zeichnet sich die 

ausländische Bevölkerung in Italien durch eine große Vielfalt aus, wobei gleichzeitig eine klare 

hierarchische Struktur innerhalb der Migrationslandschaft erkennbar ist. Die rumänische Ge-

meinschaft nimmt dabei eine herausragende Stellung ein: Mit über einer Million Personen re-

präsentiert sie mehr als 20% der gesamten ausländischen Wohnbevölkerung Italiens und unter-

schiedet sich damit deutlich von allen anderen großen Gruppen. An zweiter und dritter Stelle 

folgen albanische und marokkanische Staatsangehörige mit jeweils etwas mehr als 400.000 

Personen. Rumänien, Albanien und Marokko, die zusammen etwa 36% der ausländischen 

Wohnbevölkerung ausmachen, bilden den demografischen Fokus der Migrationspräsenz in Ita-

lien12 (vgl. ISTAT 2025). 

Ein weiterer großer Teil der ausländischen Bevölkerung stammt aus China und der Uk-

raine: Diese zwei Gruppen sind zahlenmäßig kleiner, bilden jedoch einen zweiten demogra-

phisch relevanten Schwerpunkt der Migrationslandschaft des Landes. Neben diesen großen Ge-

meinschaften leben in Italien zahlreiche andere Volksgruppen, mit jeweils mehr als 100.000 

Angehörigen: Dazu zählen beispielsweise Bangladesch, Indien, Ägypten und Pakistan (vgl. IS-

TAT 2025). 

 
11 Stand: 01.01.2025 
12 Stand: 01.01.2025 
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An dieser Stelle lässt sich feststellen, dass insgesamt die meisten in Italien lebenden 

AusländerInnen aus osteuropäischen Ländern stammen, gefolgt von Nordafrika und in gerin-

gerem Maße aus süd- und ostasiatischen Gebieten. 

Beim Perspektivenwechsel vom sozialen Kontext zum Strafvollzug ergibt sich eine sig-

nifikante Veränderung des Bildes. Laut den aktuellen, vom DAP erhobenen und auf der Web-

seite des Justizministeriums veröffentlichen Daten sind in den derzeit 189 aktiven Justizanstal-

ten des Landes über 63.000 Personen inhaftiert13. Die reguläre Kapazität liegt jedoch bei etwa 

51.000 Haftplätze. Auch hier, wie in Österreich, zeigt sich ein deutliches Problem der Überbe-

legung, in Italien allerdings in noch stärkerem Ausmaß. Außerdem besitzen rund 20.000 Inhaf-

tierte eine ausländische Staatsangehörigkeit, was etwa 31% aller Inhaftierten entspricht14 (vgl. 

Ministero della Giustizia 2025a).  

Eine detailliertere Betrachtung der geogra-

fischen Herkunft der nicht-italienischen Inhaftier-

ten zeigt eine klar abweichende Zusammensetzung 

im Vergleich zur ausländischen Wohnbevölke-

rung: Die meisten in Italien inhaftierten Personen 

stammen aus afrikanischen Ländern; sie machen 

rund 55% der gesamten Haftpopulation aus. Es 

folgen Inhaftierte aus anderen europäischen Ge-

bieten (ohne Italien) mit etwa 30%, während Per-

sonen aus Asien und Amerika jeweils rund 7% 

ausmachen15 (vgl. Ministero della Giustizia 

2025b). 

Die Analyse der einzelnen Nationalitäten in den italienischen Haftanstalten ergibt eine starke 

Präsenz marokkanischer Inhaftierter (22,1%), gefolgt von TunesierInnen (11,3%), RumänInnen 

(10,6%), AlbanerInnen (9,6%), ÄgypterInnen (5,4%) und NigerianerInnen (5,1%). Der über-

wiegende Anteil der ausländischen Inhaftierten stammt also aus nordafrikanischen Ländern und 

in zunehmendem Maße auch aus subsaharischen Regionen. Eine signifikante Anzahl aller aus-

ländischen Inhaftierten – rund 9% – wird allein durch Nigeria zusammen mit anderen afrikani-

schen Staaten wie Ghana und Senegal repräsentiert. Andererseits ist die Präsenz osteuropäi-

scher Staatsangehöriger in diesen Einrichtungen relativ gering. Wie bereits erwähnt stellen sie 

 
13 Stand: 31.10.2025 
14 Stand: 31.10.2025 
15 Stand: 30.06.2025 

55,05%30,20%

7,83%

6,80% 0,12%

Afrika Europa Asien Amerika Andere

Abb. 2: Verteilung der ausländischen Inhaftierten 

nach geografischer Herkunft (adaptiert nach Mi-

nistero della Giustizia 2025b) 
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den größten Teil der im Land lebenden ausländischen Bevölkerung16 (vgl. Ministero della Gi-

ustizia 2025c). 

Wie die italienische Menschenrechts-NGO Antigone feststellt, zeigt die Gegenüberstel-

lung von Migrations- und Inhaftierungsdaten einige wichtige Entwicklungen. Sie beobachtet, 

dass sich Integrationsprozesse bestimmter Bevölkerungsgruppen zunehmend positiv auf die In-

haftierungsraten auswirken. Bei Gemeinschaften wie der rumänischen und der albanischen Be-

völkerung, die seit längerem fest in der italienischen Gesellschaft verankert sind, werden sin-

kende Haftquoten verzeichnet. Nach Einschätzung von Antigone weist dieser Trend auf einen 

fortgeschrittenen Integrationsprozess hin, der durch das Aufwachsen neuer Generationen und 

durch stabilere familiäre Rahmenbedingungen zusätzlich gefördert wird (vgl. Antigone 2025: 

29). 

Wie bereits dargelegt, ist die Verwaltung des Strafvollzugssystems in Italien wesentlich 

fragmentiert und komplexer als in Österreich. In diesem Kontext erweist es sich als sinnvoll, 

auch die Statistiken zu Minderjährigen und jungen Erwachsenen zu beobachten, die in Jugend-

strafanstalten (Istituti Penali per i Minorenni) inhaftiert sind. Diese Einrichtungen werden, wie 

bereits erwähnt, ebenfalls vom Justizministerium verwaltet, jedoch von einer eigenen Abteilung 

(DGMC). Die Erhebung von statistischen Daten erfolgt tatsächlich getrennt von jener der Er-

wachsenenanstalten. 

 Derzeit werden in den 17 Jugendstrafanstalten Italiens 567 junge Gefangene verzeich-

net17. Die meisten von ihnen – 320 Personen, was etwa 56% der Gesamtzahl entspricht – sind 

italienischer Staatsangehörigkeit. AusländerInnen machen hingegen etwa 43% der inhaftierten 

Jugendlichen aus und stammen hauptsächlich aus afrikanischen Ländern, etwa 80% der gesam-

ten ausländischen Bevölkerung. Obwohl es sich hier weniger ausländische Jugendliche als Ita-

lienerInnen befinden, lassen sich dennoch Ähnlichkeiten zur Situation in den italienischen Haft-

anstalten für Erwachsenen erkennen. Die am stärksten vertretenen Nationalitäten sind, in ab-

steigender Reihenfolge, Tunesien, Marokko und Ägypten, gefolgt von Rumänien und Alba-

nien18 (vgl. DGMC 2025: 22). An dieser Stelle lässt sich feststellen, dass sich die Situation in 

den Jugendstrafanstalten nicht wesentlich von jener in den Erwachsenenanstalten unterscheidet. 

Auch hier ist der Anteil der ausländischen Jugendlichen relativ hoch, und die am stärksten ver-

tretenen Staatsangehörigkeiten entsprechen weitgehend deren im Erwachsenenvollzug.  

 

 
16 Stand: 31.10.2025 
17 Stand: 31.10.2025 
18 Stand: 31.10.2025 
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3.5. Vergleich Österreich und Italien 

In den vorangegangenen Kapiteln wurde bereits deutlich, dass die Situation ausländischer Per-

sonen im Strafvollzug nicht als isoliertes Phänomen betrachtet werden kann. Ihre überdurch-

schnittliche Präsenz in Haftanstalten ist dabei nicht zufällig, sondern das Ergebnis einer kom-

plexen Zusammenwirkung sozialer, rechtlicher und sprachlicher Aspekte. Diese Faktoren stel-

len für zahlreiche MigrantInnen bereits lange vor einer potenziellen Inhaftierung eine Form der 

Benachteiligung dar. Personen, die keinen festen Wohnsitz nachweisen können, nur über ein 

begrenztes soziales Netzwerk verfügen oder sprachliche Barrieren bewältigen müssen, geraten 

deutlich schneller in den Fokus der Strafjustiz und werden häufig inhaftiert. 

Die österreichischen Daten unterstreichen explizit diesen Zusammenhang. Gemäß den 

Erhebungen des Bundesministeriums für Justiz (2024) ist eine klar unterschiedliche Entwick-

lung der Inhaftiertenpopulation bei einheimischen und ausländischen Personen zu verzeichnen: 

Während im Maßnahmenvollzug hauptsächlich ÖsterreicherInnen dazukommen, steigt die 

Zahl der Untersuchungshäftlinge und Strafgefangene fast ausschließlich bei Personen mit aus-

ländischer Staatsangehörigkeit (vgl. Bundesministerium für Justiz 2024: 177). Diese Aussage 

wird durch die Analyse der Neuinhaftierungen besonders deutlich: Im Jahr 2024 besaßen etwa 

60% der Betroffenen keine österreichische Staatsangehörigkeit. Der hohe Anteil erklärt sich 

auch dadurch, dass Untersuchungshäftlinge in diese Kategorie einbezogen werden. Untersu-

chungshaft wird jedoch bei ausländischen Beschuldigten häufiger angeordnet, da ihnen auf-

grund fehlender sozialer Stabilität und mangelnder familiärer Bindungen eher eine erhöhte 

Fluchtgefahr zugeschrieben wird. Für Menschen ohne festen Wohnsitz oder Bezugspunkte im 

Land kann daher bereits ein erster Tatverdacht schneller zu einer Inhaftierung führen (vgl. Sta-

tistik Austria 2025: 70).  

Ein ähnliches Phänomen lässt sich auch im Kontext italienischer Haftanstalten beobach-

ten. In Italien, wo viele ausländische Staatsangehörige in den Haftanstalten vertreten sind, zeigt 

der Bericht der italienischen Menschenrechts-NGO Antigone, dass ausländische Inhaftierte 

häufiger in Untersuchungshaft sitzen als italienische; rund 29% der ausländischen Inhaftierten 

sind Beschuldigte, während es bei den italienischen Inhaftierten etwa 23% sind (vgl. Antigone 

2025: 31). 

 Ein Vergleich der Daten aus Österreich und Italien zeigt zudem, dass es eine Reihe 

wiederkehrender Dynamiken hinsichtlich der Präsenz von AusländerInnen in Haftanstalten 

gibt. In beiden Ländern sind sie durch Verurteilungen für bestimmte Arten von Straftaten über-

repräsentiert. Dies führt auch zu einer erhöhten Wahrscheinlichkeit, dass diese Menschen-

gruppe keine Zugangschancen zu alternativen Maßnahmen erhält, wie beispielsweise dem 
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Hausarrest. Aus diesem Grund sind sie häufiger dazu verpflichtet, Freiheitsstrafe zu verbüßen. 

Auf Basis der in Österreich im Jahr 2023 erhobenen Daten gingen rund 45% der zu Verurtei-

lungen führenden Straftaten auf ausländische Personen zurück. Besonders hoch war dabei der 

Anteil an Vermögens- und Drogendelikten (vgl. Bundesministerium für Justiz 2024: 79). Eine 

wesentliche Tatsache ist, dass alternative Instrumente zum Strafverfahren und zur Verurteilung, 

die speziell bei Straftaten mittleren oder niedrigen Schweregrades anwendbar sind, bei Auslän-

derInnen seltener zum Einsatz kommen als bei ÖsterreicherInnen. Dies erklärt auch, warum 

sich so viele ausländische Staatsangehörige in den Haftanstalten befinden. Für BürgerInnen 

Österreichs hingegen ergibt sich oftmals der Vorteil einer Einstellung des Verfahrens: In über 

70% der Fälle werden ausländische Staatsangehörige zu Freiheitsstrafe verurteilt, während dies 

bei ÖsterreicherInnen nur 58% der Fälle passiert (vgl. Bundesministerium für Justiz 2024: 136).   

Bei näherer Betrachtung der Daten zur Situation in Italien zeigt sich, dass sich ein struk-

turell ähnliches Bild auch in diesem Fall wiederholt: Ende 2024 waren AusländerInnen haupt-

sächlich wegen Vermögensdelikten, Straftaten gegen Personen und Suchtmitteldelikten inhaf-

tiert19. An dieser Stelle ist es wichtig, auch die Dauer der verhängten Freiheitsstrafen zu berück-

sichtigen. Nach den bisherigen Erkenntnissen handelt es sich bei ItalienerInnen, die tatsächlich 

inhaftiert werden, häufig um Personen, die wegen schwerer Straftaten verurteilt wurden und 

daher eine längere Freiheitsstrafe verbüßen müssen. Bei weniger gravierenden Delikten können 

sie hingegen häufiger von leichteren Alternativen zur Freiheitsentziehung profitieren. Das 

hängt vor allem damit zusammen, dass sie in der Regel über einen geeigneten Wohnsitz sowie 

stabile familiäre Netzwerke verfügen (vgl. Antigone 2025: 30f.). Für ausländische Staatsange-

hörige ist dies oft nicht der Fall. Wegen ihrer unsicheren Lebenssituation haben sie seltener 

Zugang zu solchen Maßnahmen und sind auch bei weniger schweren Straftaten überproportio-

nal in der Haft vertreten.  

Die gemeinsamen Daten aus Österreich und Italien legen nahe, dass es keine Steigerung 

der Kriminalität gibt, die auf die ausländische Bevölkerung attribuiert werden kann (vgl. Anti-

gone 2025; Statistik Austria 2025). Ihre signifikante Präsenz im Strafvollzug ist nicht auf eine 

erhöhte Anzahl von Straftaten zurückzuführen, sondern vielmehr auf die Lebensbedingungen 

und die Art und Weise, wie diese Menschengruppe vom Justizsystem behandelt wird. Solche 

strukturellen Umstände prägen den Weg ausländischer Personen durch das Justizsystem und 

führen dazu, dass sie häufiger in Haft geraten.    

 

 
19 Stand: 31.12.2024 
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4. Umgang mit Sprachbarrieren im Strafvollzug 

Die in der vorliegenden Masterarbeit betrachtete Forschungslage macht deutlich, dass das Dol-

metschen im Strafvollzug ein komplexes und vielfältig ausdifferenziertes Arbeitsfeld darstellt, 

dessen Bedeutung mit dem Anstieg ausländischer Inhaftierter weiter zunimmt. Dieser Bereich 

erfährt in Forschung und Praxis eine wachsende Aufmerksamkeit, da Sprachbarrieren, wie be-

reits mehrfach betont, zu strukturellen Nachteilen führen und verschiedene Formen der Diskri-

minierung zwischen einheimischen und ausländischen Inhaftierten verstärken können. Sie er-

schweren nicht nur den Zugang zu Informationen sowie die Wahrnehmung von Rechten und 

Pflichten, sondern beeinflussen auch die Teilnahme an behandlungs- und resozialisierungsori-

entierten Maßnahmen und Aktivitäten, die in Haftanstalten vorgesehen sind. 

Gleichzeitig zeigen internationale und nationale Studien, dass die Art und Weise, wie 

Staaten mit diesen Herausforderungen umgehen, variieren kann. Je nach vorhandenen Ressour-

cen und institutionellen Rahmenbedingungen werden entweder professionell ausgebildete Dol-

metscherInnen eingesetzt oder Ad-hoc-Lösungen gewählt, bei denen Bedienstete oder Mitin-

haftierte mit ausreichenden Sprachkenntnissen dolmetschen. Martínez-Gómez (2014a) zeigt in 

ihrer Untersuchung, dass sich die beteiligten Staaten in drei Kategorien einordnen lassen. Die 

erste umfasst Länder, in denen fremdsprachige Inhaftierte nur sehr begrenzte Unterstützung zur 

Überwindung von Sprachbarrieren erhalten. Österreich und Italien werden, wie ein Großteil der 

europäischen Länder, der zweiten Gruppe zugeordnet, in der die Verständigung vor allem durch 

die in Haftanstalten vorhandenen Ad-hoc-Maßnahmen gewährleistet wird. Darüber hinaus 

nennt die Autorin eine dritte Gruppe von Staaten, die in stärkerem Maße auf professionell qua-

lifizierte Sprachdienstleistungen zurückgreifen, zu der unter anderem Finnland, Norwegen, 

Neuseeland, Kanada und die Vereinigten Staaten gehören (vgl. Martínez-Gómez 2014a: 252). 

Daraus lässt sich eine vergleichbare Ausgangslage Österreichs und Italiens im Umgang mit 

sprachlicher Diversität im Strafvollzug ableiten. 

 Vor diesem Hintergrund gibt dieses Kapitel zunächst einen Überblick über die konkreten 

Maßnahmen, die Österreich und Italien zur Bewältigung von Sprachbarrieren im Strafvollzug 

ergreifen. Darüber hinaus wird ein Abschnitt dem Berufsprofil der interkulturellen MediatorIn-

nen in Italien gewidmet, weil es in der Praxis häufig zu einer begrifflichen und funktionalen 

Vermischung bzw. Verwechslung zwischen ihrer Rolle und jener der DolmetscherInnen kommt. 

Dies schafft die Grundlage für den Übergang zum folgenden Kapitel, das sich dem Dialogdol-

metschen sowie dessen Ausbildung, Qualifizierung und Zertifizierung in Österreich und Italien 

widmet. 
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4.1. Maßnahmen zur Bewältigung von Sprachbarrieren in Österreich und Italien 

Wie bereits in Kapitel 2.1 dieser Arbeit ausgeführt wurde, zählt das Behördendolmetschen, wie 

auch das Dolmetschen im Rechtswesen und spezifischer das Dolmetschen in Haftanstalten, seit 

vielen Jahren zu den weniger prestigeträchtigen Bereichen der Dolmetschwissenschaft. Es han-

delt sich hierbei um typische Situationen des Dialogdolmetschens. Im Vergleich zum Konfe-

renzdolmetschen, und insbesondere zum Simultandolmetschen, erhielt dieses Tätigkeitsfeld 

über lange Zeit geringere Beachtung (vgl. Prunč 2017). Dies trägt dazu bei, dass beim Dolmet-

schen in Haftanstalten häufig eine größere Unklarheit und Unsicherheit hinsichtlich der Rollen, 

Zuständigkeiten und der praktischen Umsetzung festzustellen ist (s. 2.4).  

 Hinsichtlich der Situation des Dolmetschens in österreichischen Haftanstalten liefert 

Kadrić (2024) einen bedeutenden Beitrag. Die Autorin bietet auf Grundlage einer Untersuchung 

in der Justizanstalt Korneuburg einen Überblick über die aktuelle Ausgestaltung der Dolmet-

scherpraxis in diesem Kontext20. Sie hält ausdrücklich fest, dass zur Bewältigung der Sprach-

barrieren ausländischer Inhaftierter vor allem zwei Maßnahmen eingesetzt werden: „Professio-

nelle (Gerichts)DolmetscherInnen“ einerseits und „SprachmittlerInnen“ andererseits (vgl. Kad-

rić 2024: 149). Während Erstere als qualifizierte Fachpersonen eine zentrale Rolle erfüllen, 

insbesondere um aus rechtlicher Perspektive ein faires Verfahren und die Vermeidung von Dis-

kriminierungen sicherzustellen, kommen SprachmittlerInnen auf freiwilliger Basis zum Ein-

satz. Sie unterstützen jene Inhaftierten, die über geringe oder keine Deutschkenntnisse verfü-

gen, und leisten Hilfe entsprechend ihren sprachlichen Kompetenzen. Die Autorin macht zudem 

darauf aufmerksam, dass sich die beiden Formen der Sprachmittlung nicht nur hinsichtlich ihrer 

Funktion, sondern auch in Bezug auf die zugrunde liegenden Voraussetzungen deutlich unter-

scheiden. Professionelle DolmetscherInnen bringen eine solide fachliche Qualifikation mit, 

kennen die rechtlichen Rahmenbedingungen und arbeiten nach klaren berufsethischen Vorga-

ben, was eine verlässliche und präzise Verständigung ermöglicht. Bei SprachmittlerInnen ist 

die Ausgangslage unterschiedlich: Sie handeln ohne professionelle Vorbereitung und sind oft 

selbst Teil der jeweiligen Situation, als Mitinhaftierte oder Anstaltspersonal. Professionelle 

DolmetscherInnen werden hauptsächlich in formellen Settings, wie im juristischen oder medi-

zinischen Bereich, beauftragt; im Haftalltag wird hingegen auf die jeweils verfügbaren Kom-

munikationsmittel zurückgegriffen (vgl. Kadrić 2024: 149ff.). 

 Obwohl die Ergebnisse der von Kadrić (2024) durchgeführten Studie nicht verallgemei-

nerbar sind und nicht a priori auf die aktuelle gesamtösterreichische Situation übertragen 

 
20 Die Untersuchung in der Justizanstalt Korneuburg wurde zwischen dem 11. und 18. September 2023 durchge-

führt.  
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werden können, sind sie dennoch für die vorliegende Analyse von Bedeutung. Die Autorin weist 

auf einen hohen Anteil fremdsprachiger Inhaftierter in der Justizanstalt Korneuburg hin: 68% 

gegenüber 32% aus deutschsprachigen Herkunftsländern. Darüber hinaus sind in dieser Ein-

richtung 41 Staaten und 34 verschiedene Sprachen vertreten, was die außergewöhnliche sprach-

liche Heterogenität der Inhaftiertenpopulation belegt. Hinsichtlich des Personals verfügt nur ein 

geringer Teil über Kenntnisse in anderen Sprachen als Deutsch, meist in sogenannten Verkehrs-

sprachen (vgl. Kadrić 2024: 152f.). Als mögliche Ad-hoc-Maßnahmen zum Abbau sprachlicher 

Schwierigkeiten sind diese daher nur eingeschränkt geeignet. Diese Ergebnisse bestätigen die 

im Kapitel 3.4.1 dargestellte hohe Anzahl fremdsprachiger Inhaftierter in Österreich und zeigen 

zugleich, dass die angewandten Ad-hoc-Lösungen für viele Inhaftierte nicht ausreichen, um 

sprachliche Barrieren nachhaltig und angemessen zu bewältigen. 

 Ein Blick auf die einschlägige Literatur und die verfügbaren Daten zur Situation in Ita-

lien zeigt, dass auch dort, ähnlich wie in Österreich, Sprachbarrieren das Strafvollzugssystem 

erheblich herausfordern (vgl. Antigone 2025; Spinzi 2013). Zur Unterstützung fremdsprachiger 

Inhaftierter wird ebenfalls auf ein Zusammenspiel professioneller und nicht-professioneller Ak-

teurInnen zurückgegriffen. Die von Antonucci et al. (2018: 164f.) erhobenen Ergebnisse, die 

im XIV. Antigone-Bericht wiedergegebenen wurden, zeigen, dass professionelle Dolmetscher-

dienste im italienischen Strafvollzug nur eingeschränkt verfügbar sind. Trotz des formalen An-

spruchs werden qualifizierte DolmetscherInnen häufig erst vor Gericht eingesetzt. Die einge-

schränkte Präsenz professioneller DolmetscherInnen in diesem Bereich wird in der Literatur 

auf strukturelle Ursachen zurückgeführt. Spinzi (2013) weist darauf hin, dass Italien der Zu-

wanderung lange Zeit nur begrenzte Aufmerksamkeit geschenkt hat, was sich bis heute in einem 

wenig strukturierten Umgang mit Sprachbarrieren im Strafvollzug, wie auch in anderen Berei-

chen des öffentlichen Lebens, widerspiegelt. Außerdem ist die Zahl qualifizierter (Ge-

richts)DolmetscherInnen gering, und viele von ihnen bevorzugen es, in besser vergüteten und 

prestigeträchtigen Bereichen zu arbeiten. In der Praxis führt dies dazu, dass auch italienische 

Haftanstalten sprachliche Schwierigkeiten mit den ihnen zur Verfügung stehenden Ad-hoc-Res-

sourcen überwinden müssen. Oft wenden sie sich beispielsweise an Inhaftierte, die während 

ihrer Haftzeit ein wenig von der italienischen Sprache gelernt haben (vgl. Spinzi 2013: 35f.). 

Im Kontext des Strafvollzugs wird in Italien besonders häufig auf das Berufsprofil der 

sogenannten interkulturellen MediatorInnen verwiesen (s. 4.2). In den jährlichen Berichten der 

italienischen Menschenrechts-NGO Antigone wird diese Rolle regelmäßig erwähnt, sobald die 

Situation ausländischer Inhaftierter thematisiert wird. Interkulturelle MediatorInnen werden 

vom italienischen DAP als zentrales Instrument hervorgehoben, um ein möglichst reibungsloses 
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Miteinander von Personen unterschiedlicher sprachlicher und kultureller Herkunft zu ermögli-

chen (vgl. Brioschi 2018: 58). Trotzdem ist die Zahl der in italienischen Haftanstalten tätigen 

MediatorInnen weiterhin zu gering, um den vielfältigen Bedürfnissen ausländischer Inhaftierter 

zu entsprechen. Aus den Erhebungen geht hervor, dass insgesamt in Italien rund 1,7 Mediatori 

Interculturali pro hundert ausländische Inhaftierte zur Verfügung stehen, wobei die Versorgung 

je nach abgedeckten Sprachen deutlich variiert21. Für afrikanische, osteuropäische sowie sud-

amerikanische Herkunfts- bzw. Sprachgruppen liegt die Quote niedriger, während sie für Per-

sonen aus dem Nahen und Fernen Osten mit etwa 3,1 Mediatori pro hundert ausländische In-

haftierte höher ausfällt22 (vgl. Antigone 2025: 33).  

Die von Kadrić (2024) beschriebene Situation in Österreich sowie die von Spinzi (2013) 

und in den jüngsten Antigone-Berichten dargestellten Ergebnisse für Italien legen nahe, dass 

Sprachbarrieren im Strafvollzug nach wie vor eine beträchtliche Herausforderung bleiben. Zu-

sätzlich veranschaulicht der Verweis auf die verschiedenen AkteurInnen in den beiden Ländern 

einen Aspekt, den bereits in Kapitel 2 behandelt wurde: In formellen und rechtsrelevanten Si-

tuationen wird in der Regel auf professionelle DolmetscherInnen zurückgegriffen, während im 

alltäglichen Zusammenleben der Inhaftierten häufig Ad-hoc-Lösungen genutzt werden (vgl. 

Baixauli-Olmos 2013; Martínez-Gómez 2014a). 

Angesichts der großen sprachlichen und kulturellen Vielfalt sowie der Vielzahl alltägli-

cher Situationen in Haftanstalten ist es, wie Kadrić (2024: 155) betont, nicht immer möglich, 

professionelle DolmetscherInnen heranzuziehen. Neben den damit verbundenen Kosten wäre 

dies auch organisatorisch schwierig zu bewältigen. 

Bevor auf die Qualifizierungsmaßnahmen und die bestehenden Ausbildungswege im 

Bereich des (Dialog)Dolmetschens näher eingegangen wird, erscheint es zunächst erforderlich, 

das Berufsprofil der interkulturellen MediatorInnen kurz einzuführen. Im italienischen Kontext 

werden sie häufig herangezogen, um die Interaktion mit MigrantInnen in institutionellen bzw. 

öffentlichen Settings zu erleichtern, einschließlich in Haftanstalten (vgl. Spinzi 2013; Leo Im-

periale 2025).  

4.2. Interkulturelle MediatorInnen in Italien und ihr Verhältnis zu DolmetscherInnen 

Das Konzept der interkulturellen MediatorInnen wird im italienischen Kontext seit den 1990er 

Jahren im Zusammenhang mit den zunehmenden Migrationsbewegungen thematisiert. Die 

wachsende Präsenz von MigrantInnen führte zu neuen sprachlichen und gesellschaftlichen 

 
21 Stand: 31.12.2024 
22 Stand: 31.12.2024 
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Anforderungen und machte die Entwicklung neuer Formen kommunikativer Unterstützung er-

forderlich, um den Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen zu erleichtern. Dieses Phänomen 

führte zu einer sprachlichen und kulturellen Vielfalt, die sich deutlich von den zuvor in institu-

tionellen Kontexten dominierenden Strukturen unterschied. In vielen Situationen handelte es 

sich nicht um weit verbreitete Verkehrssprachen, sondern um Sprachen, die im Konferenzkon-

text bislang kaum vertreten waren. Vor diesem Hintergrund entwickelte sich die sogenannte 

Mediazione Interculturale schrittweise zu einer eigenständigen Praxis. Interkulturelle Mediato-

rInnen übernehmen nicht ausschließlich eine sprachliche Vermittlungsfunktion, sondern unter-

stützen aktiv Menschen mit Migrationshintergrund dabei, sich in einer für sie unbekannten ge-

sellschaftlichen und institutionellen Umgebung am besten zu orientieren. Ihre Tätigkeit gewinnt 

insbesondere auf lokaler und regionaler Ebene an Bedeutung und kommt in jenen Bereichen 

zum Einsatz, in denen MigrantInnen regelmäßig mit öffentlichen Einrichtungen in Kontakt tre-

ten. Dazu zählen unter anderem Verwaltungsstrukturen, das soziale und gesundheitliche Ver-

sorgungssystem, das Bildungswesen sowie das rechtlich-institutionelle Umfeld, einschließlich 

des Strafvollzugs. Die Kommunikationssituationen, in denen interkulturelle MediatorInnen tä-

tig sind, sind überwiegend dialogisch geprägt und zeichnen sich häufig durch ungleiche Wis-

sensstände der Beteiligten und asymmetrische Rollenverteilungen aus (vgl. Falbo 2013: 28–

35). 

In ihrer Auseinandersetzung mit dem Thema der Mediazione Interculturale im Kontext 

des Strafvollzugs betont Spinzi (2013), dass die zwischenmenschlichen und psychologischen 

Kompetenzen sowie eine tiefgreifende Kenntnis kultureller Hintergründe eine zentrale Rolle 

spielen. Diese Aspekte erweisen sich als noch essenzieller als die sprachliche Komponente, die 

häufig als erste und unmittelbarste Schwierigkeit wahrgenommen wird. Solche Kompetenzen 

ermöglichen es, positive Beziehungen zwischen Personen aus sehr unterschiedlichen kulturel-

len und sozialen Lebenswelten herzustellen und dadurch Missverständnisse sowie das Entste-

hen potenzieller Konflikte zu verhindern. In solchen Situationen beschränkt sich die Rolle der 

interkulturellen MediatorInnen daher nicht auf den Abbau von Sprachbarrieren. Vielmehr tra-

gen sie zur Förderung eines Klimas von Vertrauen, Zusammenarbeit und Offenheit bei (vgl. 

Spinzi 2013: 31f.), das zentrale Voraussetzungen für die positive Integration der Betroffenen 

im Haftalltag sowie für ihre spätere Wiedereingliederung in die Gesellschaft ermöglicht.  

In Übereinstimmung mit Spinzi (2013) betont Leo Imperiale (2025: 54) die große Be-

deutung dieses Berufsprofils in juristischen Bereichen, insbesondere in Haftanstalten, zur Ge-

währleistung der Gleichberechtigung aller Menschen. Darüber hinaus unterstreicht die Autorin, 

dass sie das Verständnis zwischen den Kulturen fördern und aktiv dem Abbau von Vorurteilen 
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und Stereotypen entgegenwirken, um Diskriminierungen zu vermeiden. Ihr Ziel besteht darin, 

eine harmonische Interaktion zu schaffen, in der verschiedene Kulturen aufeinandertreffen und 

sich gegenseitig inspirieren lassen (vgl. Leo Imperiale 2025: 41–47), ohne dass eine die andere 

dominiert (vgl. Spinzi 2013: 38). 

Falbo (2013) analysiert zudem die Rolle von interkulturellen MediatorInnen im italie-

nischen Kontext und argumentiert, dass ihre Einführung eine kontroverse Debatte ausgelöst hat, 

die auf die Schwierigkeit bei der Bestimmung ihrer Rolle im Verhältnis zu jener der Dolmet-

scherInnen zurückzuführen ist. Die Autorin stellt fest, dass die Forschungsergebnisse eine Ten-

denz aufzeigen, die Mediazione als eine umfassende und vielschichtige Tätigkeit zu betrachten, 

zu der auch das Dolmetschen gehört. Letzteres wird jedoch, oftmals als eine begrenzte Aufgabe 

angesehen, die sich auf die sprachliche Ebene beschränkt (vgl. Falbo 2013: 32). Diese Annahme 

stützt die Hypothese, dass interkulturelle MediatorInnen in sozialen Bereichen gegenüber Dol-

metscherInnen bevorzugt werden. Eine solche Einschätzung basiert jedoch auf einem verbrei-

teten Missverständnis, wonach Dolmetschen ausschließlich als sprachliche Tätigkeit verstan-

den wird und andere wesentliche Faktoren unberücksichtigt bleiben. Diese Perspektive zeigt 

eine mangelnde Wahrnehmung der tatsächlichen Aufgaben und der Rolle von DolmetscherIn-

nen. In Italien ist diese Problematik besonders evident, da die Begriffe „DolmetscherIn“ und 

„MediatorIn“ häufig ohne klare Abgrenzung und teilweise synonym verwendet werden (vgl. 

Viezzi & Falbo 2020: 25f.). 

In diesem Zusammenhang kritisiert Morelli (2017) die verbreitete Annahme, dass sich 

DolmetscherInnen auf die sprachliche Ebene beschränken, während interkulturelle MediatorIn-

nen die kulturelle Dimension übernehmen. Diese Gegenüberstellung wird als zu vereinfachend 

betrachtet. Dolmetschen lässt sich nicht auf eine reine Sprachübertragung reduzieren, da es im-

mer auch eine Vermittlung zwischen unterschiedlichen kulturellen Hintergründen umfasst. Be-

sonders beim Dialogdolmetschen ist diese vermittelnde Dimension zentral, weil hier sowohl 

zwischen verschiedenen Sprachen als auch zwischen sehr unterschiedlichen kulturellen Be-

zugssystemen vermittelt wird, um eine gelingende Interaktion zu ermöglichen. Trotzdem wird 

dieser Aspekt im Bereich des Dialogdolmetschens in Italien häufig unterschätzt (vgl. Morelli 

2017: 84f.). 

Viezzi & Falbo (2020: 25) bemühen sich um eine begriffliche Klärung und stellen fest, 

dass der Begriff „DolmetscherIn“ in Italien typischerweise im Bereich des Konferenzdolmet-

schens und des Dolmetschens im Rechtswesen verwendet wird. Für Dolmetschertätigkeiten in 

alltäglichen öffentlichen Kontexten kommen hingegen die sogenannten interkulturellen Medi-

atorInnen oftmals zum Einsatz (vgl. Falbo 2013). Morelli (2017: 84) führt diese Entwicklung 
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auf die spezifischen Rahmenbedingungen zurück, unter denen sich in Italien eine Unterstützung 

für die sogenannten Bedarfssprachen herausgebildet hat. Im Zuge der migrationsbedingten Ver-

änderungen wurde die kommunikative Begleitung in öffentlichen Einrichtungen überwiegend 

dem Bereich der Mediazione zugeordnet. Dadurch verfestigte sich die Praxis, MediatorInnen 

als primäre Ansprechpersonen für die Verständigung mit MigrantInnen einzusetzen. Wie Leo 

Imperiale (2025: 61) hervorhebt, sind sie besonders geeignet, den Integrationsprozess im Auf-

nahmeland zu fördern, indem sie benachteiligten Personen helfen, Zugang zu Dienstleistungen 

zu erhalten, und dazu beitragen, dass ihre Rechte gewahrt werden.   

Es wurde auf verschiedenen Ebenen versucht, die Rolle von interkulturellen Mediato-

rInnen präziser zu definieren, um Klarheit zu schaffen. Dieses Berufsprofil ist auf nationaler 

Ebene bislang nicht offiziell anerkannt (vgl. Leo Imperiale 2025: 44). In einzelnen italienischen 

Regionen wurden jedoch eigene rechtliche Regelungen eingeführt, die ihre Tätigkeit sowie ihre 

Ausbildung und Qualifizierung betreffen. Da es sich um eine nicht zentralisierte Normierung 

handelt, können die Anforderungen an Bildungsniveau, Ausbildungsweg, Qualifikation sowie 

Einsatzbereich innerhalb des Staatsgebiets erheblich variieren (vgl. Viezzi & Falbo 2020: 25; 

Leo Imperiale 2025: 44). 

Trotzdem lassen sich laut Viezzi & Falbo (2020) einige zentrale Merkmale dieses Be-

rufsprofils in Italien identifizieren. Diese Rolle wird typischerweise von Personen mit Migrati-

onshintergrund ausgeübt, die über einen mehrjährigen Aufenthalt im Aufnahmeland verfügen. 

Diese wird als Voraussetzung für eine ausreichende Beherrschung der italienischen Sprache 

sowie für Kenntnisse der Kultur und des institutionellen bzw. sozialen Systems betrachtet. Au-

ßerdem wird in der Regel ein Abschluss der oberen Sekundarstufe verlangt. Die formalen An-

forderungen bei Bedarfssprachen können jedoch gelockert werden, da es in diesen Fällen häufig 

schwierig ist, Personen zu finden, die alle geforderten Voraussetzungen erfüllen (vgl. Viezzi & 

Falbo 2020: 26). Aus der Forschung ergibt sich also, dass ihr Profil häufig mit einem nicht-

italienischen Hintergrund assoziiert wird. Wenn interkulturelle MediatorInnen und betreute Per-

sonen ähnliche kulturelle Wurzeln oder Migrationserfahrungen teilen, kann der Integrations-

prozess im Aufnahmeland erleichtert werden. 

Obwohl diese Merkmale in der Fachliteratur als charakteristisch für die Rolle der inter-

kulturellen MediatorInnen gelten, bietet Spinzi (2013) für Kontexte, in denen Ordnung und 

Sicherheit gewährleistet werden müssen, eine ergänzende Perspektive. In solchen Bereichen, 

wie im Strafvollzug, kann die italienische Staatsangehörigkeit der vermittelnden Person als 

Vorteil betrachtet werden, da sie ausländischen Personen eine verlässliche Orientierung inner-

halb des institutionellen Systems bietet, mit dem sie als Staatsangehörige des Landes 
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vollständig vertraut ist, sowie eine vertiefte Kenntnis der verwendeten Fachterminologie (vgl. 

Spinzi 2013: 36). 

Wie Chiarenza & Ciannameo (2020: 26) hervorheben, erweist es sich als herausfor-

dernd, ein klares und einheitliches Berufsprofil der interkulturellen MediatorInnen zu bestim-

men. Die Schwierigkeiten bei der institutionellen Einordnung der beschriebenen Tätigkeit re-

sultieren in erster Linie aus der Diversität der im Land verfügbaren Ausbildungs- und Qualifi-

zierungsmöglichkeiten. Morelli (2017: 99) veranschaulicht, dass auf akademischer Ebene die 

Fächer Übersetzen und Dolmetschen häufig im Rahmen von Kursen unterrichtet werden, die 

unter der Bezeichnung Mediazione laufen. Solche Universitätsstudiengänge sind jedoch für ita-

lienische Studierende besser zugänglich (Chiarenza & Ciannameo 2020: 26) und bieten ihnen 

in der Regel eine Ausbildung für Sprachkombinationen, die für die Bewältigung aktueller sozi-

aler Herausforderungen nicht zielführend sind. Diese fokussieren sich stattdessen auf jene Spra-

chen, die international am weitesten verbreitet und in prestigeträchtigen Berufsfeldern am ge-

fragtesten sind (vgl. Nevado Llopis et al. 2024: 73f.). Sprachen, die im sozialen Gefüge Italiens 

am weitesten vertreten sind, insbesondere jene, die in Haftanstalten vorherrschen und in Kapitel 

3.4.2 ausgeführt sind, sind in der Regel nicht Gegenstand akademischer Studiengänge.  

Um dieser Herausforderung zu begegnen, haben die Regionen auf Basis ihrer spezifi-

schen Bedürfnisse verschiedene praxisorientierte Schulungsangebote aktiviert, die darauf ab-

zielen, interkulturelle MediatorInnen in den Bedarfssprachen auszubilden, für die es an quali-

fizierten Fachkräften mangelt. Diese Kurse richten sich vor allem an MigrantInnen, die andere 

MigrantInnen in sozialen Bereichen unterstützen möchten (vgl. Chiarenza & Ciannameo 2020; 

Nevado Llopis et al. 2024: 74f.). Trotzdem verdeutlichen Viezzi & Falbo (2020: 26), dass der 

Fokus dieser Angebote insbesondere auf gesellschaftlichen und institutionellen Themen liegt; 

Sprache und Dolmetschtechniken spielen dagegen eine untergeordnete Rolle. 

Da diese Kurse auf regionaler Ebene organisiert werden, ergibt sich innerhalb des Lan-

des ein heterogenes und fragmentiertes Gesamtbild. Eine landesweite Anerkennung der erwor-

benen Qualifikationen wird dadurch deutlich erschwert. Trotzdem werden auf der Webseite des 

italienischen Justizministeriums im Rahmen der allgemeinen Leitlinien zur Anerkennung die-

ses Berufsprofils23 die zentralen Merkmale dieser Ausbildungsprogramme beschrieben. Grund-

sätzlich wird zwischen einer Basis- und einer Spezialisierungsausbildung unterschieden. Ers-

tere ist weiter verbreitet und ihr Umfang beträgt im Durchschnitt etwa 400 Unterrichtsstunden, 

wobei die tatsächliche Stundenzahl je nach Region deutlich variieren kann. Letztere hingegen 

 
23 Linee di indirizzo per il riconoscimento della figura professionale del mediatore interculturale. 
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wird seltener angeboten und ist auf maximal 200 Stunden angelegt. Sie konzentriert sich auf 

bestimmte fachliche Bereiche und beinhaltet in hohem Maße praxisorientierte Ausbildungsan-

teile. In den genannten Leitlinien wird zudem die universitäre Ausbildung in diesem Bereich 

kritisch bewertet. Als problematisch wird vor allem angesehen, dass sie den Anforderungen des 

Berufsfeldes nur teilweise entspricht. Dies betrifft insbesondere die Auswahl an Sprachkombi-

nationen sowie die geringe Teilnahme von Studierenden mit eigener Migrationserfahrung (vgl. 

Ministero della Giustizia 2010).  

Die Analyse der italienischen Situation zeigt, dass es von entscheidender Bedeutung ist, 

neben der Rolle der DolmetscherInnen auch die der interkulturellen MediatorInnen zu betrach-

ten. Beide prägen das soziale Umfeld, in dem der Austausch zwischen Kulturen stattfindet, und 

tragen dabei jeweils mit ihren spezifischen Kompetenzen und Ressourcen zum Gelingen der 

Interaktion bei. In diesem Zusammenhang ist insbesondere die von Morelli (2017: 86) vertre-

tene Position hervorzuheben, wonach zwischen Mediazione und Dolmetschen weniger eine 

klare Abgrenzung als vielmehr eine Reihe von Berührungspunkten besteht. Diese Überschnei-

dungen betreffen vor allem kommunikative Strategien und interaktionelle Anforderungen, die 

in beiden Berufsfeldern eine zentrale Rolle spielen. 

Diese Betrachtung wird im folgenden Kapitel zudem hilfreich sein, um zu verstehen, 

wie die Ausbildung und Qualifizierung im Bereich des Dialogdolmetschens und der Mediazi-

one Interculturale in diesen Kontexten organisiert ist, im Vergleich zu Österreich.   
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5. Ausbildungen und Qualifizierungsmaßnahmen: Österreich 

Traditionell nahm das Konferenzdolmetschen eine zentrale Stellung innerhalb der Dolmet-

schwissenschaft ein. Diese Orientierung spiegelte sich über lange Zeit sowohl in der Struktur 

und Organisation universitärer Studiengänge als auch in der Auswahl der angebotenen Sprach-

kombinationen wider. Die Entwicklung des Fachgebiets wurde stark von den Anforderungen 

politischer und wirtschaftlicher AkteurInnen geprägt. Letztere bestimmten über lange Zeit, wel-

che Kommunikationskontexte in der Dolmetscherausbildung als besonders wichtig galten. Mit 

der zunehmenden Mobilität der Menschen zwischen verschiedenen Ländern sowie der verstärk-

ten Zuwanderung der letzten Jahrzehnte ist der Bedarf an sprachlicher Unterstützung in weniger 

prestigeträchtigen, jedoch für das gemeinschaftliche Zusammenleben essenziellen Bereichen 

deutlich gestiegen. In diesen Kontexten ist der Dolmetschdienst notwendig, um soziale Gerech-

tigkeit und gesellschaftliche Teilhabe aller Menschen zu ermöglichen. Im Unterschied zum 

Konferenzdolmetschen sind DolmetscherInnen in diesen Fällen nicht im Auftrag internationa-

ler Organisationen tätig. Stattdessen unterstützen sie Menschen in zahlreichen Situationen, die 

ihren Alltag betreffen, wie zum Beispiel im Krankenhaus, vor Gericht oder bei Behörden. Dabei 

handelt es sich häufig um dialogisch strukturierte Kommunikationssituationen, in denen Dol-

metschende abwechselnd in beide Richtungen dolmetschen und aktiv am Gesprächsgeschehen 

beteiligt sind (vgl. Kadrić 2016: 103f.). 

Diese Settings, in denen Dolmetschen als „Dienst am Menschen“ verstanden wird (Kad-

rić 2016: 103), sind durch ungleiche Macht-, Wissens- und Rollenverhältnisse gekennzeichnet. 

In der Regel interagieren Fachpersonen mit fremdsprachigen Beteiligten, die nicht nur als Laien 

auftreten, sondern sich oftmals auch in einer strukturell benachteiligten Position befinden (vgl. 

Kadrić 2016: 103ff). An diese Überlegung knüpft auch Viljanmaa (2020) an, die Dialogdolmet-

schen als eine spezifische Form vermittelnder Kommunikation beschreibt, die überwiegend im 

Bereich des Behördendolmetschens verortet ist. Sie macht dabei insbesondere auf die sprach-

lich-kommunikative Ausprägung dieser Settings aufmerksam, in denen institutionell geprägte 

Fachsprache auf alltagssprachliche Ausdrucksweisen der ausländischen Beteiligten trifft (vgl. 

Viljanmaa 2020: 73). In solchen Settings übernehmen DolmetscherInnen eine zentrale gesell-

schaftliche Funktion. Ihre Tätigkeit richtet sich nicht einseitig an eine der beteiligten Parteien, 

sondern zielt auf die Sicherstellung einer effektiven Verständigung zwischen allen Beteiligten 

ab (vgl. Viljanmaa 2020: 70). Dabei beschränkt sich ihr Handlungsspielraum nicht auf die 

sprachliche Übertragung, sondern umfasst auch die Vermittlung zwischen sehr unterschiedli-

chen kulturellen und kommunikativen Bezugssystemen. Durch ihre aktive Beteiligung am 
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Dialog tragen DolmetscherInnen dazu bei, bestehende Verständigungs- und Wissenslücken 

zwischen den Parteien abzubauen (vgl. Kadrić 2016: 104; Kadrić 2019: 55). 

Die besondere Relevanz dieser Tätigkeit lässt sich in verschiedenen Bereichen des öf-

fentlichen Lebens beobachten; Kadrić & Kaindl (2016: 7) führen den juristischen Bereich, ins-

besondere das Strafverfahren, als Beispiel an, um zu zeigen, dass die Qualität der Dolmet-

schleistung einen wesentlichen Einfluss auf den Verlauf eines Verfahrens, die rechtliche Situa-

tion sowie die Zukunft der betroffenen Person haben kann. Dies unterstreicht die zentrale Be-

deutung des (Gerichts-) und Behördendolmetschens und macht deutlich, dass sowohl das ge-

sellschaftliche Bewusstsein für diese Tätigkeit als auch die Sicherstellung einer qualifizierten 

Ausbildung von DolmetscherInnen unerlässlich sind. 

Diese Überlegungen lassen sich auch anhand konkreter Befunde illustrieren: Bereits 

Rudvin (2014) wies für den italienischen Kontext darauf hin, dass unzureichende sprachliche 

Unterstützung nicht-italienischer Beschuldigter in frühen Phasen des Strafverfahrens potenziell 

zu strukturellen Benachteiligungen führen kann. Defizite in der Verständigung können sich da-

bei auf zentrale prozessuale Entscheidungen, etwa im Hinblick auf Untersuchungshaft, Frei-

spruch oder alternative Maßnahmen, auswirken und somit zur erhöhten Inhaftierungsquote bei-

tragen (vgl. Rudvin 2014: 75). Die in den Kapiteln 3.4.1 und 3.4.2 präsentierten Zahlen zu 

ausländischen Inhaftierten in Italien und Österreich legen nahe, dass die von Rudvin (2014) 

formulierten Hypothesen nach wie vor Gültigkeit besitzen und auch für den österreichischen 

Kontext als aktuell angesehen sind. 

In diesem Zusammenhang zeigt sich, dass die Tätigkeit von DolmetscherInnen in dia-

logisch strukturierten Settings nicht nur durch ihre gesellschaftliche Relevanz, sondern auch 

durch eine ausgeprägte Vielfalt an Arbeitsweisen gekennzeichnet ist. Die Übertragung zwi-

schen Ausgangs- und Zielsprache erfolgt in den meisten Fällen konsekutiv und in kurzen Ge-

sprächsabschnitten. Dies hängt eng mit der dialogischen Struktur solcher Kommunikationssi-

tuationen zusammen, in denen die Gesprächsparteien abwechselnd sprechen und unmittelbar 

aufeinander reagieren. Gleichzeitig lassen sich diese Gespräche nicht immer auf kurze Sequen-

zen reduzieren. Insbesondere bei erklärenden oder narrativen Passagen können längere Rede-

abschnitte entstehen, die eine konsekutive Verdolmetschung mit Notizen erforderlich machen. 

Darüber hinaus zeigt die Praxis, dass Dialogdolmetschen nicht ausschließlich auf die konseku-

tive Arbeitsweise beschränkt ist. In bestimmten Situationen kann es notwendig sein, Gespräch-

sinhalte simultan zu dolmetschen, beispielsweise wenn weitere Beteiligte zeitgleich auf die Ver-

ständigung angewiesen sind. In solchen Fällen wird häufig auf das Flüsterdolmetschen zurück-

gegriffen (vgl. Kadrić 2019: 151; Viljanmaa 2020: 69). Für Dolmetschende bedeutet dies, dass 
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sie im Rahmen des Dialogdolmetschens flexibel zwischen unterschiedlichen Dolmetschmodi 

wechseln müssen. 

Kadrić (2019: 152) weist zudem darauf hin, dass auch das Vom-Blatt-Dolmetschen im 

Gerichts- und Behördendolmetschen häufig eingesetzt wird, um schriftliche Texte, wie Akten 

oder andere relevante Dokumente, mündlich in die Zielsprache zu übertragen. Gerade im ana-

lysierten Bereich des Strafvollzugs erweist sich das Vom-Blatt-Dolmetschen als häufig einge-

setzte Praxis, insbesondere in Situationen, in denen schriftliche Informationen, Dokumente oder 

Regeln zur Organisation des Haftalltags nicht in einer für die Inhaftierten verständlichen Spra-

che verfügbar sind und daher mündlich in die Zielsprache übertragen werden müssen. 

Angesichts der Tatsache, dass DialogdolmetscherInnen in sensiblen gesellschaftlichen 

Zusammenhängen eine tragende Rolle für das Gelingen der Kommunikation übernehmen, ist 

ihre professionelle Qualifizierung sehr wichtig. Eine fundierte Ausbildung ist notwendig, um 

die Integrität kommunikativer Prozesse zu sichern und den Schutz sprachlich und sozial be-

nachteiligter Personen im Kontakt mit Behörden zu gewährleisten (vgl. Kadrić 2016: 104f.).  

Dennoch erkennt Kadrić (2019) an, dass die Rahmenbedingungen des gerichtlichen und 

behördlichen Dolmetschens durch eine hohe sprachliche und kulturelle Diversität geprägt sind, 

die von bestehenden Ausbildungsstrukturen nur unzureichend abgebildet wird. Gerade in Straf-

verfahren und im Strafvollzug kommen häufig Sprachen zum Einsatz, für die keine spezifische 

Dolmetscherausbildung vorgesehen ist, obwohl sie im institutionellen Alltag regelmäßig benö-

tigt werden. Vor dem Hintergrund migrationsbedingter Mehrsprachigkeit wird deutlich, dass 

die Einrichtung vollständiger universitärer Studiengänge für alle relevanten Sprachen kaum re-

alisierbar ist. Daraus ergibt sich jedoch nicht ein geringerer Anspruch an Professionalität, son-

dern vielmehr die Notwendigkeit alternativer Qualifizierungsansätze, die grundlegende fachli-

che, methodische und ethische Kompetenzen sprachübergreifend vermitteln. Insbesondere in 

dialogisch strukturierten Kommunikationssituationen im Bereich des Rechtswesens, wo Dol-

metschende sichtbar in das Interaktionsgeschehen eingebunden sind und ihre Leistung unmit-

telbare Auswirkungen auf den Verlauf von Verfahren haben kann, erweist sich eine solche Vor-

bereitung als essenziell (vgl. Kadrić 2019: 155f.). 

Im Anschluss an Kadrić (2019) zeigen Nevado Llopis et al. (2024: 75) am Beispiel Ita-

liens, dass sich migrationsbedingte Veränderungen im Sprachbedarf häufig schneller entwi-

ckeln, als das Hochschulsystem darauf reagieren kann. Besonders im Bereich der Sprachkom-

binationen wird deutlich, wie begrenzt die kurzfristige Anpassungsfähigkeit universitärer Pro-

gramme ist. Aufgrund dieser strukturellen Einschränkungen reagierte Italien auf migrationsbe-

dingte Entwicklungen häufig kurzfristig mit Ad-hoc-Lösungen (Morelli 2017: 84); dabei wurde 
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verstärkt auf die interkulturellen MediatorInnen zurückgegriffen, die teilweise auch dolmet-

scherische Aufgaben übernahmen.  

Vor diesem Hintergrund erfolgt in den nachfolgenden Unterkapiteln eine Untersuchung 

der Ausbildung sowie der Qualifizierung und Zertifizierung im Bereich des Dialogdolmet-

schens in Österreich und Italien. Ziel ist es, Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen den 

beiden Ländern im Dialogdolmetschen zu identifizieren und zu untersuchen, wie sie dieses Feld 

strukturell und institutionell ausgestalten. 

Zunächst wird die in Österreich entwickelte Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen 

vorgestellt. Diese Initiative wurde geschaffen, um die bislang wenig übersichtliche Ausbil-

dungssituation zu strukturieren und eine bessere Orientierung im Bereich der Qualifizierung 

und Zertifizierung zu ermöglichen. Bereits an diesem Punkt zeigt sich ein wesentlicher Unter-

schied zu Italien, wo ein vergleichbares, systematisches Modell bislang nicht etabliert wurde. 

5.1. Die Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen in Österreich 

Ausgehend von der signifikant ansteigenden Relevanz des Dialogdolmetschens in Österreich 

und der gleichzeitig fehlenden Gesamtübersicht bestehender Ausbildungswege haben sich Wis-

senschaftlerInnen der Universitäten Graz, Innsbruck und Wien im Rahmen der Plattform Dia-

logdolmetschen24 mit der Frage auseinandergesetzt, wie Ausbildungs-, Qualifizierungs- und 

Zertifizierungsangebote in diesem Bereich systematisch erfasst und vergleichbar gemacht 

 
24 Organisationsübergreifende Kooperation zwischen Universitäten und weiteren Einrichtungen, die in For-

schung, Lehre und Praxis zu Fragen des Dialogdolmetschens unter Berücksichtigung gesellschaftlicher Entwick-

lungen arbeiten. 

Abb. 3: „Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen“ (Pöllabauer et al. 2024) 
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werden können. In Zusammenarbeit mit weiteren institutionellen AkteurInnen, darunter Orga-

nisationen wie UNHCR25, wurde in diesem Kontext die Ausbildungspyramide Dialogdolmet-

schen entwickelt und im Jahr 2024 veröffentlicht (vgl. Plattform Dialogdolmetschen o.J.a). 

Der Grund für die Entwicklung dieses Instruments liegt in der Beobachtung, dass for-

malisierte Ausbildungsmöglichkeiten für das Dialogdolmetschen in Österreich erst seit relativ 

kurzer Zeit bestehen. Obwohl inzwischen unterschiedliche Schulungs-, Sensibilisierungs- und 

Qualifizierungsangebote existieren, fehlte es lange an einem Instrument, das die vorhandenen 

Angebote systematisch erfasst und darstellt. Diese Situation wird dadurch verstärkt, dass im 

österreichischen Kontext bislang keine zentrale, staatlich legitimierte Zertifizierungsinstanz 

existiert, die den gesamten Bereich des Dialogdolmetschens abdeckt. Vor diesem Hintergrund 

verfolgt die Ausbildungspyramide das Ziel, Orientierungshilfe zu bieten und Transparenz zu 

schaffen, indem sie bestehende Qualifizierungswege und Qualitätsstandards veranschaulicht 

(vgl. Pöllabauer et al. 2024). 

Zur praktischen Nutzung der zusammengestellten Informationen wurde die Ausbil-

dungspyramide Dialogdolmetschen in Form einer interaktiven PDF-Datei umgesetzt, die über 

integrierte Verlinkungen mit der Datenbank der Plattform Dialogdolmetschen26 verbunden ist. 

So wird ein gezielter Zugang zu detaillierten Angaben zu den einzelnen Qualifizierungsange-

boten ermöglicht (vgl. Plattform Dialogdolmetschen o.J.a). 

Das vorliegende pyramidenförmige Modell adressiert eine heterogene Zielgruppe, die 

sich mit dem Dialogdolmetschen auseinandersetzt. Dazu zählen sowohl Institutionen, die Dia-

logverdolmetschungen beauftragen, als auch Personen, die eine Ausbildung bzw. Weiterbildung 

im Bereich des Dialogdolmetschens anstreben. Außerdem bietet es auch Dolmetschenden 

selbst, Ausbildungseinrichtungen sowie Menschen, die Politik und Gesellschaft aktiv mitge-

stalten, eine wertvolle Orientierungshilfe (vgl. Pöllabauer et al. 2024). 

Die Ausbildungspyramide bildet inhaltlich das gesamte Spektrum an Qualifizierungs-

angebote ab, die von staatlichen oder offiziell anerkannten Institutionen im Bereich des Dia-

logdolmetschens für Laut- und Gebärdensprachen entwickelt und umgesetzt wurden. Zusätz-

lich werden Verfahren berücksichtigt, die der Zertifizierung dienen und nicht als Ausbildung 

im engeren Sinne zu verstehen sind, sondern auf die Feststellung beruflicher Kompetenzen so-

wie auf die Einhaltung definierter Qualitätsstandards abzielen. Dazu zählen beispielsweise die 

Eintragung in das Dolmetschregister des Bundesministeriums für Inneres (DMR des BMI), die 

 
25 United Nations High Commissioner for Refugees. Es handelt sich um eine humanitäre Organisation, die 

Flüchtlinge in der Welt schützt und unterstützt.  
26 https://dialogdolmetschendatenbank.at/  

https://dialogdolmetschendatenbank.at/
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Aufnahme in die Liste der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten DolmetscherInnen 

des Bundesministeriums für Justiz (GerichtsdolmetscherInnenliste des BMJ) (s. 5.1.1) sowie 

die erfolgreiche Absolvierung der Berufseignungsprüfung des ÖGSDV27, die im Rahmen dieser 

Masterarbeit nicht vertieft behandelt wird. Außerdem beschränkt sich die Pyramide auf den 

öffentlichen Sektor und lässt Ausbildungsangebote mit Schwerpunkt Konferenzdolmetschen 

außen vor (vgl. Pöllabauer et al. 2024). 

Da die Ausbildungsangebote im Bereich des Dialogdolmetschens eine hohe Heteroge-

nität aufweisen und sich teilweise signifikant unterscheiden, beispielsweise hinsichtlich Dauer 

und Umfang, Zugangsvoraussetzungen, inhaltlicher Ausrichtung, Prüfungsmodalitäten oder der 

jeweils erworbenen Qualifikationen, erfolgt in der Pyramide eine Einordnung der Maßnahmen 

in unterschiedlichen Hierarchiestufen, die von D bis A+ reichen. Die Zuteilung zu einer be-

stimmten Stufe basiert auf dem Arbeitsaufwand sowie auf den thematischen Schwerpunkten 

der einzelnen Ausbildungsangebote. Innerhalb dieses Stufensystems stellt die Ebene D das 

niedrigste Niveau formaler Qualifizierung dar, während A+ die höchste Stufe repräsentiert. Auf 

diese Weise macht die Ausbildungspyramide das Qualifikationsprofil von dolmetschenden Per-

sonen nachvollziehbar (vgl. Pöllabauer et al. 2024). 

 Obwohl die Ausbildungspyramide ein nützliches Instrument darstellt, weist sie zugleich 

gewisse Einschränkungen auf. Die Diversität der vorhandenen Angebote kann nur begrenzt ab-

gebildet werden, weil diese sich hinsichtlich Aufbau, Umfang und Zielsetzung teils deutlich 

voneinander unterscheiden. Außerdem ist eine klare Zuordnung einzelner Maßnahmen zu einer 

bestimmten Stufe aufgrund der Komplexität des Ausbildungsfeldes nicht immer möglich. 

Schließlich erlaubt die Darstellung innerhalb der Pyramide keine Aussagen über die tatsächli-

che professionelle Kompetenz von DolmetscherInnen in der konkreten Berufspraxis (vgl. Pöl-

labauer et al. 2024). 

 Im folgenden Unterkapitel werden die zentralen staatlichen Eintragungsmechanismen 

dargestellt, die für die Ausübung von Dolmetschertätigkeiten in behördlichen und gerichtlichen 

Kontexten relevant sind. 

5.1.1. Das DMR des BMI und die GerichtsdolmetscherInnenliste des BMJ 

Nach der Vorstellung der Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen werden in diesem Unter-

kapitel jene institutionellen Eintragungsverfahren näher erläutert, die den formalen Zugang zu 

bestimmten Einsatzbereichen des Dialogdolmetschens in Österreich regeln. 

 
27 Der ÖGSDV ist der Österreichische Gebärdensprach-DolmetscherInnen- und ÜbersetzerInnen Verband. 
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 Im Fokus stehen dabei insbesondere die Eintragung in das Dolmetschregister des Bun-

desministeriums für Inneres sowie die Aufnahme in die Liste der allgemein beeideten und ge-

richtlich zertifizierten DolmetscherInnen des Bundesministeriums für Justiz. Die Analyse die-

ser Mechanismen bildet den Ausgangspunkt für das Verständnis der nachfolgend dargestellten 

Qualifikationsniveaus der Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen. Zugleich sind diese In-

strumente nicht als Bestandteile der Pyramide zu verstehen, sondern als Anerkennungsverfah-

ren, die sich in unterschiedlicher Weise an Qualifikations- und Ausbildungsnachweisen stützen. 

 Das Dolmetschregister des Bundesministeriums für Inneres dient als staatliches Instru-

ment zur formalen Zulassung von Dolmetschleistungen im institutionellen Bereich. Durch die 

Eintragung in dieses Register wird gewährleistet, dass DolmetscherInnen, die in institutionellen 

Kontexten eingesetzt werden, über adäquate sprachliche und professionelle Kompetenzen ver-

fügen. Die Sicherstellung dieser Kompetenzen erfolgt im Rahmen eines standardisierten Ein-

tragungsverfahrens, das seit 2020 eine verpflichtende Kompetenzüberprüfung vorsieht. Die 

Kompetenzüberprüfung stellt eine grundlegende Voraussetzung für den Eintrag in das Register. 

Abhängig vom Ausbildungshintergrund sind unterschiedliche Regelungen vorgesehen: Wäh-

rend Personen mit einer abgeschlossenen Dolmetschausbildung auf universitärem Niveau nicht 

der Kompetenzüberprüfung unterliegen, ist für AbsolventInnen von Übersetzungsstudiengän-

gen zumindest eine mündliche Prüfung vorgesehen (vgl. Pöllabauer et al. 2024). Damit wird im 

Verfahren zwischen unterschiedlichen Ausbildungsprofilen unterschieden. 

 Inhaltlich ist die Kompetenzüberprüfung zweistufig angelegt und orientiert sich an dem 

Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen für Sprachen28. Der Zugang zum Register wird 

durch das erfolgreiche Absolvieren der ersten Prüfungsstufe eröffnet. Zugleich haben Bewer-

berInnen die Möglichkeit, ihre Eintragung auf mündliche oder auf schriftliche Leistungsberei-

che der Sprachmittlung zu beschränken (vgl. Pöllabauer et al. 2024). 

 Ziel dieser Kompetenzüberprüfung ist es, sprachliche und dolmetschspezifische Fähig-

keiten zu bewerten, die für den Einsatz in einem institutionellen Kontext als wesentlich erachtet 

werden. Der Fokus liegt insbesondere auf den mündlichen Kompetenzen im Bereich des Dia-

logdolmetschens, wie beispielsweise der konsekutiven Verdolmetschung in beide Sprachrich-

tungen und der verständlichen bzw. situationsangemessenen Vermittlung relevanter Inhalte in 

deutscher Sprache. Außerdem umfasst der schriftliche Prüfungsteil eine Übersetzungsaufgabe 

aus der individuellen Arbeitssprachen der BewerberInnen ins Deutsche (vgl. Pöllabauer et al. 

2024.). 

 
28 Stufe 1 entspricht in etwa dem Niveau B1/B2, Stufe 2 dem Niveau C1/C2 des Gemeinsamen Europäischen 

Referenzrahmens für Sprachen.  
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 Die Prüfung wird so gestaltet, dass sie sowohl in ihrer Durchführung als auch in den 

behandelten Themenfeldern realistische berufliche Einsatzsituationen widerspiegeln (vgl. Pöl-

labauer et al. 2024), mit denen DolmetscherInnen in ihrer späteren Tätigkeit konfrontiert wer-

den. 

 Neben dem Dolmetschregister des Bundesministeriums für Inneres stellt die Aufnahme 

in die Liste der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten DolmetscherInnen des Bun-

desministeriums für Justiz ein weiteres zentrales Instrument der Qualitätssicherung im österrei-

chischen Gerichts- und Behördendolmetschen dar. Für die Aufnahme in diese Liste müssen 

Dolmetschende ein erweitertes Kompetenzprofil nachweisen, das über grundlegende Qualifi-

kationsanforderungen hinausgeht. Dies erfolgt durch die Antragstellung beim zuständigen Lan-

desgericht des Wohn- oder Tätigkeitsortes sowie durch das positive Absolvieren einer staatlich 

geregelten Prüfung (vgl. Pöllabauer et al. 2024). 

 Kadrić (2019) betont die hohe Relevanz der Liste der allgemein beeideten und gericht-

lich zertifizierten DolmetscherInnen in der Praxis. RichterInnen greifen bei der Auswahl von 

Dolmetschenden in der Regel auf dieses Register zurück und nehmen es vielfach als Instrument 

zur Sicherstellung fachlicher Qualifikation wahr. Die DolmetscherInnen werden nach ihren Ar-

beitssprachen geführt und mit persönlichen Angaben registriert, wodurch sie für Gerichte und 

Behörden rasch und gezielt auffindbar sind. Jeder eingetragenen Person wird eine bundesweit 

eindeutige Identifikationsnummer zugewiesen, die zur Übersichtlichkeit und Einheitlichkeit 

des Systems auf nationaler Ebene beiträgt. Die Eintragung in die Liste orientiert sich nicht aus-

schließlich an formalen Qualifikationen, sondern maßgeblich am tatsächlichen sprachlichen 

Bedarf der Gerichte; entsprechend werden auch qualifizierte und erfahrene Dolmetschende 

nicht aufgenommen, sofern für ihre Sprachkombinationen zum gegebenen Zeitpunkt kein kon-

kreter Bedarf besteht (vgl. Kadrić 2019: 143–146). 

 Zum Prüfungsverfahren werden nur jene Personen zugelassen, die, abhängig von ihrem 

Ausbildungshintergrund, eine mehrjährige einschlägige Berufspraxis im Bereich Dolmetschen 

und Übersetzen nachweisen können. AbsolventInnen eines translationswissenschaftlichen Stu-

diums unterliegen dabei verkürzten Anforderungen, während für BewerberInnen ohne einschlä-

gige akademische Ausbildung längere Praxiszeiten vorgesehen sind (vgl. ÖVGD 2021: 2; Pöl-

labauer et al. 2024). 

 Die Prüfung ist in mehrere Phasen gegliedert und dient der Überprüfung unterschiedli-

cher Kompetenzbereiche. Im Mittelpunkt stehen sowohl schriftliche als auch mündliche Fähig-

keiten: Die KandidatInnen müssen zeigen, dass sie Texte und mündliche Äußerungen in beiden 

Arbeitssprachen situationsangemessen übertragen können. Ein besonderer Schwerpunkt liegt 
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auf praxisnahen Aufgaben wie dem Vom-Blatt-Dolmetschen oder dem Einsatz in einer simu-

lierten Verhandlungssituation. Es wird somit erwartet, dass sie neben sprachlichen und dol-

metschspezifischen Fähigkeiten auch mit den rechtlichen Rahmenbedingungen in Österreich 

sowie in den Ländern der jeweiligen Sprachkombinationen vertraut sind (vgl. ÖVGD 2021: 2). 

 Darüber hinaus betrifft die Breite des Tätigkeitsfeldes im Gerichts- und Behördendol-

metschen nicht nur die thematische Vielfalt, die von alltagsbezogenen Themen bis hin zu me-

dizinischen, wirtschaftlichen und technischen Inhalten reicht (vgl. Pöllabauer et al. 2024), son-

dern auch die Anforderungen an die dolmetscherische Praxis selbst. In überwiegend dialogisch 

strukturierten Kommunikationssituationen vor Gerichten und Behörden kann es innerhalb eines 

einzigen Einsatzes erforderlich sein, zwischen unterschiedlichen Dolmetschmodi zu wechseln. 

Diese Vielschichtigkeit der Aufgaben macht deutlich, wie wichtig die Überprüfung einer ange-

messenen und umfassenden Qualifikation der in diesem Bereich tätigen dolmetschenden Per-

sonen ist (vgl. Kadrić 2019: 148f.). 

 Die Beobachtung der beiden zentralen Eintragungsverfahren zeigt, dass der Zugang zur 

Tätigkeit als DolmetscherIn in behördlichen und gerichtlichen Kontexten in Österreich ver-

gleichsweise strengen Auswahl- und Qualifikationskriterien unterliegt. Vor allem im Bereich 

der Gerichte sind hohe fachliche, sprachliche und rechtliche Anforderungen vorgesehen, die 

eine umfassende Qualifikation sicherstellen sollen. 

 Wie bereits im Verlauf dieser Arbeit dargelegt und von Kadrić (2019) betont, kann ein 

einheitlich hohes Qualifizierungsniveau im Gerichts- und Behördendolmetschen nicht für alle 

Sprachkombinationen in gleicher Weise gewährleistet werden; insbesondere bei außereuropäi-

schen bzw. Bedarfssprachen, die jedoch zunehmend in institutionellen Kontexten präsent sind. 

Vor diesem Hintergrund wird aktuell in Österreich die sogenannte Zertifizierung light einge-

führt, die in der Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen dargestellt wird29. Es handelt sich 

um eine entwickelte Lösung, die für bestimmte Sprachkombinationen ein Mindestmaß an Aus-

bildung und Qualifizierung gewährleisten soll, jedoch nicht die Anforderungen der regulären 

Zertifizierung erreicht. Im Rahmen dieser Regelung dürfen DolmetscherInnen ausschließlich 

Dolmetschaufträge übernehmen. Außerdem ist diese Form von Zertifizierung nur für einen fest-

gelegten Zeitraum gültig. Um eine vollwertige Eintragung als allgemein beeidete und gericht-

lich zertifizierte DolmetscherInnen zu erlangen, müssen alle oben beschriebenen Prüfungsteile 

erfolgreich absolviert werden (vgl. ÖVGD 2021: 1; Pöllabauer et al. 2024). 

 
29 Die Zertifizierung light ist seit dem 01.01.2021 möglich.  
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 Die grafische Darstellung der Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen verdeutlicht 

diesen Unterschied auch auf struktureller Ebene, da die Zertifizierung light ausschließlich den 

unteren Stufen der Pyramide zugeordnet ist. Dies macht sichtbar, dass es sich dabei um eine 

Übergangslösung handelt, um den Bedarf der Institutionen und der Gesellschaft zu decken, 

auch wenn sie nicht das gleiche Qualifizierungsniveau wie die reguläre Zertifizierung bietet. 

Die Analyse ergibt, dass das österreichische System sich bemüht, hohe Qualitätsstandards mit 

praktischen Bedürfnissen in Einklang zu bringen. 

5.1.2. Die Stufen der Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen 

Der folgende Abschnitt widmet sich der Struktur der Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen 

und erläutert auf Basis der interaktiven PDF-Datei, wie die einzelnen Qualifizierungsniveaus 

aufgebaut sind. 

Um die unterschiedlichen Formen der Qualifizierung im Bereich des Dialogdolmet-

schens einordnen zu können, arbeitet die Ausbildungspyramide mit mehreren Ebenen, die den 

Grad der formalen Vorbereitung abbilden und zugleich konkrete, in Österreich angebotene Aus-

bildungs- und Weiterbildungswege sichtbar machen. Diese sind in der Pyramide direkt verlinkt 

und ermöglichen den Zugriff auf die jeweiligen spezifischen Angebote. 

Die Ebenen sind von unten nach oben angeordnet und machen sichtbar, wie sich Quali-

fizierung und Professionalisierung schrittweise entwickeln können. Die Pyramide ist insgesamt 

nicht als starres oder linear aufgebautes Modell zu verstehen. Stattdessen verdeutlicht sie, dass 

sich Ausbildung und Professionalisierung in diesem Bereich auf unterschiedliche Weise entwi-

ckeln können. Die einzelnen Stufen sind tatsächlich nicht als strikt abgeschlossene Kategorien 

gestaltet, sondern lassen Raum für verschiedene Kombinationen von Ausbildungs-, Qualifizie-

rungs- und Zertifizierungselementen. Diese Flexibilität zeigt sich in allen Ebenen der darge-

stellten Pyramide. Es wird darauf hingewiesen, dass je nach individuellem Ausbildungshinter-

grund, institutionellem Rahmen und Sprachkompetenzen, unterschiedliche Wege zu einer ver-

gleichbaren Einstufung führen können (vgl. Pöllabauer et al. 2024). 

 An der Basis der Pyramide wird auf Situationen verwiesen, in denen Dolmetschtätig-

keiten ohne eine formale Aus- oder Weiterbildung im Bereich des Dialogdolmetschens ausge-

übt werden. Dabei handelt es sich um die Abbildung bestehender Praxisformen. Informelle 

Lern- oder Austauschmöglichkeiten können unterstützend sein, sie ersetzen jedoch keine sys-

tematisch aufgebaute Ausbildung (vgl. Pöllabauer et al. 2024). In diesem Zusammenhang las-

sen sich der untersten Ebene jene Personen zuordnen, die aufgrund ihrer Mehrsprachigkeit 

sprachliche Unterstützung leisten, ohne über eine offiziell anerkannte dolmetschspezifische 
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Ausbildung zu verfügen. Es handelt sich um nicht-professionelle Dolmetschformen, die häufig 

situationsbezogen entstehen, wenn kurzfristig Bedarf besteht, beispielsweise in behördlichen 

Kontexten, oder, wie im Rahmen dieser Arbeit betrachtet, im Bereich der Haftanstalten. Hier 

können daher Mitinhaftierte oder Haftanstaltspersonal eingeordnet werden, die aufgrund ihrer 

Sprachkenntnisse und ohne gezielte Vorbereitung in bestimmten Situationen eingreifen, um die 

Interaktionen innerhalb der Einrichtungen zu erleichtern.  

 Die Stufen D und C der Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen stellen die ersten for-

malen Ebenen der Qualifizierung im Bereich Dialogdolmetschen dar. Beide Stufen repräsen-

tieren einen ersten Schritt in Richtung Professionalisierung, unterscheiden sich jedoch in Bezug 

auf Umfang, Struktur und Grad der nachgewiesenen Kompetenzen. Die Stufe D bildet den un-

teren formalen Bereich der Pyramide und umfasst Qualifizierungswege mit einem insgesamt 

begrenzten Vorbereitungsumfang. Dazu zählen einerseits kürzere Kurse oder Schulungsange-

bote mit thematischen Schwerpunkten in verschiedenen Bereichen des Dialogdolmetschens, 

die einen vergleichsweise geringen Arbeitsaufwand aufweisen. Diese Angebote beziehen sich 

generell auf barrierefreie Kommunikation, das Sozial- und Gesundheitswesen, den Asyl- oder 

Polizeikontext sowie auf den Einsatz neuer Technologien, oder sie dienen auch dazu, mehrspra-

chige Personen an dolmetschbezogene Tätigkeiten heranzuführen. Andererseits zählen auch 

formale Eintragungsverfahren zu dieser Stufe, darunter der Eintrag in das Dolmetschregister 

des Bundesministeriums für Inneres nach erfolgreicher Kompetenzüberprüfung der Stufe 1 so-

wie das Bestehen der sogenannten Zertifizierung light (vgl. Pöllabauer et al. 2024). 

 Mit der Stufe C verschiebt sich der Fokus in Richtung einer systematischeren und stär-

ker formalisierten Qualifizierung. Auf dieser Ebene werden entweder einschlägige, stärker 

strukturierte Spezialisierungen im Bereich des Dialogdolmetschens mit einem definierten Min-

destumfang an Ausbildungsleistungen30 vorausgesetzt oder Kombinationen aus kürzeren Kur-

sen bzw. Schulungsangeboten und formalen Eintragungsverfahren anerkannt. Auch ein Ba-

chelorabschluss in einem einschlägigen Fachbereich31 in Verbindung mit zusätzlichen Kursen 

in unterschiedlichen Gebieten des Dialogdolmetschens kann dieser Stufe zugeordnet werden. 

Im Vergleich zur Stufe D ist für die Stufe C in der Regel eine überprüfte Sprachkompetenz in 

allen Arbeitssprachen erforderlich, was den Anspruch an die Qualifikation deutlich erhöht (vgl. 

Pöllabauer et al. 2024). 

 
30 Es werden mindestens 20 ECTS-Punkte verlangt. ECTS steht für European Credit Transfer System und ist ein 

europaweit verwendetes Punktesystem zur Einschätzung des Arbeitsaufwands. Ein ECTS-Punkt entspricht unge-

fähr 25 Stunden Lern- und Arbeitszeit. 
31 z.B. transkulturelle Kommunikation, Translationswissenschaft und ähnliche. 
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 Mit dem Übergang zu den oberen Stufen der Ausbildungspyramide, beginnend mit der 

Ebene B, wird ein höheres Maß an Professionalisierung erkennbar. Ab dieser Stufe steigen die 

Anforderungen deutlich an, sowohl im Hinblick auf die formale Qualifizierung als auch auf die 

überprüfbaren fachlichen Kompetenzen. Eine akademische Ausbildung bildet dabei eine zent-

rale Voraussetzung und stellt die Grundlage für die weitere Qualifizierung dar. Für eine Einstu-

fung auf diesem Niveau ist in der Regel ein universitäres Studium erforderlich, entweder auf 

Bachelor- oder Master-Niveau, wobei sich die konkreten Anforderungen je nach Ausbildungs-

hintergrund unterscheiden. Wer über einen einschlägigen Masterabschluss32 verfügt, kann die-

sen durch kürzere, gezielte Schulungsangebote im Bereich des Dialogdolmetschens erweitern, 

um die spezifischen beruflichen Anforderungen dieser Qualifizierungsstufe zu erfüllen. Bei ei-

nem fachverwandten Bachelorabschluss hingegen sind weitergehende Qualifizierungsnach-

weise erforderlich. Diese können entweder durch eine weiterführende Spezialisierung im Dia-

logdolmetschen mit einem bestimmten Mindestumfang an Studienleistungen oder durch for-

male Eintragungsverfahren erworben werden. Dazu zählen beispielsweise der Eintrag in das 

Dolmetschregister des Bundesministeriums für Inneres, der auf dieser Ebene das Bestehen der 

Kompetenzüberprüfung der Stufe 2 voraussetzt, sowie die Aufnahme in die Liste der allgemein 

beeideten und gerichtlich zertifizierten DolmetscherInnen des Bundesministeriums für Justiz 

(vgl. Pöllabauer et al. 2024). 

 Die Stufe A stellt die zweithöchste Ebene der Ausbildungspyramide dar und ist mit be-

sonders hohen Anforderungen verbunden. Um diesem Qualifizierungsniveau zugeordnet zu 

werden, ist zunächst eine fundierte akademische Ausbildung erforderlich. Diese kann in Form 

eines Bachelor- oder Masterstudiums erfolgen, bei dem das Dialogdolmetschen einen inhaltli-

chen Schwerpunkt bildet und das an einer Universität, Fachhochschule oder staatlich anerkann-

ten Bildungseinrichtung absolviert wurde. Der Abschluss eines spezialisierten universitären 

Lehrgangs im Bereich Dolmetschen und Übersetzen für Österreichische Gebärdensprache wird 

auch als gleichwertige Grundlage anerkannt. Diese akademische Basis allein ist jedoch nicht 

ausreichend; sie muss durch zusätzliche Qualifizierungsschritte ergänzt werden. Dazu zählt ent-

weder der Nachweis einer weiteren beruflichen Eignung, beispielsweise durch das Bestehen 

der Berufseignungsprüfung des ÖGSDV, oder eine weiterführende akademische Ausbildung 

auf Master-Niveau mit dem Schwerpunkt Konferenzdolmetschen. Darüber hinaus erfordert die 

Einordnung in die Stufe A den Nachweis weiterer formaler Ausbildungsvoraussetzungen. Diese 

können beispielsweise eine vertiefte Spezialisierung im Bereich Dialogdolmetschen mit einem 

 
32 z.B. Übersetzen, philologischer MA und ähnliche. 



76 

 

Mindestumfang von 20 ECTS umfassen, die Aufnahme in die Liste der allgemein beeideten 

und gerichtlich zertifizierten DolmetscherInnen des Bundesministeriums für Justiz oder die 

Eintragung in das Dolmetschregister des Bundesministeriums für Inneres nach erfolgreichem 

Bestehen der Kompetenzüberprüfung der Stufe 2 (vgl. Pöllabauer et al. 2024). 

 Die Stufe A+ repräsentiert das höchste Qualifikationsniveau der Ausbildungspyramide. 

Sie steht für ein professionelles Kompetenzprofil im Bereich des Dialogdolmetschens, das auf 

einer abgeschlossenen akademischen Ausbildung auf Master-Niveau mit entsprechender fach-

licher Ausrichtung basiert.  Zusätzlich muss dieses Profil durch weitere Spezialisierungen im 

selben Schwerpunkt oder durch formale Anerkennungsverfahren ergänzt werden, beispiels-

weise die Aufnahme in die Liste der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Dolmet-

scherInnen oder die Absolvierung der Berufseignungsprüfung des ÖGSDV (vgl. Pöllabauer et 

al. 2024). Die angeführten Beispiele typischer Bildungsbiografien verdeutlichen, dass diese 

Ebene nur durch die Kombination mehrerer anspruchsvoller Qualifikationsschritte erreicht wird 

und auf eine langfristige, professionelle Tätigkeit in besonders komplexen institutionellen Kon-

texten ausgerichtet ist. 

Die Entwicklung der Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen in Österreich kann als 

Zeichen eines zunehmenden Bewusstseins für die Relevanz des Dialogdolmetschens in unter-

schiedlichen gesellschaftlichen Kontexten betrachtet werden. Außerdem kann sie als ein Ver-

such interpretiert werden, den neuen sprachlichen und interkulturellen Anforderungen moder-

ner Gesellschaften mit einem systematischen, professionell fundierten und qualitätsorientierten 

Ansatz zu begegnen. 

5.1.3. Ein innovatives Ausbildungsangebot für die Bedarfssprachen in Wien 

An dieser Stelle erscheint es sinnvoll, den seit dem Jahr 2016 in Wien angebotenen Universi-

tätslehrgang „Dolmetschen für Gerichte und Behörden“ kurz zu präsentieren. 

Dieser Lehrgang wurde als eine Reaktion auf die aktuellen gesellschaftlichen Anforde-

rungen entwickelt und zielt darauf ab, Studierende im Bereich des Übersetzens und Dolmet-

schens in verschiedenen gesellschaftlich relevanten Handlungsfeldern auszubilden. Hierzu zäh-

len insbesondere der juristische Bereich, die Polizei, das Asylwesen sowie der Gesundheitssek-

tor (vgl. Kadrić 2019: 159ff.). 

 Aus der Webseite der Universität Wien, auf der das vorliegende Studienangebot vorge-

stellt wird, geht hervor, dass das Studium neben etablierten Sprachen auch sogenannte Bedarfs-

sprachen umfasst, die vor seiner Einführung nicht Teil des universitären Lehrangebots waren. 

In Kombination mit Deutsch werden beispielsweise Sprachen wie Albanisch, Arabisch, 
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Chinesisch und Ukrainisch angeboten (vgl. Universität Wien o.J.). Mit der Entwicklung dieses 

Studiengangs wurde somit mittlerweile eine akademische Ausbildung für ein breiteres Spekt-

rum an Sprachen gewährleistet, die heutzutage in unterschiedlichen öffentlichen Diensten stark 

nachgefragt werden. 

 Unter den Zugangsvoraussetzungen für diesen Studiengang ist der Erwerb eines Hoch-

schulabschlusses nicht zwingend erforderlich. Liegt ein solcher Abschluss nicht vor, ist eine 

Eignungsprüfung abzulegen, durch die Sprachkenntnisse auf mindestens dem C1-Niveau sowie 

eine mindestens vierjährige einschlägige Berufserfahrung als Dolmetschende nachzuweisen 

sind (vgl. Universität Wien o.J.). Auch Personen mit Migrationshintergrund, die in Österreich 

leben und bereits in unterschiedlichen Kontexten als LaiendolmetscherInnen tätig waren, kann 

somit die Möglichkeit einer akademischen Anerkennung eröffnet werden, sodass sie sich zu 

„akademischen BehördendolmetscherInnen“ qualifizieren können.  

 Kadrić (2019: 159f.) weist auf den interdisziplinären Charakter dieses Lehrgangs hin 

und verdeutlicht, dass neben Übersetzungs- und Dolmetschtechniken auch institutionelle sowie 

juristische Kenntnisse integraler Bestandteil der Ausbildung sind. Dadurch werden die Studie-

renden in die Lage versetzt, ihre Kompetenzen kontextbezogen und professionell einzusetzen. 

 Die einführenden Lehrveranstaltungen dieses Studiengangs vermitteln grundlegende 

Kenntnisse aus den Bereichen Translations- und Rechtswissenschaft und eröffnen zugleich eine 

Gesamtübersicht in das österreichische Rechts- und Institutionssystem. Die folgenden Module 

fokussieren sich auf die jeweiligen Sprachkombinationen der Studierenden; neben dem öster-

reichischen Kontext werden auch die institutionellen bzw. Rechtssysteme jener Länder einbe-

zogen, die für die jeweiligen Arbeitssprachen von Bedeutung sind. In den zentralen Modulen 

liegt der Schwerpunkt auf dem Erwerb und der Vertiefung dolmetschspezifischer Kompeten-

zen. Ein besonderer Stellenwert kommt zudem der Praxis zu: Das abschließende Praktikum 

bietet den Studierenden die Möglichkeit, ihr erworbenes Wissen in einem beruflichen Umfeld 

anzuwenden und weiter auszubauen (vgl. Kadrić 2019: 161). 

 Die Einrichtung dieses Lehrgangs stellt einen wichtigen Schritt dar, den Österreich im 

Professionalisierungsprozess dieser Berufsgruppe unternommen hat, sowohl im Hinblick auf 

ihre staatliche Anerkennung als auch auf die Möglichkeit, spezifische Ausbildungsangebote zu 

absolvieren, die sie auf die Tätigkeit in diesen Bereichen vorbereiten. 
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6. Das fragmentierte Bild der Ausbildungen und Qualifizierungsmaßnahmen Italiens 

Nach der Analyse der Ausbildungs-, Qualifizierungs- und Zertifizierungsstrukturen im Bereich 

des Dialogdolmetschens in Österreich bietet es sich an, einen Blick auf die Situation in Italien 

zu werfen. Hier existiert bislang kein mit der österreichischen Ausbildungspyramide Dialog-

dolmetschen vergleichbares Instrument, was die Beschreibung der Ausbildungslandschaft in 

diesem Kontext herausfordert. 

Ziel dieses Unterkapitels ist es daher, einen Überblick über die Ausbildungs- und Qua-

lifizierungswege in Italien für Personen zu geben, die in unterschiedlichen institutionellen Kon-

texten als (Dialog)Dolmetschende tätig sind. Im Folgenden wird versucht, die unterschiedli-

chen Professionalisierungsstufen möglichst systematisch zu erfassen und in einer vergleichba-

ren Struktur abzubilden. 

Im Vergleich zu Österreich erweist sich die Ausbildungs- und Zertifizierungslandschaft 

für DolmetscherInnen in Italien insgesamt als heterogen und fragmentiert, insbesondere im Be-

reich des (Dialog)Dolmetschens in sozialen, behördlichen und gerichtlichen Kontexten. Diese 

Uneinheitlichkeit ist auf mehrere Faktoren zurückzuführen, die im Folgenden näher analysiert 

werden. 

Ein zentraler Aspekt, der zur heterogenen Situation in Italien beiträgt, ist die gesell-

schaftliche und institutionelle Wahrnehmung des Dolmetschberufs. In den bereits erwähnten 

Kontexten wird die professionelle Rolle von DolmetscherInnen häufig noch unterschätzt. Diese 

mangelnde Anerkennung wirkt sich unmittelbar auf die strukturelle Organisation des Berufs 

aus. In Italien existiert kein nationales Berufsregister für DolmetscherInnen (vgl. Ballardini 

2014: 62ff.; Anesa & Cantagalli 2025: 383). Dadurch fehlt eine einheitliche berufsrechtliche 

Regulierung, wie sie in anderen Ländern teilweise vorgesehen ist. Die Folge ist eine starke 

Abhängigkeit von einzelnen Initiativen, was zu unterschiedlichen Standards hinsichtlich Aus-

bildung, Qualifizierung und Zertifizierung führt. Diese Rahmenbedingungen tragen wesentlich 

zur Fragmentierung des Feldes bei. 

In Bezug auf das Gerichts- und Behördendolmetschen weist Italien im Vergleich zu der 

zuvor beschriebenen Situation in Österreich erhebliche Unterschiede auf. Ballardini (2014) und 

in jüngerer Zeit auch Anesa & Cantagalli (2025) zeigen, dass Dolmetscheraufträge, insbeson-

dere in den behördlichen und gerichtlichen Kontexten, teilweise auch Personen übertragen wer-

den, die über keine einschlägige Dolmetschausbildung verfügen und somit nicht adäquat für 

die Ausübung dieses Berufs qualifiziert sind. 
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Aufgrund des Fehlens eines nationalen Registers, erfolgt die Auswahl und Beauftragung 

von Dolmetschenden auf lokaler Ebene durch die einzelnen Gerichte, wodurch den Justizbe-

hörden ein großer Handlungsspielraum bei der Rekrutierung eingeräumt wird. Wer in Italien 

als GerichtsdolmetscherIn tätig sein möchte, muss in der Regel einen Antrag beim zuständigen 

Gericht einreichen. Eine Kommission entscheidet auf Grundlage der vorgelegten Ausbildungs-

nachweise und der beruflichen Erfahrung über die Aufnahme33. Da hierfür keine einheitlichen 

nationalen Kriterien festgelegt sind, variieren die Anforderungen je nach Gericht. In der Praxis 

werden bei häufig vertretenen Sprachen höhere Ausbildungsvoraussetzungen gestellt, während 

bei Bedarfssprachen auch geringere formale Abschlüsse akzeptiert werden, um den bestehen-

den Bedarf erfüllen zu können. Nur in einzelnen Fällen ist die Eintragung in das Sachverstän-

digen- und Expertenregister der Handelskammer (Iscrizione al Ruolo di Periti ed Esperti presso 

la Camera di Commercio) eine Voraussetzung, um in dieser Funktion vor Gericht tätig werden 

zu dürfen (vgl. Ballardini 2014: 64). Wie Anesa & Cantagalli (2025: 391) hervorheben, setzt 

die Aufnahme in dieses Register keinen formalen Nachweis dolmetschspezifischer Qualifizie-

rung voraus. Erforderlich sind lediglich allgemeine Sprachkompetenzen sowie die Dokumen-

tation des eigenen Bildungs- und Berufswegs im sprachlichen Bereich. 

Noch unübersichtlicher wird die Situation, wenn Gerichte mit Personen konfrontiert 

sind, die sogenannte Bedarfssprachen sprechen, die im Zuge aktueller Migrationsbewegungen 

zunehmend an Bedeutung gewinnen, für die es jedoch an qualifizierten Fachkräften mangelt. 

Für diese Sprachen bestehen in der Regel keine universitären Ausbildungswege. In solchen Fäl-

len werden zur Unterstützung der ausländischen Personen häufig Dolmetschende eingesetzt, 

die die betreffende Sprache beherrschen, unabhängig von ihrem formalen Ausbildungshinter-

grund (vgl. Ballardini 2024: 63). Außerdem greift man nicht selten auf Verkehrssprachen zu-

rück, anstatt die Muttersprachen der ausländischen Personen zu verwenden (vgl. Anesa & Can-

tagalli 2025: 392), was nicht immer ideal für den Verlauf des Verfahrens ist. 

Die große Entscheidungsfreiheit, die RechtsakteurInnen bei der Bestellung von Dolmet-

scherInnen eingeräumt wird, ohne dass sie verpflichtend auf offizielle Listen zurückgreifen 

müssen, wird von Ballardini (2014: 64f.) deutlich kritisiert. Aus seiner Sicht ist problematisch, 

dass diese Aufgabe häufig von Laien übernommen wird. Besonders in sensiblen Bereichen wie 

vor Gericht oder in Haftanstalten kann das ernste Folgen haben, weil dort ein genaues gegen-

seitiges Verständnis für ein faires Verfahren entscheidend ist. Der Autor betont zudem, dass 

JuristInnen, trotz der großen Verantwortung ihrer Entscheidung, die Komplexität und die 

 
33 Diese Personen werden in dem sogenannten Albo dei Consulenti Tecnici d’Ufficio (CTU) e dei Periti eingetra-

gen. Es handelt sich um ein Register von Sachverständigen und Experten des zuständigen Gerichts. 
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zentrale Rolle von DolmetscherInnen verkennen. Viele gehen davon aus, dass gute Sprach-

kenntnisse genügen (vgl. Ballardini 2014: 69); diese Tätigkeit braucht jedoch fachliche Kom-

petenzen und eine professionelle Ausbildung.  

Eine von Anesa & Cantagalli (2025) an einem italienischen Gericht durchgeführte Stu-

die34 zeigt rund zehn Jahre später, dass sich die gegenwärtige Situation kaum von der von Ball-

ardini (2014) dargestellten unterscheidet. Die Autorinnen weisen darauf hin, dass von den fünf 

befragten Personen, die als DolmetscherInnen vor Gericht und in anderen juristischen Kontex-

ten tätig sind, vier über keine spezifische Ausbildung im Bereich Sprachwissenschaft, Dolmet-

schen oder Übersetzen verfügen. Dennoch arbeiten sie häufig mit mehreren Sprachkombinati-

onen, obwohl sie nicht in allen davon adäquate sprachliche Kompetenzen aufweisen. Außerdem 

besteht in vielen Fällen keine ausreichende Kenntnis der unterschiedlichen Dolmetschmodi 

(vgl. Anesa & Cantagalli 2025: 391f.). Dies zeigt ein weiterhin geringes Bewusstsein in Italien 

für diese Profession. 

Die Untersuchung von Anesa & Cantagalli (2025: 390) hebt einen weiteren kritischen 

Punkt des italienischen Systems bei der Auswahl von GerichtsdolmetscherInnen hervor. Im Ge-

gensatz zu Österreich, wo, wie im vorigen Kapitel dargelegt, eine mehrteilige Prüfung erfor-

derlich ist, um sowohl die sprachlichen als auch die juristischen Kenntnisse der KandidatInnen 

zu überprüfen, scheinen in Italien auch letztere eine untergeordnete Rolle zu spielen. Dies kann 

sich auch negativ auf den Verlauf des gesamten Verfahrens auswirken. 

Es lässt sich feststellen, dass der Bereich des (Dialog)Dolmetschens, insbesondere in 

sozialen, behördlichen und gerichtlichen Kontexten, in Italien nach wie vor keine angemessene 

Anerkennung findet. Im Vergleich zum zuvor dargestellten österreichischen Modell erscheint 

Italien in dieser Hinsicht einen Schritt zurückzubleiben. Gemäß Ballardini (2014: 66) stellt die 

Ausbildung die Grundvoraussetzung für die Professionalisierung des Sektors. Er betont zudem, 

dass sich die Universitäten lange Zeit primär auf das Konferenzdolmetschen konzentriert haben 

und es unterlassen haben, rechtzeitig auf die neuen gesellschaftlichen Bedürfnisse zu reagieren 

sowie jene Bereiche zu fördern, die angesichts der jüngsten Entwicklungen gleichermaßen re-

levant sind (vgl. Ballardini 2014: 67). Die Ausbildung im Dialogdolmetschen in den oben ge-

nannten Kontexten kann als Beispiel für diese Lücke betrachtet werden und wird im folgenden 

Unterkapitel näher untersucht. 

 
34 Die Studie wurde im Jahr 2023 in Mailand durchgeführt. 
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6.1. Die italienische Ausbildungslandschaft im Dialogdolmetschen 

Wie in den vorangegangenen Kapiteln aufgezeigt wurde, ist das Dialogdolmetschen in Öster-

reich Gegenstand einer fortschreitenden theoretischen und institutionellen Weiterentwicklung, 

die maßgeblich auf den Beitrag von WissenschaftlerInnen und ExpertInnen im Bereich des Di-

alogdolmetschens zurückzuführen ist. Diese haben zur Systematisierung des Fachgebiets bei-

getragen, insbesondere durch die Entwicklung strukturierter Modelle wie der Ausbildungspy-

ramide Dialogdolmetschen (s. 5.1). 

 In Italien hingegen weist dieses Fachgebiet weiterhin Merkmale der Fragmentierung 

und Uneinheitlichkeit auf, die sich auch in der Gestaltung der Bildungsangebote und der beruf-

lichen Rollen widerspiegeln. 

Ballardini (2014) betrachtet die universitären Einrichtungen als die zentralen Akteure 

im Bildungsprozess. Im Kontext des Dolmetschens im sozialen Bereich werden zunehmend 

Kompetenzen verlangt, die sich von jenen unterscheiden, die traditionell in universitären Aus-

bildungsprogrammen vermittelt werden. Letztere sind jedoch überwiegend auf das Konferenz-

dolmetschen sowie auf international verbreitete Arbeitssprachen ausgerichtet (vgl. Ballardini 

2014: 66). 

Wie bereits in dieser Arbeit beobachtet wurde, sind in solchen Kontexten nicht nur pro-

fessionelle DolmetscherInnen mit universitärem Hintergrund tätig, sondern auch die sogenann-

ten interkulturellen MediatorInnen, deren Qualifikationsprofile und Ausbildungswege teilweise 

erheblich von der akademischen Dolmetschausbildung abweichen (s. 4.2). Es zeigt sich jedoch, 

dass die beiden Ausbildungswege auf staatlicher Ebene nicht im gleichen Maße anerkannt sind. 

Bei einer möglichen hierarchischen Einordnung würde die universitäre Ausbildung tendenziell 

als höherwertig wahrgenommen als die Studienangebote für interkulturelle MediatorInnen, die, 

wie Chiarenza & Ciannameo (2020: 31) betonen, meist auf regionaler Ebene organisiert sind 

und keine einheitliche nationale Anerkennung besitzen. 

In Italien besteht jedoch weiterhin insbesondere in terminologischer Hinsicht eine er-

hebliche Unklarheit, weil, wie im Folgenden dargelegt wird, selbst im universitären Kontext 

der Begriff Sprach- und Kulturmittlung35 vielfach zur Bezeichnung von Studiengängen bzw. 

Lehrveranstaltungen im Bereich der Übersetzung und des Dolmetschens herangezogen wird. 

Die Studie von Nevado Llopis et al. (2024) stellt, obwohl sie auf das Dolmetschen im 

medizinischen Bereich ausgerichtet ist, einen guten Ausgangspunkt dar, um einen Überblick 

über das italienische Hochschulsystem sowie die Ausbildungsmöglichkeiten im Bereich des 

 
35 In diesem Zusammenhang wird im Italienischen häufig der Begriff Mediazione verwendet. 
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Dialogdolmetschens zu gewinnen. Das italienische Ausbildungssystem weist ein breit angeleg-

tes Studienangebot im Übersetzen, Dolmetschen bzw. Sprach- und Kulturmittlung auf, das sich 

auf Universitäten sowie auf die sogenannten Scuole Superiori per Mediatori Linguistici 

(SSML) verteilt (vgl. Nevado Llopis et al. 2024: 69). Die SSML sind aus den früheren Hoch-

schulen für ÜbersetzerInnen und DolmetscherInnen (Scuole Superiori per Interpreti e Tradut-

tori) hervorgegangen und widmen den kulturellen Dimensionen der Arbeitssprachen besondere 

Aufmerksamkeit. Sie bieten vergleichbare Ausbildungsangebote wie Universitäten mit formal 

gleichwertigen Abschlüssen (vgl. MUR o.J.). 

Auf Bachelor-Ebene wurden im Zuge der Hochschulreform der späten 1990er Jahre36 

die Fächer Übersetzen und Dolmetschen in breiter angelegte Studiengänge unter der Bezeich-

nung Mediazione Linguistica37 integriert (vgl. Nevado Llopis et al. 2024: 86). Sie vermitteln 

eine allgemein ausgerichtete, überwiegend theoretische Ausbildung in diesem Bereich; im Vor-

dergrund stehen das Studium mehrerer Fremdsprachen, sowie kultur- und sprachwissenschaft-

liche Inhalte, während dolmetschspezifische Kompetenzen in der Regel nur grundlegend und 

häufig in Form des Dialogdolmetschens behandelt werden. Die konkrete Ausgestaltung der 

Dolmetschmodule hängt von der fachlichen Ausrichtung der jeweiligen Lehrperson ab (vgl. 

Nevado Llopis et al. 2024: 69f.). Der thematische Rahmen des Dialogdolmetschens kann dabei 

variieren, beispielsweise zwischen juristischen, wirtschaftlichen oder medizinischen Kontex-

ten, und orientiert sich in der Praxis häufig am Profil oder den Forschungsinteressen der ver-

antwortlichen Lehrenden. Daraus wird deutlich, dass diese Bachelorstudiengänge in Italien, wie 

auch in Österreich, lediglich eine grundlegende Orientierung im Dolmetschbereich bieten, wäh-

rend die eigentliche Spezialisierung erst auf Masterebene erfolgt. 

Aus der Studie von Nevado Llopis et al. (2024) geht außerdem hervor, dass sich die 

erwähnten Universitätskurse, die oftmals die Bezeichnung „Mediazione“ tragen, in der Regel 

auf international verbreitete Sprachen fokussieren. Die Verwendung des Begriffs Mediazione 

für diese Studiengänge scheint daher nicht der in Kapitel 4.2 dargestellten Form zu entsprechen, 

weder hinsichtlich der behandelten Sprachen noch in Bezug auf die beteiligten Personengrup-

pen, bei denen es sich im dort beschriebenen Kontext überwiegend um MigrantInnen handelt. 

Die Autorinnen (2024: 71f.) berichten zudem, dass einige italienische Universitäten auch die 

Möglichkeit bieten, sogenannte Bedarfssprachen wie Ukrainisch, Hindi, Arabisch, Tschechisch, 

Slowakisch, Ungarisch, Chinesisch usw. zu studieren. Diese Sprachen sind jedoch niemals 

 
36 Mit dieser Reform wurden die bisherigen vier- oder fünfjährigen Hochschulstudiengänge in dreijährige Ba-

chelorstudiengänge und zweijährige Masterstudiengänge umstrukturiert. Der BA ist Voraussetzung für den MA. 
37 Classe di Laurea della Mediazione Linguistica (L-12). 
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Gegenstand spezifischer Lehrveranstaltungen zum Dialogdolmetschen, sondern werden aus-

schließlich schriftlich behandelt. 

Die darauf aufbauenden Masterstudiengänge, die in der Regel die Bezeichnung „Fach-

übersetzen und Dolmetschen“38 tragen, sind stärker spezialisiert und zielen auf eine vertiefte 

Ausbildung im Bereich Dolmetschen bzw. Übersetzen. Der Fokus liegt dabei auf der Vermitt-

lung dolmetschspezifischer Techniken, insbesondere des Konsekutiv- und Simultandolmet-

schens (vgl. Nevado Llopis et al. 2024: 86). 

Die Untersuchung von Nevado Llopis et al. (2024) zeigt, dass Dialogdolmetschen in 

Italien überwiegend in breitere Ausbildungsprogramme eingebettet ist und nicht als eigenstän-

diger Schwerpunkt angeboten wird (vgl. Nevado Llopis et al. 2024: 69). Es erscheint somit eher 

als Bestandteil eines allgemeinen Ausbildungsprofils, denn als klar abgegrenzte Fachrichtung. 

Während das Konferenzdolmetschen einen höheren Grad an Professionalisierung aufweist und 

weiterhin im Zentrum universitärer Ausbildung auf hohem Niveau steht, wird das Dialogdol-

metschen meist auf niedrigeren Ausbildungsstufen verortet und bleibt häufig ohne klar defi-

nierte Standards (vgl. Nevado Llopis et al. 2024: 86). 

Diese Befunde finden zudem Bestätigung in der Betrachtung verschiedener Masterstu-

diengänge einzelner italienischer Universitätseinrichtungen. Beispielsweise lässt sich an den 

Universitäten von Bologna und Triest sowie an der SSML in Rom unter den angebotenen Cur-

ricula kein expliziter Schwerpunkt im Bereich des Dialogdolmetschens feststellen; vielmehr 

liegt der Fokus ausschließlich auf dem Konferenzdolmetschen. Das Dialogdolmetschen er-

scheint in diesen Studiengängen lediglich in Form einzelner untergeordneter Pflichtmodule und 

stellt keinen eigenständigen Studienschwerpunkt dar (Università degli Studi di Trieste o.J.; Uni-

versità di Bologna o.J.a; SSML San Domenico o.J.). 

Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass sich in Italien neben dem universitären Ausbil-

dungsweg für DolmetscherInnen ein weiteres, praxisorientiertes Berufsprofil etabliert hat, das 

unter der Bezeichnung Mediatore Interculturale geführt wird. Dieses Tätigkeitsfeld entwickelte 

sich insbesondere im öffentlichen Dienstleistungsbereich und ist nicht zwingend an eine uni-

versitäre Dolmetscherausbildung gebunden, sondern häufig an regionale bzw. außeruniversitäre 

Qualifizierungswege (vgl. Nevado Llopis et al. 2024: 86). Auf diese Weise bildeten sich zwei 

nebeneinander bestehende und teilweise überlappende Berufsprofile heraus: akademisch aus-

gebildete DolmetscherInnen einerseits und praxisorientierte interkulturelle MediatorInnen an-

dererseits. 

 
38 Classe delle Lauree Magistrali in Traduzione Specialistica e Interpretariato (LM-94). 
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Durch die Einrichtung regionaler Schulungsangebote für interkulturelle MediatorInnen 

kann ein gewisses Qualifikationsniveau für jene Personen gewährleistet werden, die die Kom-

munikation mit MigrantInnen in heutzutage im Land weit verbreiteten, jedoch akademisch sel-

ten vermittelten Sprachen unterstützen. Dies trägt maßgeblich zur Erleichterung der Interaktion 

zwischen Behörden und Zugewanderten sowie zum Integrationsprozess im Aufnahmeland bei. 

Diese Ausbildungswege unterscheiden sich jedoch deutlich von universitären Studien-

gängen im Bereich des Dolmetschens. Wie Viezzi & Falbo (2020: 26) feststellen, liegt der 

Schwerpunkt weniger auf sprachlichen, translatorischen und berufsethischen Kompetenzen als 

vielmehr auf systembezogenem Wissen. Auch in den Linee di Indirizzo per il Riconoscimento 

della Figura Professionale del Mediatore Interculturale (2010) wird betont, dass die Ausbil-

dung den Fokus auf rechtliche Rahmenbedingungen und institutionelle Strukturen sowie auf 

ausgeprägte kommunikative und relationale Kompetenzen im Umgang mit unterschiedlichen 

AkteurInnen legt. 

Gerade dieses Nebeneinander trägt dazu bei, dass sich im Bereich des Dialogdolmet-

schens keine institutionell einheitlich definierte, landesweit koordinierte Professionalisierungs-

struktur im Sinne einer formalisierten Ausbildungspyramide wie in Österreich identifizieren 

lässt. 

6.2. Vorschlag einer Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen in Italien 

Auf der Grundlage der oben beschriebenen Situation in Italien soll im Folgenden der Versuch 

unternommen werden, eine Ausbildungspyramide für das Dialogdolmetschen in Italien zu er-

stellen. Bei der Entwicklung dieser Pyramide werden dieselben Kriterien herangezogen, wie 

bei der Ausbildungspyramide Dialogdolmetschen Österreichs, nämlich das Ausmaß sowie die 

Qualität der Ausbildung. 

 In der untersten Stufe der vorgeschlagenen italienischen Ausbildungspyramide könnten 

sogenannte Ad-hoc-Dolmetschende verortet werden. Dabei handelt es sich um Personen, die 

aufgrund ihrer natürlich erworbenen Fremdsprachenkenntnisse in unterschiedlichen Kommu-

nikationssituationen dolmetschen, ohne jedoch über eine formale Qualifikation oder spezifische 

dolmetschbezogene Ausbildung zu verfügen. Auf dieser Ebene kann die Qualität der erbrachten 

Dienstleistung nicht systematisch gewährleistet werden, weil den betreffenden Personen pro-

fessionelle dolmetschspezifische Kompetenzen fehlen. Wie im Rahmen dieser Masterarbeit 

aufgezeigt wurde, stellt diese Praxis eine risikoreiche, jedoch in zahlreichen gesellschaftlichen 

Kontexten weit verbreitete Realität dar, insbesondere im Umgang mit Bedarfssprachen. 
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 Auf einer höheren Stufe der Pyramide könnten die verschiedenen regional organisierten 

Kurse für interkulturelle MediatorInnen angesiedelt werden. Diese Kurse bieten, wie bereits 

erwähnt, eine gezielte, jedoch nicht akademische Ausbildung und konzentrieren sich hauptsäch-

lich auf soziale Unterstützung und weniger auf spezifische Dolmetschtechniken. Ballardini 

(2014: 69) unterstreicht, dass diese Kurse aufgrund ihrer Struktur keine vertiefte Ausbildung in 

den Techniken des Konsekutiv- oder Simultandolmetschens ermöglichen. Die behandelten The-

men beziehen sich vielmehr auf andere Bereiche wie Kultur, Gesetzgebung oder die Organisa-

tion öffentlicher Einrichtungen (vgl. Nevado Llopis et al. 2024: 74). Innerhalb dieser Ebene der 

Pyramide lassen sich zwei Unterstufen nach Art der Ausbildung unterscheiden: eine untere 

Stufe mit Basiskursen, die in der Regel einen Umfang von 400 Stunden aufweisen, sowie eine 

darüberliegende Stufe mit spezialisierten Ausbildungskursen, deren Umfang maximal 200 

Stunden beträgt. Erstere vermitteln grundlegende Kompetenzen und bereiten allgemein auf die 

Tätigkeit in verschiedenen institutionellen Kontexten vor; außerdem beinhalten sie einen we-

sentlichen Praxisanteil in Form von Praktika. Letztere bauen auf dieser Grundausbildung auf 

und setzen deren erfolgreichen Abschluss voraus. Sie dienen der Vertiefung in bestimmten Ein-

satzbereichen und befassen sich insbesondere mit sektorspezifischen rechtlichen Rahmenbe-

dingungen, Fachsprache sowie berufspraktische Verfahren (vgl. Chiarenza & Ciannameo 2020: 

30; Ministero della Giustizia 2010). Vor diesem Hintergrund ist die systematische Fortbildung 

als ein wesentlicher Faktor zu betrachten, um die Leistung der interkulturellen MediatorInnen 

zu optimieren (vgl. Ministero della Giustizia 2010) und stellt einen wichtigen Baustein dar, der 

den MediatorInnen ermöglichen könnte, ihre Expertise weiterzuentwickeln und sich dadurch 

eine höhere professionelle Anerkennung in der Gesellschaft zu erarbeiten. 

 Ausgehend von den aktuellen gesellschaftlichen Anforderungen in Italien sowie die da-

raus resultierende sprachliche Abdeckung, könnten die Ausbildungsprogramme für interkultu-

relle MediatorInnen und universitäre Bachelorstudiengänge im Bereich Dolmetschen auf einer 

ähnlichen Ebene verortet werden. Wie in dieser Masterarbeit schon angezeigt wurde, sind ers-

tere häufig auf sogenannten Migrationssprachen ausgerichtet, die im Kontext öffentlicher 

Dienstleistungen besonders stark nachgefragt werden. Zweitere hingegen decken überwiegend 

international verbreitete Sprachen ab. Das Fehlen universitärer Studiengänge und folglich auch 

akademisch ausgebildeter DolmetscherInnen für Bedarfssprachen in Italien hat das Berufsprofil 

der interkulturellen MediatorInnen deutlich gestärkt. 

Da sich die Klassifikation in dieser Arbeit an der Ausbildungspyramide Dialogdolmet-

schen Österreichs orientiert, die berufliche Profile primär nach dem Grad und Umfang der for-

malen Ausbildung einordnet, ist die universitäre Ausbildung auf einer höheren Ebene 
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anzusiedeln als die Qualifizierung von interkulturellen MediatorInnen. Zwischen diesen unter-

schiedlichen Ausbildungsangebote bestehen erhebliche Unterschiede, die eine solche Einord-

nung innerhalb der vorgeschlagenen Pyramide rechtfertigen. Ein zentraler Unterschied betrifft 

die institutionelle Anerkennung der jeweiligen Abschlüsse: Während ein akademischer Grad 

landesweit gilt, wird die Qualifikation als interkulturelle MediatorInnen in der Regel lediglich 

auf regionaler Ebene anerkannt. Außerdem können Aufbau und Inhalte der entsprechenden 

Kurse von Region zu Region variieren (vgl. Leo Imperiale 2025: 44; Viezzi & Falbo 2020: 25). 

In Bezug auf den Zeitaufwand und das geforderte Arbeitsengagement zeigen sich signi-

fikante Unterschiede zwischen diesen Schulungsangeboten. Im Vergleich zu einem dreijährigen 

universitären Vollzeitstudium ist der Umfang der Kurse für interkulturelle MediatorInnen ge-

ringer. Morelli (2017) analysiert, dass diese in Italien primär in einem „Notfallmodus“ entstan-

den sind, um als kurzfristige Hilfslösung auf die komplexen Herausforderungen der Migration 

zu reagieren (Morelli 2017: 84). Während das akademische Studium eine tiefgreifende theore-

tische und fachspezifische Ausbildung im Bereich Dolmetschen über einen längeren Zeitraum 

sicherstellt und insbesondere eine systematische Schulung in dolmetschspezifischen Techniken 

und Methoden ermöglicht, wird das Dolmetschen in den regionalen Kursen häufig weniger 

spezifisch behandelt. Auch diese unterschiedliche inhaltliche Schwerpunktsetzung trägt dazu 

bei, dass die Kurse für MediatorInnen als begrenzte Qualifizierungsmaßnahmen gelten. Dies 

begründet ihre Einordnung auf einer niedrigen Ebene der Ausbildungspyramide. 

Auf einer noch höheren Stufe der italienischen Ausbildungspyramide Dialogdolmet-

schen lassen sich die Masterstudiengänge verorten. Anders als an österreichischen Universitä-

ten, beispielsweise an der Universität Wien, die eigenständige Curricula wie Konferenzdolmet-

schen oder Dialogdolmetschen anbieten (Universität Wien 2018), sehen die italienischen Mas-

terstudiengänge in der Regel keine spezifische Spezialisierung im Bereich des Dialogdolmet-

schens vor. Stattdessen liegt der Schwerpunkt überwiegend auf dem Konferenzdolmetschen 

bzw. Fachübersetzen. Dies Studienpläne sehen jedoch verpflichtende Module vor, die sich mit 

Dialogdolmetschen in unterschiedlichen Anwendungsfeldern befassen (vgl. Nevado Llopis et 

al. 2024: 70f.). 

Da es in Italien keine nationale offizielle Liste bzw. Register für DolmetscherInnen mit 

einheitlichen Kriterien gibt (s. Kap. 6), gilt der Erwerb eines Masterabschlusses häufig als wich-

tigstes Instrument für eine angemessene Qualifikation in diesem Bereich. Das Qualifikations-

niveau kann zudem durch die Absolvierung universitärer Weiterbildungsprogramme (Corsi di 

Alta Formazione) weiter erhöht werden, die von einigen Universitäten, beispielsweis in Bo-

logna, angeboten werden und eine Spezialisierung in verschiedenen Bereichen, wie dem 
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Rechtswesen oder dem Sozial- und Gesundheitswesen, ermöglichen. Diese Kurse sind zeitlich 

begrenzt, bieten jedoch die Möglichkeit, Kenntnisse in unterschiedlichen Bereichen des Dol-

metschens weiter zu vertiefen (Università di Bologna o.J.b). 

Die hier vorgestellte Pyramide Dialogdolmetschen soll kein ideales Ausbildungsmodell 

für den italienischen Kontext darstellen, sondern hat zum Ziel, die wichtigsten derzeit verfüg-

baren Ausbildungsformen im Dialogdolmetschen in unterschiedlichen Anwendungsfeldern zu 

beschreiben. Im Gegensatz zu Österreich existiert in Italien bislang keine strukturierte und spe-

zifische Ausbildung für das Dialogdolmetschen. Die vorgeschlagene Pyramide reflektiert somit 

ein fragmentiertes Ausbildungssystem, in dem die für das Dialogdolmetschen relevanten Kom-

petenzen in verschiedenen, nicht immer spezifisch auf diesen Bereich ausgerichteten Lehrgän-

gen erworben werden. 

Die Pyramide hilft dabei, das italienische Bildungsangebot besser zu verstehen. Dabei 

wird deutlich, dass das System nicht aus einer klaren akademischen Planung entstanden ist. 

Vielmehr hat es sich Schritt für Schritt entwickelt, als Reaktion auf dringende Bedürfnisse. An-

ders als in Österreich, wo eine überinstitutionelle Plattform klare Qualitätsstandards sichert, 

sind viele Maßnahmen in Italien im Bereich Migration eher aus einer Situation der Dringlich-

keit entstanden. 

6.3. Professionelle und nicht-professionelle DolmetscherInnen in Haftanstalten 

In Haftanstalten kommen Dolmetschende mit sehr unterschiedlichen Hintergründen zum Ein-

satz. Der Grad ihrer Professionalisierung variiert dabei erheblich, ebenso wie ihre Ausbildungs- 

und Qualifikationsprofile. Wie im Verlauf dieser Arbeit aufgezeigt wurde, übernehmen nicht 

professionell ausgebildete Dolmetschende insbesondere in Haftalltag der Inhaftierten eine 

wichtige Rolle. Im Folgenden werden die wichtigsten Vor- und Nachteile des Einsatzes solcher 

Personen zur Unterstützung fremdsprachiger Inhaftierter kurz dargestellt. 

6.3.1. Chancen des nicht-professionellen Dolmetschens 

Es wird oft angenommen, dass Auftraggebende qualifizierte Fachkräfte in einem bestimmten 

Berufsfeld gegenüber Personen bevorzugen, die eine entsprechende Tätigkeit ohne formale 

Ausbildung oder lediglich auf improvisierte Weise ausüben. Obwohl die Wahl in der Regel auf 

professionelle Fachkräfte aufgrund der erwarteten Qualität und Professionalität fällt, können 

unter bestimmten Umständen auch Laien gewisse Vorteile bieten. Diese Annahme trifft gleich-

ermaßen auf den Bereich des Dolmetschens im Strafvollzug zu. In diesem Kontext stellt der 

ökonomische Faktor häufig einen wesentlichen Aspekt bei der Entscheidung zwischen profes-

sionellen und nicht-professionellen AkteurInnen dar, da Letztere eine kostengünstigere Option 
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darstellen, was für die KundInnen einen erheblichen Vorteil bedeuten kann. Wie Baixauli-Ol-

mos (2013: 52) tatsächlich bemerkt, ist bei Inhaftierten die Tendenz zu beobachten, die preis-

günstigste Lösung zu wählen, um Sprachbarrieren zu überwinden, weil die Kosten für diesen 

Dienst von ihnen oder ihren AnwältInnen getragen werden. 

 Obwohl es schwer vorstellbar erscheint, ist der finanzielle Faktor nicht das einzige Ar-

gument, das für nicht-professionelle DolmetscherInnen spricht; ein weiterer Aspekt, der bereits 

erwähnt wurde, betrifft das Vertrauen. Wie bereits dargelegt, zeigt die Studie von Martínez-

Gómez (2017: 825), dass in den meisten Fällen die Person, die mit der sprachlichen Vermittlung 

beauftragt wird, von den Inhaftierten selbst auf der Grundlage eines Vertrauenskriteriums aus-

gewählt wird. Dies bestätigt, dass die persönlichen Beziehungen zwischen den Beteiligten eine 

wichtige Rolle bei der Verdolmetschung darstellen. Das Vertrauen, das die fremdsprachigen 

Inhaftierten in die Person setzten, die sie beim Abbau von Sprachbarrieren unterstützt, ist in 

dem sensiblen Kontext von Haftanstalten von besonders großer Bedeutung, in denen gegen-

sätzliche Ziele, wie Bestrafung und Resozialisierung, koexistieren und häufig adversative Dy-

namiken vorherrschen (Martínez-Gómez 2017: 825). Aus diesen Beobachtungen lässt sich ab-

leiten, dass Inhaftierte das Anstaltspersonal nur ungern um sprachliche Unterstützung ersuchen, 

da die beiden Gruppen aufgrund der typischen Haftbedingungen in einem Spannungsverhältnis 

zueinanderstehen (s. 2.3). Es ist daher schwer vorstellbar, dass zwischen diesen Parteien ein 

gegenseitiges Vertrauensverhältnis entstehen kann. 

 Die Annahme, dass Vertrauen ein zentrales Kriterium bei der Auswahl von Dolmetsche-

rInnen im Strafvollzug darstellt, wird auch durch eine qualitative Studie von Watt et al. (2018) 

bestätigt, die in Frauenhaftanstalten39 zur Gesundheitsversorgung von kulturell und sprachlich 

diversen Inhaftierten durchgeführt wurde. Die Untersuchung ergibt, dass die befragten Frauen 

Mitinhaftierte mit demselben Herkunftshintergrund als DolmetscherInnen bevorzugten40: Da-

bei spielte die technische Expertise eine untergeordnete Rolle, vielmehr war das persönliche 

Vertrauen von Relevanz. Dies wurde damit begründet, dass Mitinhaftierte als näherstehend, 

zuverlässiger und sprachlich verständlicher wahrgenommen wurden. Ein wesentlicher Vorteil 

dieser dolmetschenden Mitinhaftierten besteht darin, dass sie nicht nur sprachliche Unterstüt-

zung leisten, sondern auch während und nach den verschiedenen (ärztlichen) Konsultationen 

emotionale Förderung anbieten. Außerdem sind sie durch ihr Leben im gleichen Umfeld mit 

den Dynamiken des Haftalltags bestens vertraut, was einen weiteren Pluspunkt darstellt (vgl. 

Watt et al. 2018: 1165). 

 
39 Die Studie wurde im Jahr 2014 in New South Wales, Australien, durchgeführt. 
40 Die Autorin spricht von peer interpreters. 
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 Zudem geht aus der Untersuchung von Martínez-Gómez (2017) hervor, dass professio-

nelle DolmetscherInnen, die Leistung von zweisprachigen Inhaftierten oder solchen mit guten 

Sprachkenntnissen sehr positiv bewertet haben, obwohl sie feststellten, dass es an einer spezi-

fischen Ausbildung mangelte, die es unmöglich machte, die Grundregeln des Dolmetschens 

vollständig einzuhalten. Es wurde auch beobachtet, dass die besten Kommunikationsergebnisse 

mit erfahrenen Inhaftierten erzielt wurden, die diese Rolle regelmäßig ausübten und für ihre 

Dienste eine Vergütung erhielten. Die Autorin kommt zu der Schlussfolgerung, dass eine besser 

organisierte und vergütete Dolmetschertätigkeit durch Mitinhaftierte eine Gelegenheit darstel-

len könnte, um Sprachbarrieren in diesem Umfeld zu überwinden. Durch den Einsatz adäquater 

Instrumente zur Auswahl und Vorbildung von diesen Mitinhaftierten könnte sich eine ursprüng-

liche Ad-hoc-Lösung zu einer dauerhaften Strategie entwickeln, die die Kommunikationsbe-

dingungen innerhalb der Haftanstalten verbessert (vgl. Martínez-Gómez 2017: 829–830). Be-

züglich dieser Maßnahmen sind einige Länder, wie England und Wales, einen Schritt weiter, 

indem sie über spezifische Trainingsprogramme für Inhaftierte verfügen, die darauf abzielen, 

die Integration der neu angekommenen fremdsprachigen Inhaftierten in dem ihnen unbekannten 

Bereich der Haftanstalt zu erleichtern (vgl. Martínez-Gómez 2014a: 244). 

Aus dieser Analyse geht hervor, dass fremdsprachige Inhaftierte häufig lieber ihre Zel-

lengenossen oder Personen ihres Vertrauens um sprachliche Unterstützung bitten, wenn sie mit 

dem Personal der Haftanstalten interagieren müssen. Wie Watt et al. (2018: 1165) berichten, 

sind die Ergebnisse der Konsultationen oft positiver und freundlicher als beim Einsatz profes-

sioneller DolmetscherInnen, die den Inhaftierten, die Hilfe benötigen, fremd sind. 

6.3.2. Risiken des nicht-professionellen Dolmetschens 

Das nicht-professionelle Dolmetschen im Strafvollzug kann zwar einige Vorteile haben, insge-

samt überwiegen jedoch die Nachteile. 

Obwohl die Inanspruchnahme anderer Inhaftierter als DolmetscherInnen vorteilhaft er-

scheinen kann, haben Watt et al. (2018: 1165f.) nachgewiesen, dass dies nicht immer der Fall 

ist. Einige der befragten Inhaftierten äußerten sich zurückhaltend gegenüber Mitinhaftierten mit 

besseren Sprachkenntnissen, da sie befürchteten, in einem von Natur aus als unsicher empfun-

denen Umfeld persönliche Informationen bekannt zu geben. Eine fremdsprachige Inhaftierte 

argumentierte im Folgenden: 

I don’t want to like rely on these people that probably sometimes they can help, but you 

don’t know…if they like you, they may help, otherwise they make it difficult. Like I 
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realized, I am aware that I’m living in prison now, and then you don’t really know like how 

good or how bed people surrounding you are. (Watt et al. 2018: 1166) 

Das gegenseitige Vertrauen zwischen Inhaftierten kann nämlich nicht immer als selbstverständ-

lich vorausgesetzt werden. In diesem Kontext leben, wie bereits in den Kapiteln 2.3 und 2.4 

aufgezeigt, Menschen mit unterschiedlichen, und häufig gegensätzlichen, Interessen zusam-

men. Im Bereich des Strafvollzugs kann dies zu einer besonderen Herausforderung bei der 

Identifizierung von vertrauenswürdigen Personen führen. 

Ein weiterer kritischer Aspekt, der möglicherweise unmittelbar evident wird, betrifft die 

Professionalität und die Erfahrung der dolmetschenden Personen: Nicht-professionelle Dolmet-

scherInnen, sowohl Inhaftierte selbst als auch MitarbeiterInnen der Haftanstalten, verfügen we-

der über eine spezifische Ausbildung noch über angemessene fachliche Kompetenzen, was zu 

Risiken für die Ergebnisse der Kommunikation führt. Zu den am häufigsten auftretenden Her-

ausforderungen zählt insbesondere die Terminologie. Diese improvisierte DolmetscherInnen 

verfügen nicht nur über keine Basiskenntnisse in den Fremdsprachen, sondern auch in ihrer 

Muttersprache, insbesondere auf Fachterminologie spezifischer Bereiche, wie beispielsweise 

Medizin oder Rechtswissenschaft (vgl. Martínez-Gómez 2015: 421–422). 

Eine empirische Untersuchung von Martínez-Gómez (2014b) zeigt, dass der Einsatz von 

nicht-professionellen DolmetscherInnen im Strafvollzug ständige Zweifel hinsichtlich der 

Richtigkeit der Informationsübermittlung weckt. Abweichungen von der ursprünglichen Bot-

schaft manifestieren sich häufig in Form von Auslassungen oder Hinzufügungen, was sich 

nachteilig auf das Kommunikationsergebnis sowie auf Entscheidungen auswirken kann, die die 

Inhaftierten betreffen. Solche Phänomene können sowohl aus unzureichender oder fehlender 

Expertise entstehen als auch aus bewussten Entscheidungen der Dolmetschenden, die in dieser 

Rolle die Macht haben, den Inhalt und die Form der Weitergabe von Informationen zu steuern, 

manchmal um sich selbst oder Zellengenossen zu begünstigen. (vgl. Martínez-Gómez 2014b: 

183f.). 

Dies zeigt deutlich, wie schwerwiegend die Folgen sein können, wenn das Dolmetschen 

von Personen ohne die erforderlichen Kompetenzen übernommen wird. 
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Conclusio 

Die signifikanten gesellschaftlichen Entwicklungen, die das internationale Umfeld in den ver-

gangenen Jahrzehnten geprägt haben, stellen eine Vielzahl von Staaten vor neue Herausforde-

rungen, wobei insbesondere der Integrationsprozess von MigrantInnen eine bedeutende Rolle 

spielt. Die soziale Zusammensetzung vieler europäischer Staaten wird zunehmend vielfältiger, 

was auch in der Analyse der Situation der beiden in dieser Masterarbeit untersuchten Länder 

deutlich wird: Österreich und Italien weisen tatsächlich eine starke Präsenz ausländischer 

Staatsangehöriger auf. Ein noch auffälligeres Bild ergibt sich jedoch bei der Betrachtung der 

Zahlen aus den Haftanstalten, da der Anteil von AusländerInnen dort deutlich höher ist. 

Ziel dieser Masterarbeit bestand darin, einen Vergleich zwischen Österreich und Italien 

hinsichtlich der Maßnahmen zur Überwindung sprachlicher und kultureller Barrieren im Straf-

vollzug durchzuführen. Darüber hinaus wurde untersucht, wie die beiden Staaten die Ausbil-

dung von Fachkräften gestalten, die in diesen dialogisch geprägten Kommunikationssituationen 

in unterschiedlichen gesellschaftlichen Kontexten tätig sind, darunter auch im Strafvollzug. 

Eine der ersten und unmittelbarsten Schwierigkeiten, mit denen MigrantInnen konfron-

tiert sind, stellen sprachliche und kulturelle Barrieren dar. Diese Problematik wird besonders 

sichtbar, wenn sie im Kontext von Haftanstalten betrachtet wird, die ihrer Natur nach durch 

strenge Regeln, Einschränkungen und Leid charakterisiert sind. In den geschlossenen und oft 

überbelegten Räumen dieser Einrichtungen, sehen sich Menschen aus unterschiedlichen Her-

kunftsländern und mit verschiedenen kulturellen Hintergründen gezwungen, denselben Raum 

miteinander zu teilen. Der Haftalltag ist mit zahlreichen Herausforderungen verbunden; für In-

haftierte, die mit der Sprache und Kultur des Aufnahmelandes nicht vertraut sind, gestaltet er 

sich jedoch noch schwieriger. Dies kann zu sozialer Isolation führen und den Erfolg eines der 

zentralen Ziele des Strafvollzugs, der Resozialisierung und Wiedereingliederung der Inhaftier-

ten in die Gesellschaft, beeinträchtigen. Ausländische Inhaftierte benötigen daher zusätzliche 

Unterstützung, wobei die Rolle von DolmetscherInnen für ihre Integration von entscheidender 

Bedeutung ist. 

Der Anstieg der ausländischen Inhaftiertenzahlen in vielen europäischen Ländern hat 

dazu geführt, dass das Dolmetschen in diesem Kontext zunehmend Beachtung findet. Dolmet-

schende gewährleisten die Wahrung der Rechte ausländischer Inhaftierter und tragen dazu bei, 

sie in eine Situation der Gleichstellung mit Einheimischen zu versetzen. Durch ihre Unterstüt-

zung können fremdsprachige Inhaftierte, Zugang zu Informationen über die Regeln der 
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Haftanstalt, ihre Rechte und Pflichten sowie über die Aktivitäten erhalten, an denen sie während 

der Haftzeit teilnehmen können. 

Außerdem wurde aufgezeigt, wie vielfältig und breit gefächert das Dolmetschen in Haft-

anstalten ist. In Haftanstalten werden Dolmetschleistungen sowohl in juristischen Kontexten 

als auch zur sprachlichen Unterstützung in alltagsnahen Kommunikationssituationen erbracht. 

Die Darstellung des institutionellen Rahmens der Haftanstalten hat zudem gezeigt, wie stark 

dieses Setting die Kommunikation prägt, insbesondere wenn aufgrund von Sprachbarrieren eine 

dritte Person die Verständigung zwischen den Beteiligten unterstützt. Dabei unterscheiden sich 

Interaktionen innerhalb von Haftanstalten häufig deutlich von vergleichbaren kommunikativen 

Situationen außerhalb dieser Einrichtungen: Neben strukturellen Rahmenbedingungen können 

auch Spannungen zwischen den Gesprächsparteien sowie die besonderen räumlichen Gegeben-

heiten und psychischen Faktoren den Dolmetschprozess beeinflussen. 

Im Vergleich zu anderen Dolmetschbereichen, wie dem Konferenzdolmetschen, stand 

dieser Bereich lange Zeit weniger im Fokus der Forschung. Infolgedessen fehlten in diesen 

Einrichtungen lange klare Regelungen, sowohl hinsichtlich der Frage, wer diese Rolle überneh-

men sollte, als auch wie sie ausgeübt werden sollte. Auch heute bestehen häufig noch keine 

eindeutig festgelegten Richtlinien, wie die in dieser Arbeit analysierten Beispiele aus Italien 

und Österreich zeigen. In der Praxis werden qualifizierte DolmetscherInnen meist nur in sen-

siblen medizinischen oder juristischen Situationen sowie überwiegend für verbreitete Sprachen 

eingesetzt, während in weniger relevant erachteten Kommunikationssituationen häufig auf Ad-

hoc-Lösungen zurückgegriffen wird. Feldstudien im Strafvollzug zeigen, dass Ad-hoc-Maß-

nahmen als mögliche Alternative erscheinen können, ihre Nachteile jedoch zahlreich sein kön-

nen. 

Im Verlauf der Arbeit wurden zudem die zentralen Merkmale der österreichischen und 

der italienischen Strafvollzugssysteme dargestellt, um den institutionellen und organisatori-

schen Kontext zu verdeutlichen, in dem sich die Dolmetschtätigkeiten bewegen. Die Gegen-

überstellung der beiden Länder zeigt, dass die Anzahl der Haftanstalten in Italien signifikant 

höher ist als in Österreich. Betrachtet man die Gesamtbevölkerung, so ist dieser Unterschied 

nachvollziehbar, weil Italien eine deutlich höhere Bevölkerungszahl aufweist als Österreich. 

Betrachtet man hingegen die Zahl der Inhaftierten in diesen Einrichtungen, so ist in beiden 

Ländern eine hohe Überbelegungsrate festzustellen, wobei dieses Phänomen in Italien noch 

gravierender ist als in Österreich. Was die ausländischen Inhaftierten betrifft, sind diese in bei-

den Ländern stark vertreten. In Österreich ist ihr Anteil jedoch noch größer und macht mehr als 

die Hälfte der Inhaftiertenpopulation aus. 
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Die Analyse zeigt zudem, dass sich die beiden Systeme zwar strukturell unterscheiden: 

Das italienische wirkt stärker fragmentiert, während das österreichische linearer organisiert ist. 

In beiden Systemen stehen jedoch sowohl der Schutz der Gesellschaft vor gefährlichen Straf-

täterInnen als auch die Resozialisierung der Inhaftierten im Mittelpunkt. Der Haftalltag be-

schränkt sich daher nicht ausschließlich auf den Aufenthalt in der Zelle, sondern umfasst ver-

schiedene Aktivitäten, die ihre Wiedereingliederung fördern sollen. In all diesen Situationen 

müssen ausländische Inhaftierte, die sprachliche Schwierigkeiten haben, entsprechend unter-

stützt werden, damit sie nicht benachteiligt werden und die gleichen Möglichkeiten wie ihre 

Mitinhaftierten haben, an diesen Aktivitäten teilzunehmen. In der Praxis ist es jedoch sowohl 

in Österreich als auch in Italien nicht immer möglich, professionelle DolmetscherInnen bereit-

zustellen. 

Die Überrepräsentation ausländischer Staatsangehöriger in österreichischen und italie-

nischen Haftanstalten ist dabei weniger auf eine höhere Kriminalitätsrate dieser Gruppe zurück-

zuführen als vielmehr auf soziale, rechtliche und sprachliche Faktoren, die zu strukturellen Be-

nachteiligungen führen. Dies verdeutlicht, dass Dolmetschleistungen im Strafvollzug immer 

häufiger erforderlich sind. Um dieser Problematik zu begegnen, haben beide Länder unter-

schiedliche Maßnahmen entwickelt. Dabei handelt es sich nicht immer um den Einsatz profes-

sioneller Dolmetschender: Dies liegt vor allem an organisatorischen Herausforderungen, die 

mit schnellen gesellschaftlichen Veränderungen zusammenhängen, sowie an der Vielfalt der 

benötigten Bedarfssprachen, für die oftmals kein qualifiziertes Personal zur Verfügung steht. 

In Österreich wird zwischen „professionellen (Gerichts)DolmetscherInnen“ und soge-

nannten „SprachmittlerInnen“ (Kadrić 2024: 149) unterschieden. Letztere bezeichnen Perso-

nen, die eingesetzt werden, wenn sie die jeweiligen Fremdsprachen beherrschen, ohne jedoch 

eine professionelle Dolmetschausbildung zu besitzen. Im italienischen Kontext wird häufig 

auch auf das Berufsprofil der interkulturellen MediatorInnen zurückgegriffen, die eine vermit-

telnde Rolle zwischen professionellem Dolmetschen und informeller Sprachmittlung einneh-

men. 

Ein zentraler Unterschied zwischen Österreich und Italien betrifft die Aufmerksamkeit 

und institutionelle Organisation des Dialogdolmetschens in gesellschaftlichen Kontexten, die 

traditionell weniger Prestige genießen als das Konferenzdolmetschen. Der Strafvollzug stellt 

die letzte Phase eines juristischen Verfahrens dar und ist das Ergebnis von Entscheidungen, die 

in früheren Teilen getroffen werden. Hier ist es entscheidend, dass alle Beteiligten einander 

verstehen können, um ein faires Verfahren zu gewährleisten. 
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Wie gezeigt wurde, existieren in Österreich klare Anforderungen an DolmetscherInnen 

im Bereich des Gerichtsdolmetschens, die ihre Kompetenzen durch Prüfungen nachweisen 

müssen. Auch für Bedarfssprachen wurden Instrumente wie die Zertifizierung light entwickelt, 

um ein Mindestmaß an Qualifikation sicherzustellen. Darüber hinaus verfügt Österreich über 

ein nationales Register von DolmetscherInnen in diesem Bereich, was einen großen Unter-

schied zu Italien repräsentiert. 

 Auch im weiteren Bereich des Dialogdolmetschens zeigt sich Österreich im Prozess der 

Professionalisierung einen Schritt voraus. Ein Beispiel dafür ist die Ausbildungspyramide Dia-

logdolmetschen, die mehr Transparenz hinsichtlich Ausbildung, Qualifizierung und Zertifizie-

rung schafft. In Italien liegt der Fokus der universitären Ausbildung weiterhin überwiegend auf 

dem Konferenzdolmetschen. Hochschuleinrichtungen bieten das Dialogdolmetschen in der Re-

gel nicht als Schwerpunkt ihrer Curricula an, anders als in Österreich, sondern als einzelne 

verpflichtende Module innerhalb breiterer Studienprogramme.  

Diese Arbeit hat daher versucht, auf Grundlage der derzeit bestehenden Studienange-

bote eine mögliche Struktur für Italien darzustellen, die jedoch kein Idealmodell beschreibt. 

Insgesamt zeigt sich, dass das Dolmetschen in sozialen und institutionellen Kontexten, trotz 

seiner zentralen Bedeutung für die Kommunikation mit MigrantInnen und für deren gesell-

schaftliche Integration, im italienischen Ausbildungssystem bislang noch nicht ausreichend be-

rücksichtigt wird.  
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Abstract 

Deutsch 

Die vorliegende Masterarbeit untersucht das Dolmetschen im Strafvollzug. In den letzten Jahrzehnten 

haben gesellschaftliche Entwicklungen, insbesondere im Zusammenhang mit Migrationsströmen, zu 

tiefgreifenden Veränderungen geführt: Zahlreiche europäische Staaten weisen eine zunehmende sprach-

liche, kulturelle und religiöse Vielfalt auf, was neue Herausforderungen mit sich bringt. Diese Verände-

rungen zeigen sich besonders deutlich in Haftanstalten. In diesen Kontexten bestehen von Natur aus 

bereits erhebliche Schwierigkeiten, die sich noch weiter verschärfen, wenn die Inhaftierten die Sprache 

und Kultur des Landes, in dem sie inhaftiert sind, nicht verstehen. Die vorliegende Arbeit analysiert die 

aktuelle Situation in zwei Staaten, Österreich und Italien, und hat zum Ziel, auf der Grundlage wissen-

schaftlicher Literatur und institutioneller Berichte zu untersuchen, wie diese beiden Länder mit sprach-

lichen und kulturellen Barrieren in Haftanstalten umgehen. Es handelt sich um ein Thema, das viele 

Jahre lang im Hintergrund stand, heutzutage jedoch zunehmend in den Fokus zahlreicher Wissenschaft-

lerInnen rückt. Darüber hinaus wird in dieser Arbeit auch dargelegt, wie Österreich und Italien die Aus-

bildung und Vorbereitung derjenigen organisieren, die als DolmetscherInnen in jenen sozialen Bereichen 

tätig sind, die jahrelang im Vergleich zum Konferenzdolmetschen als weniger prestigeträchtig gelten, 

für die jedoch eine stetig wachsende Nachfrage nach Dolmetschleistungen besteht, insbesondere für die 

sogenannten Bedarfssprachen. 

Englisch 

The present master’s thesis examines interpreting in the prison system. In recent decades, social devel-

opments, particularly in connection with migration flows, have led to profound changes: numerous Eu-

ropean countries are experiencing increasing linguistic, cultural, and religious diversity, which brings 

new challenges. These changes are particularly evident in correctional facilities. In these contexts, sig-

nificant difficulties already exist by nature, which are further exacerbated when inmates do not under-

stand the language and culture of the country in which they are detained. This study analyses the current 

situation in two countries, Austria and Italy, and aims, on the basis of scientific literature and institutional 

reports, to examine how these two countries deal with linguistic and cultural barriers in prisons. This is 

a topic that for many years remained in the background but nowadays is increasingly coming into focus 

for numerous scholars. Furthermore, this thesis also outlines how Austria and Italy organize the training 

and preparation of those who works as interpreters in those social fields that for years have been con-

sidered less prestigious compared to conference interpreting, but for which there is a steadily growing 

demand for interpreting services, especially for so-called languages of lesser diffusion. 

  

 


